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Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

1.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fastenaktion 
Misereor 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

was wir während der Corona-Pandemie in unserem 
Alltag erleben, gilt auch weltweit: Wir brauchen den 
sozialen Zusammenhalt. Wo Menschen aufeinander 
achten und füreinander einstehen, da kann Zukunft 
gelingen. Wir sind dringend auf einen Lebensstil ange-
wiesen, der vom Respekt vor jedem Menschen und vor 
Gottes Schöpfung geprägt ist.

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in den 
Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemein-
schaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg 
bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Vielfalt 
des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben 
gestalten sie im Einklang untereinander und mit der 
Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“

Doch der Lebensraum der indigenen Völker wird be-
droht – durch die wirtschaftlichen Interessen der Agra-
rindustrie, durch Bergbau und Gasförderung.

Deshalb: Stellen wir uns an die Seite der Menschen in 
Bolivien und andernorts! Gestalten wir gemeinsam die 
Fastenzeit als eine Zeit der Umkehr. Streben wir nach 
mehr globaler Gerechtigkeit – sozial und ökologisch. 
Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden unse-
re Hoffnungen, unsere Gebete und unser Engagement. 
Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre großherzige 
Spende für Misereor.

Fulda, den 24.09.2020

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, 
in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen bzw. in 
geeigneter Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 
5. Fastensonntag, dem 21. März 2021, ist ausschließlich für 
das Bischöfliche Hilfswerk Misereor bestimmt.

2.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Solidarität 
mit den Christen im Heiligen Land 
(Palmsonntagskollekte 2021)

Liebe Schwestern und Brüder, 

in den Gottesdiensten am Palmsonntag richten wir tra-
ditionell unseren Blick auf die biblischen Gebiete im 
Nahen und Mittleren Osten. Seit vielen Jahren hören 
wir von dort von politischen und religiösen Spannun-
gen, von Terror und Krieg. 

Und doch ist es die Region, in der wir den Spuren Jesu 
bis heute begegnen können. Pilger aus aller Welt las-
sen sich hier vom irdischen Lebensweg Jesu berühren. 
Dabei treffen sie auch auf die kleine christliche Ge-
meinschaft vor Ort. Unter schwierigen Bedingungen 
verkündet sie die Frohe Botschaft und setzt sich für 
Versöhnung und Toleranz unter Juden, Christen und 
Muslimen ein. 
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Christliche Schulen und Begegnungsstätten bemühen 
sich um interreligiöse Friedenserziehung. Kinder in 
Not, Behinderte, alte Menschen und Migranten – da-
runter sehr viele Frauen – finden Aufnahme in christ-
lichen Einrichtungen. Viele Pilger haben auf ihren 
Reisen diese Institutionen kennengelernt und durch 
Spenden unterstützt.

Doch mit der Corona-Pandemie sind diese Spenden 
und weitere Einnahmen durch Pilger und andere 
Reisende weggebrochen. Die wirtschaftlichen Folgen 
treffen die Christen hart, denn viele arbeiten im Pilger- 
und Tourismussektor. Um ihren Dienst weiter leisten 
zu können, sind sie mehr denn je auf unsere Verbun-
denheit und Hilfe angewiesen. 

Liebe Schwestern und Brüder, seit vielen Jahren leis-
ten der Deutsche Verein vom Heiligen Land und die 
deutsche Franziskanerprovinz für die Kirche vor Ort 
bewährte Hilfe. Wir bitten Sie um Ihr Gebet und um 
eine großzügige Spende. Dafür sagen wir Ihnen herz-
lich Dank.

Ständiger Rat, den 24.11.2020

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Die Kollekte, die am Palmsonntag, dem 28.03.2021, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) gehalten wird, ist aus-
schließlich für die Unterstützung der Christen im Heiligen 
Land durch den Deutschen Verein vom Heiligen Lande und 
das Kommissariat des Heiligen Landes der Deutschen Fran-
ziskanerprovinz bestimmt.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

3.	 Beschlüsse der Bundeskommission der 
arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes vom 8. Oktober 2020

A. Änderung des Anhangs B  
der Anlage 30 zu den AVR 

I.	 Änderung in § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu 
den AVR
1.	 In § 1 des Anhangs B der Anlage 30 zu den 

AVR wird ein neuer Absatz 1a eingefügt:
	 „(1a) 1Diese Übergangs- und Besitzstands-

regelung gilt auch für alle Ärztinnen und 

Ärzte im Sinne des § 1 der Anlage 30, die am 
31. Dezember 2019 in einem Dienstverhältnis 
gestanden haben, das am 1. Januar 2020 fort-
besteht, für die Dauer des ununterbrochen 
fortbestehenden Dienstverhältnisses. 2In den 
Fällen nach Satz 1 gilt für die Besitzstands-
regelung nach § 3 Anhang B der Anlage 30 
anstatt (des Tags) des Inkrafttretens der 
Anlage 30 zu den AVR durch Beschluss der 
Regionalkommission der 1. Januar 2020. 3In 
den Fällen nach Satz 1 gilt § 3 Anhang B der 
Anlage 30 mit der Maßgabe, dass

	 a) Absatz 5 (in der Fassung durch Beschluss 
der Bundeskommission vom 9. Dezember 
2010) keine Anwendung findet und

	 b) abweichend von § 3 Absatz 10 Satz 2 die 
im Jahr 2020 erhöhten Werte zugrunde zu 
legen sind.“

II.	 Inkrafttreten
	 Die Änderungen treten zum 1. Oktober 2020 in 

Kraft.

B. Änderungen in Anlage 2 zu den AVR

I.	 In Anlage 2 zu den AVR werden die folgenden 
Tätigkeitsmerkmale ersatzlos gestrichen und je-
weils durch das Wort „(entfällt)“ ersetzt:
1.	 In Vergütungsgruppe 1:	
	 -	 die Ziffern 1 und 2,
2.	 In Vergütungsgruppe 1a:	
	 -	 die Ziffern 2 bis 7 sowie
	 -	 die Ziffern 15 und 16,
3.	 In Vergütungsgruppe 1b:
	 -	 die Ziffern 3 bis 8 sowie
	 -	 die Ziffern 18 und 19,
4.	 In Vergütungsgruppe 2:	
	 -	 Ziffer 2,
	 -	 Ziffer 17.

II.	 Der Beschluss tritt zum 1. November 2020 in Kraft.

Vorstehende Beschlüsse setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 30. November 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

4.	 Gesetz zur Änderung der Sonderbestimmungen 
Diözesane Arbeitsgemeinschaft gemäß § 25 
Absatz 3 MAVO Bistum Mainz anlässlich der 
Corona-Pandemie

Art. 1 Änderung der Sonderbestimmungen
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Die Sonderbestimmungen MAVO-Mainz zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes zur Änderung der Ord-
nung zur Mitwirkung bei der Gestaltung des Arbeits-
vertragsrechts durch eine Kommission für die Diözese 
Mainz vom 3.7.2013 (Kirchliches Amtsblatt für die Di-
özese Mainz 2013, Nr. 8, Ziff. 89, S. 87 ff.) werden wie 
folgt geändert:
1.	 In § 2 Absatz 2 wird nach Satz 2 der folgende Satz 

3 eingefügt:
	 „Die Bestimmungen des § 14 Abs. 4 Sätze 4 und 5 

MAVO Bistum Mainz finden Anwendung.“
2.	 In § 4 Absatz 3 wird nach Satz 2 der folgende Satz 

3 eingefügt:
	 „Die Bestimmungen des § 14 Abs. 4 Sätze 4 und 5 

MAVO Bistum Mainz finden Anwendung.“
3.	 In § 5 Absatz 1 wird nach Satz 4 der folgende Satz 

5 eingefügt:
	 „Die Bestimmungen des § 14 Abs. 4 Sätze 4 und 5 

MAVO Bistum Mainz finden Anwendung.“
4.	 In § 9 wird nach Satz 2 der folgende Satz 3 

eingefügt:
	 „Die Bestimmungen des § 14 Abs. 4 Sätze 4 und 5 

MAVO Bistum Mainz finden Anwendung“

Art. 2 Inkraftsetzung

1.	 Art. 1 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
2.	 Das Gesetz tritt am 31.03.2022 außer Kraft

Mainz, den 16. Dezember 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

5.	 Beschlüsse des Diözesan-Kirchensteuerrates

Der Diözesan-Kirchensteuerrat hat auf seiner Sitzung 
am 05. Dezember 2020 folgende Beschlüsse gefasst:

I.	 Zum Wirtschaftsplan 2021 (TOP 4f)
	 „Der Wirtschaftsplan 2021 der Diözese Mainz hat 

ein Volumen der Erträge von 312.864.100 EURO 
und der Aufwendungen von 350.889.600 EURO 
und schließt mit einem negativen Gesamtergebnis 
von 38.025.500 EURO ab. Der Ausgleich erfolgt 
durch Entnahme aus der „Pensions- und Beihil-
ferücklage“ in Höhe von 47.751.600 EURO sowie 
Entnahme aus den „Sonstigen Zweckrücklagen“ 
in Höhe von 500.000 EURO. Der verbleibende 
Bilanzüberschuss in Höhe von 10.226.100 EURO 
wird der „Ergebnisrücklage“ zugeführt.

	 Der Diözesan-Kirchensteuerrat bestätigt die Emp-
fehlung des Diözesanvermögensverwaltungsrats 
(DVVR) aus der Sitzung vom 25.11.2020: 
a)	 Der Wirtschaftsplan 2021 wird unter 

folgenden Auflagen genehmigt:
b)	 Bei der Erstellung des Wirtschaftsplans für 

das Jahr 2022 muss das Defizit strukturell 
über weitere Einsparvorhaben um 5 Mio. 
Euro reduziert werden.

c)	 Dem DVVR sind im 1. Quartal des Jahres 
2021 Vorschläge zu unterbreiten, welche 
strukturellen Einschnitte konkret für das Jahr 
2022 vorgesehen sind.

	 Es ist sicherzustellen, dass das Defizit auch 
in den Folgejahren um jeweils 5 Mio. Euro 
reduziert wird.

d)	 Die Bistumsleitung prüft, wie die pasto-
ralen Vorgaben erarbeitet werden, damit 
die Entscheidungen über die strukturellen 
Einschnitte einerseits sehr zeitnah mit Nach-
druck, andererseits aber auch in angemesse-
ner Partizipation der Gremien des Bistums 
und in der Fläche erfolgen können.

	 Mit der Genehmigung des Wirtschafts- und In-
vestitionsplans 2021 wird die „Hauswirtschaftli-
che Sperre“ zum 01.01.2021 aufgehoben.“

II.	 Zum Investitionsplan 2021 (TOP 4g)
	 „Der niedergelegte Investitionsplan 2021 im Um-

fang von 2.303.000 EURO wird genehmigt.“ 
III.	 Zum Stellenplan 2021 (TOP 4h)
	 „Der Stellenplan 2021 wird in der vorgelegten 

Fassung beschlossen.“
IV.	 Zur Aufnahme von Kassenkrediten (TOP 4i)
	 „Der Höchstbetrag der Kassenkredite ausnutzbar 

als Kontokorrent-, Termin- und/oder Avalkre-
dit wird bis auf Widerruf in Höhe von 20.000.000 
EURO genehmigt.“

Gemäß § 9 der Verordnung über den Diözesan-Kir-
chensteuerrat stimme ich diesen Beschlüssen zu und 
setze sie hiermit in Kraft.

Mainz, den 12.12.2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

6.	 Beschlüsse des Diözesan-Kirchensteuerrates 
(rheinland-pfälzischer Anteil)

Der Diözesan-Kirchensteuerrat hat auf seiner Sitzung 
am 05. Dezember 2020 folgenden Beschluss gefasst 
(TOP 5):

V.	 Kirchensteuerbeschluss rheinland-pfälzischer 
Anteil

	 „Für den rheinland-pfälzischen Anteil der Diö-
zese Mainz wird aufgrund des Kirchensteuerge-
setzes Rheinland-Pfalz vom 24.02.1971, zuletzt 
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geändert durch Gesetz vom 18.06.2019 und der 
Kirchensteuerordnung der Diözese Mainz, rhein-
land-pfälzischer Anteil, vom 18.11.1971, in der je-
weils geltenden Fassung beschlossen:

	 a) Die Diözesankirchensteuer als Zuschlag zur 
Einkommensteuer beträgt 9 v.H. der Einkom-
mensteuer (Einkommen-, Lohn- und Kapitaler-
tragsteuer) für das Kalenderjahr 2021. Dieser He-
besatz gilt auch in den Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer und der Einkommensteuer. 

	 In den Fällen der Pauschalierung der Einkom-
mensteuer nach §§ 37a oder 37b Einkommen-
steuergesetz oder der Pauschalierung der Lohn-
steuer nach §§ 40, 40a Abs. 1, 2a und 3 und 40b 
Einkommensteuergesetz wird der Hebesatz auf 7 
v.H. der Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer er-
mäßigt, wenn der Pauschalierende von der Ver-
einfachungsregelung nach Nummer 1 des gleich 
lautenden Erlasses der obersten Finanzbehörden 
der Bundesländer vom 8. August 2016 (BStBl I S. 
773) Gebrauch macht. 

	 b) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschie-
denen Ehen oder Lebenspartnerschaften (§ 5 Abs. 
1 Nr. 5 des Rheinland-Pfälzischen Kirchensteuer-
gesetzes) bemisst sich nach der Tabelle zur Kir-
chensteuerordnung für die Diözese Mainz, rhein-
land-pfälzischer Anteil, vom 12.06.2001, in der 
jeweils geltenden Fassung.

	 Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden 
auch über den 31. Dezember 2021 weiter erhoben, 
falls zu dem genannten Termin neue Kirchensteu-
erhebesätze nicht beschlossen und staatlich aner-
kannt sind.“

Gemäß § 9 der Verordnung über den Diözesan-Kir-
chensteuerrat stimme ich diesem Beschluss zu und set-
ze ihn hiermit in Kraft.

Mainz, den 12. Dezember 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

7.	 Beschlüsse des Diözesan-Kirchensteuerrates 
(hessischer Anteil)

Der Diözesan-Kirchensteuerrat hat auf seiner Sitzung 
am 05. Dezember 2020 folgenden Beschluss gefasst 
(TOP 5):

VI.	 Kirchensteuerbeschluss hessischer Anteil
	 „Für den hessischen Anteil der Diözese Mainz 

wird aufgrund des Kirchensteuergesetzes Hessen 
vom 12.02.1986, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 20.02.2020, und der Kirchensteuerordnung 

der Diözese Mainz, hessischer Anteil, vom 
12.12.1968, in der jeweils geltenden Fassung 
beschlossen:

	 a) Die Diözesankirchensteuer als Zuschlag zur 
Einkommensteuer beträgt 9 v.H. der Einkom-
mensteuer (Einkommen-, Lohn- und Kapitaler-
tragsteuer) für das Kalenderjahr 2021. Dieser He-
besatz gilt auch in den Fällen der Pauschalierung 
der Lohnsteuer und der Einkommensteuer. 

	 In den Fällen der Pauschalierung der Einkom-
mensteuer nach §§ 37a oder 37b Einkommen-
steuergesetz oder der Pauschalierung der Lohn-
steuer nach §§ 40, 40a Abs. 1, 2a und 3 und 40b 
Einkommensteuergesetz wird der Hebesatz auf 7 
v.H. der Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer er-
mäßigt, wenn der Pauschalierende von der Ver-
einfachungsregelung nach Nummer 1 des gleich 
lautenden Erlasses der obersten Finanzbehörden 
der Bundesländer vom 8. August 2016 (BStBl I S. 
773) Gebrauch macht. 

	 b) Das besondere Kirchgeld (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 
des Hessischen Kirchensteuergesetzes) bemisst 
sich nach der Tabelle zur Kirchensteuerordnung 
für die Diözese Mainz, hessischer Anteil, vom 
12.06.2001, in der jeweils geltenden Fassung.

	 Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden 
auch über den 31. Dezember 2021 weiter erhoben, 
falls zu dem genannten Termin neue Kirchensteu-
erhebesätze nicht beschlossen und staatlich aner-
kannt sind.“

Gemäß § 9 der Verordnung über den Diözesan-Kir-
chensteuerrat stimme ich diesem Beschluss zu und set-
ze ihn hiermit in Kraft.

Mainz, den 12. Dezember 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

8.	 Beschlüsse des Diözesan-Kirchensteuerrates 
(baden-württembergischer Anteil)

Der Diözesan-Kirchensteuerrat hat auf seiner Sitzung 
am 05. Dezember 2020 folgenden Beschluss gefasst 
(TOP 5):

VII.	 Kirchensteuerbeschluss baden-württembergi-
scher Anteil

	 „Der Steuersatz für die Diözesankirchensteuer als 
Zuschlag zur Einkommen-/Lohn-/ und Kapitaler-
tragsteuer wird für das Kalenderjahr 2021 auf 9 % 
der Bemessungsgrundlage festgesetzt.

	 Dieser Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pau-
schalierung der Lohnsteuer, der Pauschalierung 
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der Einkommensteuer auf Sachprämien nach 
§  37a Einkommensteuergesetz sowie auf Sach-
zuwendungen nach § 37b Einkommensteuer-
gesetz. Bei Anwendung der Vereinfachungsre-
gelung nach Nr. 1 i.V.m. Nr. 3 des Erlasses des 
Ministeriums für Finanzen Baden-Württemberg 
vom 8. August 2016 - 3 - S 244.4/27 - (BStBl 2016 
I S. 773) beträgt der ermäßigte Steuersatz 5,0% 
der pauschalen Lohnsteuer und der pauschalen 
Einkommensteuer. 

	 Das besondere Kirchgeld (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 des Ba-
den-Württembergischen Kirchensteuergesetzes) 
bemisst sich nach der Tabelle zur Kirchensteuer-
ordnung für die Diözese Mainz, baden-württem-
bergischer Anteil, vom 5. Oktober 2015, in der je-
weils geltenden Fassung.

	 Die oben festgesetzten Kirchensteuern werden 
auch über den 31. Dezember 2021 bis zu sechs 
Monate weiter erhoben, falls zu dem genannten 
Termin neue Kirchensteuerhebesätze nicht be-
schlossen und staatlich anerkannt sind.“

Gemäß § 9 der Verordnung über den Diözesan-Kir-
chensteuerrat stimme ich diesem Beschluss zu und set-
ze ihn hiermit in Kraft.

Mainz, den 12. Dezember 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

9.	 Urlaubsvertretungen

Die Herren Dekane werden gebeten, rechtzeitig inner-
halb des Dekanates mit allen Mitbrüdern den Urlaub 
zu planen und abzustimmen, damit gegenseitige Ver-
tretung gewährleistet ist. Bei frühzeitiger Absprache 
können gewiss auch aus den Reihen unserer Ruhe-
standspriester und geistlichen Religionslehrer sowie 
von den Ordenspriestern Vertreter für einzelne Sonn-
tage gewonnen werden.

Im Hinblick auf die immer noch andauernde Pande-
mie bitten wir zu bedenken, dass es in dem von Ihnen 
geplanten Urlaubszeitraum Reisewarnungen geben 
kann. Eine Einreise der Urlaubsvertreter kann dadurch 
verhindert werden. Ebenso können eventuelle Qua-
rantänevorschriften der Einreise des Urlaubsvertreters 
entgegenstehen.

Es wird auch sinnvoll sein, wenn für das Angebot 

der Gottesdienstzeiten eine Nachbarschaftsabspra-
che (Pfarrgruppe bzw. Pfarreienverbund) erfolgt und 
gegenseitig in den einzelnen Pfarreien bekannt gege-
ben wird. Die Gläubigen werden es verstehen, dass in 
der Urlaubszeit die Gottesdienste reduziert werden 
müssen.
Für dennoch notwendig werdende Aushilfen gibt es 
eine begrenzte Zahl von ausländischen Priestern, die 
eine Vertretung übernehmen wollen. Diese bewerben 
sich gleichzeitig bei verschiedenen Diözesen, meist für 
die Monate Juli, August und September.
Es ist deshalb ratsam, den Vertreter für einen vollen 
Kalendermonat zu beantragen oder ihn je zur Hälfte 
der Zeit mit einem Nachbarpfarrer zu teilen.
Die an römischen Universitäten studierenden Priester 
werden nicht mehr über die Botschaft der Bundesrepu-
blik Deutschland beim Heiligen Stuhl in Rom vermit-
telt. Dieser Personenkreis wie auch Priester, die direkt 
aus ihren Heimatländern kommen, werden in Zukunft 
bei den ihnen bereits aus früherer Zeit bekannten Pfar-
reien oder bei den Ordinariaten um eine Vertretung 
bitten.

Termin: 1. April 2021
Die Herren Pfarrer werden gebeten, bis spätestens 1. 
April 2021 über den zuständigen Dekan an das Bi-
schöfliche Ordinariat, Personaldezernent (ohne An-
schreiben) auf dem Formular „Urlaubsantrag“ (vgl. 
Schreiben des Herrn Generalvikar vom 21.08.2012) zu 
melden, in welchem Zeitraum sie in Urlaub gehen wol-
len und (falls selbst keine Urlaubsvertretung gefunden 
werden konnte) für welchen Zeitraum sie einen aus-
ländischen Vertreter benötigen.
Pfarrer, die mit dem Auslandsvertreter des vergan-
genen Jahres bereits eine Vereinbarung getroffen ha-
ben, melden ebenfalls bis zum 01.04.2021 mit dem o.g. 
Formblatt ihren Urlaub. Bitte denken Sie daran, dort 
den vollständigen Namen samt vollständiger An-
schrift und E-Mail-Adresse Ihres Urlaubsvertreters 
anzugeben.

Die aktuelle Fassung des Urlaubsantrags ist im e-mip, 
Download Formulare, hinterlegt.

Vollmachten für die Pfarrvertreter 2021
Alle Priester, die auf dem Urlaubsgesuch als Vertreter 
genannt werden, erhalten mit dem genehmigten Ur-
laubsantrag für die Wahrnehmung der Pfarrvertretung 
im Jahr 2021 die nach can. 539 ff nötigen Vollmachten, 
insbesondere die Befugnis zur Entgegennahme von 
Beichten und die Erlaubnis zur Verkündigung des 
Wortes Gottes sowie die Vollmacht zur Assistenz bei 
Eheschließungen.
Auslandsvertreter erhalten eine schriftliche Zusage 
und ein Aushilfsdekret des Bischöflichen Ordinariates.
Die Pfarrer, die sich gemeldet haben, erhalten mit 
dem genehmigten Abwesenheitsantrag die notwen-
digen Hinweise und Abrechnungsunterlagen für den 
Auslandsvertreter.
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Mit der Verordnung zur Prävention von sexuel-
lem Missbrauch vom 01.02.2011, aktualisiert zum 
01.03.2015, setzt das Bistum Mainz verbindliche 
Standards für die Präventionsarbeit. In weiten Teilen 
orientiert sich das Bistum dabei an den entsprechen-
den Vorgaben der Rahmenordnung der Deutschen 
Bischofskonferenz.
Auch Vertretungspriester, die einen Dienst im Bistum 
übernehmen, müssen daher eine Selbstverpflichtungs-
erklärung unterzeichnen. Diese wird direkt vom Büro 
des Priesterreferenten bei dem jeweiligen Vertretungs-
pfarrer angefordert.
Ebenfalls durch das Büro des Priesterreferenten wird 
beim jeweiligen Vertretungspfarrer die Erklärung des 
Ortsbischofs bzw. Ordensoberen zur Unbedenklich-
keit angefordert.

Wichtiger Hinweis zur Abrechnung von ausländischen 
Studenten
Pfarrvertreter, die im Bundesgebiet an einer Hochschu-
le als Studenten eingeschrieben sind, haben ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet. Daher kann 
ihnen aufgrund der aktuellen Steuergesetzgebung die 
Vergütung nicht wie den Pfarrvertretern ausgezahlt 
werden, die lediglich zur Urlaubsvertretung ins Bun-
desgebiet einreisen. Bei Meldung des Urlaubs bzw. der 
Abwesenheit vom Dienstort bitten wir daher unbe-
dingt anzugeben, wenn es sich um einen Studenten an 
einer inländischen Hochschule handelt. Wir werden in 
diesen Fällen mit dem Genehmigungsschreiben bereits 
entsprechende Personalunterlagen anfordern, die für 
die Abrechnung der Vergütung erforderlich sind.
Pfarrvertreter, die nicht aus EU-Ländern kommen, 
benötigen grundsätzlich eine „Aufenthaltsgenehmi-
gung“ in der Form des „Visums“, die vor der Einrei-
se von der zuständigen Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) in ihrem Heimatland zu beantra-
gen ist. Eine Nichtbeachtung dieser Vorschrift für zu 
einer illegalen Einreise ins Bundesgebiet.

Abrechnung
Wegen der angespannten Haushaltslage können Kos-
ten für ausländische Vertreter nur für einen Monat 
in einer Pfarrei genehmigt werden. Die Vertretung – 
selbst in mehreren Pfarreien (auch in anderen Diöze-
sen) – darf die 3-Monatsfrist/70 Tage für ausländische 
Priester jedoch nicht überschreiten.
Als Vergütung erhält der aushelfende Priester ein Ent-
gelt von 512,– € netto bei einer monatlichen Vertretung 
(bzw. den anteiligen Tagessatz) sowie freie Unterkunft 
und Verpflegung.
Die Diözese übernimmt (nach Vorlage entsprechen-
der Belege) die Reisekosten lt. Bahntarif 2. Klasse (Di-
rektweg!), jedoch höchstens in einer Höhe von 255,– € 
(auch bei Flugkosten). Evtl. Mehrkosten gehen zu Las-
ten des Vertreters. Kommt der Pfarrvertreter von ei-
nem Einsatzort einer anderen Diözese werden ihm nur 
die Reisekosten von Einsatzort zu Einsatzort erstattet. 

Die Rückreisekosten zum Wohnort werden allerdings 
nur dann erstattet, wenn nach Ablauf der vereinbarten 
Vertretung die Tätigkeit in den Diözesen der Bundes-
republik Deutschland beendet ist.
Bei Anreise mit Pkw (oder Flugzeug) werden nur die 
Kosten einer Fahrkarte lt. Bahntarif 2. Klasse (Direkt-
weg!) vergütet, ebenfalls nicht höher als 255,– €. Wenn 
ein Ferienvertreter in mehreren Pfarreien aushilft, wer-
den die Fahrtkosten nur einmal erstattet. Die Sustenta-
tion (Tagessatz 12,– €) und die Vergütung aller sonsti-
gen vorgenannten Ausgaben (gegen Quittung) werden 
dem zuständigen Pfarrer nach Beendigung der Vertre-
tung und Einreichen der Abrechnungsunterlagen vom 
Bischöflichen Ordinariat überwiesen.
Private Telefongespräche gehen auf Rechnung des 
Vertreters.
Während der Vertretung in einer Pfarrei tritt die Diöze-
se bei akut auftretenden Erkrankungen kostendeckend 
für den Vertreter ein. Aufwendungen für Krankheiten, 
die bereits vor Antritt des Einsatzes festgestellt wur-
den, können nicht erstattet werden. Dies gilt auch für 
Zahnerkrankungen, Zahnprothesen, Brillen usw.
Für einen Krankenhausaufenthalt wegen einer akut 
aufgetretenen Krankheit sind lediglich die Kosten ent-
sprechend den Bestimmungen der gesetzlichen Kran-
kenversicherung erstattungsfähig. 
Polizeiliche Anmeldung: Die Pfarrer melden den Tag 
der An- und Abreise ihres Auslandsvertreters beim 
Einwohnermeldeamt.
Priester, die von Mitbrüdern aus unserer Diözese ver-
treten werden, melden Ihren Jahresurlaub (siehe auch 
KA 14/1987, S. 89) mit dem Urlaubsantrag bis spätes-
tens 6 Wochen vor Urlaubsbeginn.

10.	 Hinweise zur Durchführung der  
Misereor-Fastenaktion 2021

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in den 
Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Gemein-
schaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den Weg 
bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Vielfalt 
des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammenleben 
gestalten sie im Einklang untereinander und mit der 
Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, 
dem 21. Februar 2021, im Bistum Hildesheim eröffnet. 
Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Partnern 
aus Bolivien sowie Gläubigen aus der Diözese feiert 
Misereor um 10 Uhr im Hildesheimer Dom einen Got-
tesdienst, der live in der ARD übertragen wird.

Auf dem Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt Misere-
or eine indigene Bolivianerin, die auf die ruhige Schön-
heit ihrer Heimat schaut. Wie eine Fata Morgana tritt 
eine von Börsenwerten umgebene Aktienkurve in ihr 
Blickfeld. Diese ist das Sinnbild für ein kapitalistisches 
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und allein auf Wachstum ausgerichtetes Wirtschafts-
modell, das Natur und Menschen in den Ländern des 
Südens rücksichtslos ausbeutet. 
Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in Ihrer Ge-
meinde, z. B. im Schaukasten und am Schriftenstand, 
aus und versehen Sie den Opferstock in Ihrer Kirche 
mit dem Misereor-Opferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Du stellst meine Füße 
auf weiten Raum – Die Kraft des Wandels“ wurde von 
der chilenischen Künstlerin Lilian Moreno Sánchez 
gestaltet. „Die Kraft des Wandels meint die Kraft, die 
wir brauchen, um in Krisen durchzuhalten und nicht 
nur das, sondern auch grundsätzlich in uns und in der 
Welt etwas zu ändern. Eine andere Welt ist möglich. 
Diese Hoffnung möchte ich teilen.“ (L. M. Sánchez)
Basis des Hungertuches ist ein Röntgenbild, das den 
gebrochenen Fuß eines Menschen zeigt, der in San-
tiago de Chile bei Demonstrationen gegen soziale 
Ungleichheit durch die Staatsgewalt im Herbst 2019 
verletzt worden ist. Es lädt mit zahlreichen Begleit-
materialien zu Reflexion und Auseinandersetzung ein. 
Das Hungertuch ist in zwei Größen zum Aushang im 
Kirchenraum, Pfarrheim oder in der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur 
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fasten-
zeit. Kreuzweg-Hefte sind separat bestellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2021 und das Fastenbre-
vier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch ein, 
die Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu 
gestalten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonn-
tag, dem 21. März 2021, ein Fastenessen zugunsten von 
Misereor-Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig 
zahlreiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung 
der Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und Ge-
meinde bereit: kinderfastenaktion.de.

Am Freitag, den 19. März 2021, ist bundesweiter Coffee 
Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmenschen eine 
schöne Pause – schenken Sie fair gehandelten Kaffee 
aus und sammeln Sie für Misereor-Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, soll in allen 
katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deutschen 
Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen werden. 
Legen Sie bitte die Opfertütchen zu den Gottesdiens-
ten aus.

Am 5. Fastensonntag, dem 21. März 2021, wird mit 
der Misereor-Kollekte um Unterstützung der Projekt-
arbeit der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und La-
teinamerika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das 
Misereor-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach 
Ostern stehen bleiben. Das „Fastenopfer der Kinder“ 
soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte überwiesen 

werden. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe, 
dass die Kollekte zeitnah und ohne Abzug von den 
Gemeinden über die Bistumskassen an Misereor wei-
tergeleitet wird. Eine pfarreiinterne Verwendung der 
Kollektengelder, z. B. für eigene Partnerschaftsprojek-
te, ist nicht zulässig. Misereor ist den Spendern gegen-
über rechenschaftspflichtig. Sobald das Ergebnis Ihrer 
Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte der Gemeinde mit 
einem herzlichen Wort des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das „Team 
Fastenaktion“ bei Misereor, Tel.: 0241 442-445, E-Mail: 
fastenaktion@misereor.de. Informationen finden Sie 
auf der Misereor-Homepage fastenaktion.misereor.de. 
Dort stehen viele Materialien zum kostenlosen Down-
load bereit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden 
bei: MVG, Tel.: 0241 47986100, E-Mail: bestellung@ 
eine-welt-shop.de und misereor-medien.de.

11.	 Stellenausschreibungen 

Priester

Die nachfolgend genannten Seelsorgestellen sind neu 
zu besetzen:

Zum 01. März 2021
Dekanat Alsfeld
Pfarrgruppe Alsfeld/Homberg und Pfarrei Ruhlkirchen
Pfarrvikar der Pfarreien
Alsfeld, St. Christophorus
3.375 Katholiken
und
Homberg(Ohm), Johannes Paul II.
1.602 Katholiken
und
Ruhlkirchen, St. Michael
1.188 Katholiken

Dienstsitz ist in Ruhlkirchen.
Dienstvorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe 
Alsfeld/Homburg und zugleich Pfarrer der Pfarrei 
Ruhlkirchen.

Zum 01. Mai 2021
Dekanat Alsfeld
Pfarrgruppe St. Bonifatius Hoher Vogelsberg
Pfarradministrator der Pfarreien
Eichenrod, St. Antonius von Padua 
212 Katholiken
und
Grebenhain, M. Himmelfahrt, St. Josef u. St. Laurentius
886 Katholiken
und
Herbstein, St. Jakobus u. Joh. der Täufer
1.283 Katholiken
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und
Ulrichstein, Unbefl. Empfängnis Mariens
202 Katholiken
und zugleich Leiter der Pfarrgruppe
Dienstsitz ist Herbstein, St. Jakobus u. Joh. d. Täufer.

Zum 01. August 2021 
Dekanat Gießen 
Pfarreienverbund Gießen

Pfarrvikar für die Pfarreien des Pfarreienverbundes 
Gießen, St. Albertus
6.886 Katholiken
und
Gießen, St. Bonifatius
5.496 Katholiken 
und
Gießen, St. Thomas Morus
3.265 Katholiken

Dienstsitz ist die Pfarrei Gießen, St. Albertus.
Dienstvorgesetzter ist der Leiter des Pfarreienverbundes.

Dekanat Mainz-Süd
Pfarrgruppe Oppenheim

Pfarrvikar für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Dienheim, St. Josef
685 Katholiken 
und
Guntersblum, St. Viktor
1.003 Katholiken
und 
Nierstein, St. Kilian
2.779 Katholiken
und 
Oppenheim, St. Bartholomäus
2.139 Katholiken
Dienstsitz ist in Nierstein
Dienstvorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe.

Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 6. Januar 2021 
an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitular 
Hans-Jürgen Eberhardt.
Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftragten 
für die Priester erhältlich, soweit vorhanden.

Gemeindereferent/inn/en und Diakone mit entspre-
chender Qualifikation

Zum 01. August 2021 sind folgende Stellen zu besetzen:

Dekanat Alsfeld
PG St. Bonifatius Hoher Vogelsberg
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Alzey-Gau-Bickelheim
PG Rheinhessische Schweiz
Stellenumfang 0,5
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Bergstraße-Ost
Pfarrei Mörlenbach St. Bartholomäus und Pfarrei Bir-
kenau Maria Himmelfahrt
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarreien

PG Fürth/Lindenfels
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Bingen
PG Kath. Kirche Ingelheim
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Darmstadt
PV Darmstadt-Innenstadt
Darmstadt, Heilig Kreuz und Liebfrauen
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarreien

Darmstadt, St. Elisabeth
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Pfarrei Weiterstadt St.Joh.d.Täufer
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Dieburg
Pfarrei Groß-Zimmern St. Bartholomäus
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Dreieich
Pfarrei Dietzenbach St. Martinus
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

PV Langen/Egelsbach
Egelsbach, St. Josef und Langen, St. Jakobus
Stellenumfang 1,5 für zwei Personen aus den 
Berufsgruppen
Vorgesetzter ist der Leiter des Pfarreienverbundes
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Dekanat Rodgau
Pfarrei Jügesheim, St. Nikolaus
Stellenumfang 0,5
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Wetterau-Ost
PV Altenstadt/Büdingen
Pfarrei Altenstadt, St. Andreas
Stellenumfang 1,0
Die Stelleninhaberin kann sich bewerben
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Wetterau-West
PG Mörlen
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

PG Ockstadt/Rosbach
Stellenumfang 0,5
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

PG Karben und Pfarrei Heldenbergen
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe und Pfarrei

Pfarrei Butzbach St. Gottfried
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Nähere Informationen und Stellenbeschreibungen 
können – soweit sie vorliegen – im Personaldezernat, 
Abt. 1, Ref. 5, abgerufen werden.
Wir weisen darauf hin, dass sich die derzeitigen Zu-
schnitte der Pfarreigrenzen im Zuge des Pastoralen 
Weges ändern werden. Wir erwarten von den Bewer-
ber/inne/n die Bereitschaft, die Veränderungsprozesse 
aktiv mit zu gestalten.
Bewerbungen bitte bis zum 15. Januar 2021 an: Bischöf-
liches Ordinariat, Personaldezernat, Abt. 1, Ref. 5, Frau 
Monika Stübinger, Postfach 15 60 55005 Mainz.

Bereits durch Rundschreiben mitgeteilt.

Kirchliche Mitteilungen

12.	 Personalchronik
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13.	 Gottesdiensthilfen für die Österliche Bußzeit 
und Ostern 2021

Das Deutsche Liturgische Institut (DLI) bietet für die 
Österliche Bußzeit und die Feier von Ostern einige Mo-
delle und Materialien an, die auch die Pandemiesitua-
tion berücksichtigen: beispielsweise geistliche Impulse 
für die Sonntage der Fastenzeit als Faltblatt zum Aus-
legen in der Kirche, ein Gebetsheft für die Heilige Wo-
che, eine Hilfe für eine meditative Ölbergstunde mit 
Gesängen aus Taizé. Für Gemeindegottesdienste aber 
auch für das persönliche Beten zu Hause eignet sich 
die Vorlage für ein Leseoratorium: Die Klagelieder. 
Wie in jedem Jahr wird es auch ein Modell für einen 
Bußgottesdienst geben. Anregungen zur Osterfeier mit 
Kindern in Kindergarten, Grundschule und zu Hause 
(Emmaus) ergänzen eine Handreichung für Kinder im 
Palmsonntags-Gottesdienst. Für einen analogen Oster-
gruß wird es Osterkarten mit verschiedenen Motiven 
geben.

Eine Übersicht findet sich ab Februar 2021 unter  
www.liturgie.de  (Corona-Praxis) und im On-
line-Shop: shop.liturgie.de.
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Präambel

Unter Berücksichtigung der kirchenrechtlichen Vor-
gaben, insbesondere des Codex Iuris Canonici (CIC), 
wird hiermit das nachfolgende Gesetz erlassen, auf 
dessen Grundlage die kirchliche Datenschutzaufsicht 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach Art. 91 Abs. 2 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung - DSGVO) und §§ 42 ff. des Gesetzes über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDG) handelt.

Abschnitt 1 
Anwendungsbereich und Verfahrensgrundsätze

§ 1 Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die nach außen gerichtete Tätig-
keit der gemäß Art. 91 Abs. 2 DSGVO, §§ 42 ff. KDG 
errichteten kirchlichen Datenschutzaufsicht (daten-
schutzbezogenes Verwaltungsverfahren) zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben aus Kapitel 6 und Kapitel 7 des KDG.
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§ 2 
Beteiligte

(1)	 Beteiligte sind
1.	 die betroffene Person im Sinne des § 4 Nr. 1. KDG,
2.	 der Verantwortliche1 im Sinne des § 4 Nr. 9. KDG,
3. 	 der Auftragsverarbeiter im Sinne des § 4 Nr. 10. 

KDG,
4. 	 diejenigen, die nach Absatz 2 von der kirchlichen 

Datenschutzaufsicht zu dem Verfahren hinzuge-
zogen worden sind.

(2)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann von 
Amts wegen oder auf Antrag diejenigen, deren rechtli-
che Interessen durch den Ausgang des Verfahrens be-
rührt werden können, als Beteiligte hinzuziehen.

(3)	 Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht 
Beteiligter.

§ 3 
Bevollmächtigte und Beistände

(1)	 Im Verwaltungsverfahren kann sich jeder Betei-
ligte in jeder Lage des Verfahrens durch einen Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat 
auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuwei-
sen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der kirchlichen 
Datenschutzaufsicht gegenüber erst wirksam, wenn er 
ihr zugeht.

(2)	 Ein Beteiligter kann sich bei Verhandlungen und 
Besprechungen eines Beistandes bedienen. Das von 
dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteilig-
ten vorgebracht, soweit der Beteiligte dem nicht unver-
züglich widerspricht.

§ 4 
Verfahrensgrundsätze

(1)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht entscheidet 
nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein 
Verwaltungsverfahren durchführt. Dies gilt nicht, 
wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf Grund 
von Rechtsvorschriften
1. 	 von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden 

muss;
2. 	 nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag 

nicht vorliegt.

(2)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht ermittelt den 
Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und 
Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an 

1	 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrück-
lich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differen-
ziert. Die gewählte männliche Form schließt adäquate andere For-
men gleichberechtigt ein.

die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebun-
den. Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat alle für 
den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteilig-
ten günstigen Umstände zu berücksichtigen.

(3)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht darf die Ent-
gegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in 
ihren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb ver-
weigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der 
Sache für unzulässig oder unbegründet hält.

(4)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht bedient sich 
der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich 
hält. Sie kann insbesondere
1. 	 Auskünfte jeder Art einholen,
2.	 Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige 

vernehmen oder die schriftliche oder elektroni-
sche Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen 
und Zeugen einholen,

3. 	 Urkunden und Akten beiziehen,
4. 	 den Augenschein einnehmen.

(5)	 Ein Vorverfahren findet nicht statt.

§ 5 
Anhörung

(1)	 Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in 
Rechte eines Beteiligten eingreift, ist ihm in Überein-
stimmung mit can. 50 CIC und § 47 Abs. 8 KDG Ge-
legenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen zu äußern.

(2)	 Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn 
sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten 
ist, insbesondere wenn
1.	 eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im 

Verzug oder im kirchlichen Interesse notwendig 
erscheint,

2. 	 durch die Anhörung die Einhaltung einer für die 
Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt 
würde,

3. 	 von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, 
die dieser in einem Antrag oder einer Erklärung 
gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewi-
chen werden soll,

4. 	 die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichartige 
Verwaltungsakte in größerer Zahl erlassen will.

(3)	 Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwin-
gendes kirchliches Interesse entgegensteht.
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§ 6 
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat den Betei-
ligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten 
zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendma-
chung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen 
erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Ver-
waltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entschei-
dungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren 
Vorbereitung.

(2)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist zur Gestat-
tung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch 
sie die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der 
kirchlichen Datenschutzaufsicht beeinträchtigt, das 
Bekanntwerden des Inhalts der Akten kirchlichen In-
teressen Nachteile bereiten würde oder soweit die 
Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, 
namentlich wegen der berechtigten Interessen der Be-
teiligten oder dritter Personen, geheim gehalten wer-
den müssen.

(3)	 Die Akteneinsicht erfolgt bei der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht, die die Akten führt.

§ 7 
Fristen und Termine

(1)	 Für die Berechnung von Fristen und für die Be-
stimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht 
durch die nachfolgenden Absätze etwas anderes be-
stimmt ist.

(2)	 Der Lauf einer Frist, die von der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, 
der auf die Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn 
dem Adressaten etwas anderes mitgeteilt wird.

(3)	 Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet 
die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werk-
tags. Dies gilt nicht, wenn dem Adressaten unter Hin-
weis auf diese Vorschrift ein bestimmter Tag als Ende 
der Frist mitgeteilt worden ist.

(4)	 Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so wer-
den Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende 
mitgerechnet.

(5)	 Fristen, die von der kirchlichen Datenschutzauf-
sicht gesetzt sind, können verlängert werden. Sind 
solche Fristen bereits abgelaufen, so können sie rück-
wirkend verlängert werden, insbesondere wenn es 
unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen 
Rechtsfolgen bestehen zu lassen. Die kirchliche Daten-
schutzaufsicht kann die Verlängerung der Frist nach 
§ 10 mit einer Nebenbestimmung verbinden.

§ 8 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1)	 War jemand ohne Verschulden verhindert, eine 
gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 
Das Verschulden eines Vertreters ist dem Vertretenen 
zuzurechnen.

(2)	 Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen 
zur Begründung des Antrags sind bei der Antragstel-
lung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu 
machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte 
Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann 
Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden.

(3)	 Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten 
Frist kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt 
oder die versäumte Handlung nicht mehr nachgeholt 
werden, außer wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist in-
folge höherer Gewalt unmöglich war.

(4)	 Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entschei-
det die kirchliche Datenschutzaufsicht, die über die 
versäumte Handlung zu befinden hat.

(5)	 Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich 
aus einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlos-
sen ist.

Abschnitt 2
Zustandekommen des Verwaltungsaktes

§ 9
Begriff des Verwaltungsaktes und 

Ermessensausübung

(1)	 Verwaltungsakt im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Verfügung, Entscheidung oder andere kirchenhoheitli-
che Maßnahme, die die kirchliche Datenschutzaufsicht 
zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des 
kirchlichen Datenschutzrechts trifft und die auf unmit-
telbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.

(2)	 Ist die kirchliche Datenschutzaufsicht ermächtigt, 
nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermes-
sen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung aus-
zuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
einzuhalten.

§ 10 
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1)	 Ein Verwaltungsakt darf nach pflichtgemäßem 
Ermessen mit Nebenbestimmungen versehen werden: 
Er kann versehen werden mit
1.	 einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung 

oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
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beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeit-
raum gilt (Befristung),

2. 	 einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der 
Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belas-
tung von dem ungewissen Eintritt eines zukünf-
tigen Ereignisses abhängt (Bedingung),

3. 	 einem Vorbehalt des Widerrufs
	 oder verbunden werden mit
4. 	 einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten 

ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben 
wird (Auflage),

5. 	 einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung einer Auflage.

(2)	 Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Ver-
waltungsaktes nicht zuwiderlaufen.

§ 11 
Bestimmtheit, Form und Begründung des 

Verwaltungsaktes

(1)	 Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend 
bestimmt sein.

(2)	 Der Verwaltungsakt muss schriftlich erlassen und 
begründet werden. In Ausnahmefällen, insbesonde-
re bei Dringlichkeit, kann er auch in Textform oder 
mündlich erlassen werden. Ein mündlich erlassener 
Verwaltungsakt ist schriftlich zu bestätigen und mit 
einer Begründung zu versehen; ein in Textform er-
lassener Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu 
versehen.

(3)	 In der Begründung sind die wesentlichen tatsäch-
lichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die 
kirchliche Datenschutzaufsicht zu ihrer Entscheidung 
bewogen haben. Die Begründung von Ermessensent-
scheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen 
lassen, von denen die kirchliche Datenschutzaufsicht 
bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.

(4)	 Einer wenigstens summarischen Begründung be-
darf es,
1.	 soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt 

bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die 
Auffassung der kirchlichen Datenschutzaufsicht 
über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt 
oder auch ohne Begründung für ihn ohne weite-
res erkennbar ist,

2.	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichar-
tige Verwaltungsakte in größerer Zahl erlässt und 
die Begründung nach den Umständen des Einzel-
falls nicht geboten ist,

3. 	 wenn sich dies aus einer kirchlichen oder staatli-
chen Rechtsvorschrift ergibt.

(5)	 Einer Begründung bedarf es nicht, soweit die 
kirchliche Datenschutzaufsicht einem Antrag ent-
spricht oder einer Erklärung folgt und der Verwal-
tungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift.

§ 12 
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1)	 Ein Verwaltungsakt der kirchlichen Datenschut-
zaufsicht ist demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, 
für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen 
wird. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so kann die Be-
kanntgabe ihm gegenüber vorgenommen werden.

(2)	 Ein in Schriftform erlassener Verwaltungsakt gilt 
bei der Übermittlung durch die Post im Inland am 
dritten Tage nach der Aufgabe zur Post als bekannt ge-
geben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht 
oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im 
Zweifel hat die Datenschutzaufsicht den Zugang des 
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs 
nachzuweisen.

(3)	 Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gege-
ben werden, wenn dies durch kirchliche oder staatliche 
Rechtsvorschrift zugelassen ist.

(4)	 Die öffentliche Bekanntgabe eines in Schrift- oder 
Textform erlassenen Verwaltungsaktes wird dadurch 
bewirkt, dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt 
gemacht wird. Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt 
gegeben.

§ 13 
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann Schreibfehler 
und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Ver-
waltungsakt jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem 
Interesse des Beteiligten ist zu berichtigen. Die kirchli-
che Datenschutzaufsicht ist berechtigt, die Vorlage des 
Dokuments zu verlangen, das berichtigt werden soll.

§ 14 
Rechtsbehelfsbelehrung

(1)	 Einem in Schrift- oder in Textform erlassenen Ver-
waltungsakt, der der Anfechtung unterliegt, ist eine 
Erklärung beizufügen, durch die der Beteiligte über 
den Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt ge-
geben ist, über die kirchliche Datenschutzaufsicht oder 
das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf einzulegen ist, 
den Sitz und über die einzuhaltende Frist belehrt wird 
(Rechtsbehelfsbelehrung).
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(2)	 Sofern nicht anderweitig, insbesondere in einer 
Kirchlichen Verwaltungsgerichtsordnung, etwas an-
deres bestimmt ist, beginnt die Frist für einen Rechts-
behelf nur zu laufen, wenn der Beteiligte über den 
Rechtsbehelf, die kirchliche Datenschutzaufsicht oder 
das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen ist, 
den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich oder in 
Textform belehrt worden ist. Im Falle des § 11 Abs. 2 
Satz 3 1. Halbsatz beginnt der Fristlauf mit der schrift-
lichen Bestätigung des Verwaltungsaktes.

(3)	 Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig er-
teilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs unbescha-
det der Bestimmungen des CIC nur innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntgabe oder Zustellung zulässig, au-
ßer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist in-
folge höherer Gewalt unmöglich war oder eine schrift-
liche oder elektronische Belehrung dahin erfolgt ist, 
dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei.

Abschnitt 3
Bestandskraft des Verwaltungsaktes

§ 15 
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1)	 Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, 
für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, 
in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt ge-
geben wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt 
wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird.

(2)	 Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und 
soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, ander-
weitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf an-
dere Weise erledigt ist.

(3)	 Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam.

§ 16 
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1)	 Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem 
besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies bei 
verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden 
Umstände offensichtlich ist.

(2)	 Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Vorausset-
zungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig,
1. 	 der schriftlich oder in Textform erlassen worden 

ist, die erlassende kirchliche Datenschutzaufsicht 
aber nicht erkennen lässt,

2. 	 der von einer unzuständigen kirchlichen Daten-
schutzaufsicht erlassen worden ist.

(3)	 Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nich-
tig, weil
1. 	 eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung beru-

fene Datenschutzaufsicht den für den Erlass des 
Verwaltungsaktes vorgeschriebenen Beschluss 
nicht gefasst hat,

2. 	 die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mit-
wirkung einer anderen Datenschutzaufsicht un-
terblieben ist.

(4)	 Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwal-
tungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nich-
tige Teil so wesentlich ist, dass die kirchliche Daten-
schutzaufsicht den Verwaltungsakt ohne den nichtigen 
Teil nicht erlassen hätte.

(5)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann die 
Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf 
Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller hie-
ran ein berechtigtes Interesse hat.

§ 17 
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

(1)	 Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht den Verwaltungsakt nach § 16 nich-
tig macht, ist unbeachtlich, wenn
1. 	 der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforder-

liche Antrag nachträglich gestellt wird,
2. 	 die erforderliche Begründung nachträglich gege-

ben wird,
3. 	 die erforderliche Anhörung eines Beteiligten 

nachgeholt wird.

(2)	 Handlungen nach Absatz 1 können bis zum 
Abschluss der letzten Tatsacheninstanz eines daten-
schutzgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden.

(3)	 Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Be-
gründung oder ist die erforderliche Anhörung eines 
Beteiligten vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblie-
ben und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung des 
Verwaltungsaktes versäumt worden, so gilt die Ver-
säumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht verschuldet.

§ 18 
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach 
§ 16 nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht 
werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften 
über das Verfahren oder die Form zustande gekom-
men ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung 
die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat.
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§ 19 
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1)	 Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen an-
deren Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er 
auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden 
kirchlichen Datenschutzaufsicht in der geschehenen 
Verfahrensweise und Form rechtmäßig hätte erlassen 
werden können und wenn die Voraussetzungen für 
dessen Erlass erfüllt sind.

(2)	 Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in 
den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, 
der erkennbaren Absicht der erlassenden kirchlichen 
Datenschutzaufsicht widerspräche oder seine Rechts-
folgen für den Betroffenen ungünstiger wären als die 
des fehlerhaften Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung 
ist ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte Verwal-
tungsakt nicht zurückgenommen werden dürfte.

(3)	 Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebun-
dene Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine 
Ermessensentscheidung umgedeutet werden.

(4)	 § 5 ist entsprechend anzuwenden.

§ 20 
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1)	 Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch 
nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder 
teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die 
Vergangenheit zurückgenommen werden. Ein Verwal-
tungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen 
Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender 
Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkungen 
der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden.

(2)	 Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt zurück-
genommen, so hat die kirchliche Datenschutzaufsicht 
dem Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil 
auszugleichen, den er dadurch erleidet, dass er auf den 
Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das 
Vertrauen unter Abwägung mit dem kirchlichen Inte-
resse schutzwürdig ist. Auf Vertrauen kann sich der 
Betroffene nicht berufen, wenn er
1. 	 den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, 

Drohung oder Bestechung erwirkt hat,
2. 	 den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, 

die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder un-
vollständig waren,

3. 	 die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kann-
te oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Be-
trag des Interesses hinaus zu ersetzen, dass der Betrof-
fene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der 
auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die 
Datenschutzaufsicht festgesetzt. Der Anspruch kann 

nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; 
die Frist beginnt, sobald die kirchliche Datenschut-
zaufsicht den Betroffenen auf sie hingewiesen hat.

(3)	 Erhält die kirchliche Datenschutzaufsicht von Tat-
sachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechts-
widrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die 
Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeit-
punkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im 
Falle des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1.

(4)	 Über die Rücknahme entscheidet die kirchliche 
Datenschutzaufsicht.

§ 21 
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1)	 Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwal-
tungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar gewor-
den ist, in Übereinstimmung mit cc. 47 und 58 CIC 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft wi-
derrufen werden, außer wenn ein Verwaltungsakt glei-
chen Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus 
anderen Gründen ein Widerruf unzulässig ist.

(2)	 Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungs-
akt darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur 
widerrufen werden,
1. 	 wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zuge-

lassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist,
2. 	 wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage ver-

bunden ist und der Begünstigte diese nicht oder 
nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat,

3. 	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf 
Grund nachträglich eingetretener Tatsachen be-
rechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlas-
sen, und wenn ohne den Widerruf das kirchliche 
Interesse gefährdet würde,

4. 	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf 
Grund einer geänderten Rechtsvorschrift berech-
tigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen, 
soweit der Begünstigte von der Vergünstigung 
noch keinen Gebrauch gemacht hat, und wenn 
ohne den Widerruf das kirchliche Interesse ge-
fährdet würde,

5. 	 um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse 
zu verhüten oder zu beseitigen.

§ 20 Absatz 3 gilt entsprechend.

(3)	 Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem 
Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die 
kirchliche Datenschutzaufsicht keinen anderen Zeit-
punkt bestimmt.

(4)	 Über den Widerruf entscheidet die kirchliche 
Datenschutzaufsicht.
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(5)	 Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den 
Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die 
kirchliche Datenschutzaufsicht den Betroffenen auf 
Antrag für den Vermögensnachteil zu entschädigen, 
den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand 
des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Ver-
trauen schutzwürdig ist. § 20 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt 
entsprechend.

§ 22 
Wiederaufgreifen des Verfahrens

(1)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat auf Antrag 
des Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung 
eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu entschei-
den, wenn
1. 	 sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende 

Sach- oder Rechtslage nachträglich zugunsten des 
Betroffenen geändert hat,

2. 	 neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betrof-
fenen günstigere Entscheidung herbeigeführt ha-
ben würden,

3. 	 Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der 
Zivilprozessordnung gegeben sind.

(2)	 Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene 
ohne grobes Verschulden außerstande war, den Grund 
für das Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, 
insbesondere durch Rechtsbehelf, geltend zu machen.

(3)	 Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt 
werden. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der 
Betroffene von dem Grund für das Wiederaufgreifen 
Kenntnis erhalten hat.

(4)	 Über den Antrag entscheidet die kirchliche 
Datenschutzaufsicht.

(5)	 Die Vorschriften des § 20 Absatz 1 Satz 1 und des 
§ 21 Absatz 1 bleiben unberührt.

Abschnitt 4
Verwaltungszustellung

§ 23 
Zustellung

Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsan-
gelegenheiten der kirchlichen Datenschutzaufsicht, die 
nach dem Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
oder diesem Gesetz zuzustellen sind, geschieht
1.	 bei der Zustellung durch die Post durch Ein-

schreiben oder durch Postzustellung mit 
Zustellungsurkunde,

2.	 bei der Zustellung durch die Datenschutzaufsicht 
durch Übergabe an den Empfänger; wird die An-
nahme des Schriftstückes oder die Unterschrift 
unter das Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt 
das Schriftstück im Zeitpunkt der Weigerung als 

zugestellt, wenn eine Niederschrift über den Vor-
gang zu den Akten gebracht ist.

§ 24 
Anwendbare Regelungen zur Verwaltungszustellung

Die Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes 
des Bundes zur Zustellung an gesetzliche Vertreter 
und Bevollmächtigte, die Heilung von Zustellungs-
mängeln, die Zustellung im Ausland und die Zustel-
lung durch die Post mit Zustellungsurkunde, per 
Einschreiben oder gegen Empfangsbekenntnis gelten 
entsprechend.

Abschnitt 5
Verfahren in Anordnungs- und Bußgeldsachen

§ 25
Anwendung der Vorschriften über das 

Bußgeldverfahren

(1)	 Für Verstöße gegen datenschutzrechtliche Be-
stimmungen, die gemäß § 51 KDG mit einem Bußgeld 
geahndet werden sollen, gelten, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt, die Vorschriften des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) sinngemäß. Die 
§§ 17, 35 und 36 OWiG finden keine Anwendung.

(2)	 Für Verwaltungsverfahren zur Verhängung eines 
Bußgeldes wegen eines datenschutzrechtlichen Ver-
stoßes gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten und der allgemeinen Gesetze über das 
Strafverfahren, namentlich der Strafprozessordnung 
und des Gerichtsverfassungsgesetzes, entsprechend. 
Die §§ 56 bis 58, 87, 88, 99 und 100 OWiG finden keine 
Anwendung.

§ 26
Durchsetzung und Vollstreckung von 

Bußgeldbescheiden und anderen Anordnungen der 
kirchlichen Datenschutzaufsicht

(1)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist berechtigt, 
sich im Wege der Amtshilfe der kirchlichen Aufsichts-
behörde des Bußgeldschuldners zu bedienen, um die-
sen mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln der 
Rechtsaufsicht zu veranlassen, die Bußgeldforderung 
zu begleichen.

(2)	 Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann auf der 
Grundlage eines von ihr erlassenen Bußgeldbeschei-
des andere kirchliche Dienststellen verpflichten, die ei-
nem Verantwortlichen oder einer kirchlichen Stelle im 
Sinne des § 3 Abs. 1 lit. b) oder lit. c) KDG zustehenden 
finanziellen Forderungen oder Zuschussansprüche 
ganz oder teilweise an die kirchliche Datenschutzauf-
sicht zu leisten, um auf diese Weise die Geldbuße zu 
vollstrecken oder zu sichern.
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(3)	 Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
kirchlichen Stellen einem Antrag der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht nicht nach, ist diese berechtigt, die 
Bischöfliche Aufsicht einzuschalten, um rechtmäßige 
Zustände herzustellen.

(4)	 Besteht die Möglichkeit einer staatlichen Vollstre-
ckungshilfe, kann die kirchliche Datenschutzaufsicht 
stattdessen diese in Anspruch nehmen.

(5)	 Unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die 
kirchliche Datenschutzaufsicht Inhaberin der Bußgeld-
forderung und mithin Vollstreckungsgläubigerin. 

(6)	 Unbeschadet des § 47 Abs. 3 KDG gelten die Ab-
sätze 1 und 3 entsprechend für sonstige Anordnungen 
der kirchlichen Datenschutzaufsicht im Sinne des § 47 
Abs. 5 KDG. 

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§ 27
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Vorstehendes Gesetz wird für das Bistum Mainz hier-
mit in Kraft gesetzt.

Mainz, den 5. Januar 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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Verband der Diözesen Deutschlands

15.	 Satzung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands1 i.d.F. des Beschlusses der 
Vollversammlung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands vom 23.11.2020

Präambel

Die (Erz-)Diözesen der Kirche in Deutschland schlie-
ßen sich zu einem Verband in der Rechtsform einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft zusammen. Er soll 
die Arbeit der Deutschen Bischofskonferenz rechtlich 
und ökonomisch unterstützen. Zudem soll er die Zu-
sammenarbeit der (Erz-)Diözesen in wirtschaftlichen, 
rechtlichen, administrativen und technischen Fragen 
vertiefen, die aktive Mitwirkung der Kirche in der Ge-
sellschaft fördern, Aufgaben bearbeiten, die sich der 
gesamten Kirche in Deutschland stellen und die Ar-
beit der Deutschen Bischofskonferenz enger mit den 
ökonomischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
abstimmen. Zur Sicherung der gegenseitigen Solidari-
tät, zur Stärkung der Einheit und zur Förderung des 
Gesamtwohls der Kirche erlassen die (Erz-)Bischöfe 
folgende Verbandssatzung: 

§ 1 
Errichtung, Name, Mitgliedschaft

(1)	 Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, Mün-
chen und Freising sowie Paderborn und die Diözesen 
Aachen, Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hildesheim, 
Limburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Re-
gensburg, Rottenburg, Speyer, Trier sowie Würzburg 

haben sich durch Vertrag vom 04. März 1968 zu dem 
„Verband der Diözesen Deutschlands“ (nachfolgend 
Verband) zusammengeschlossen. Mit Wirkung zum 
01. Januar 1991 sind dem Verband die Bistümer Berlin 
und Dresden-Meißen, die Apostolische Administratur 
Görlitz und die Bischöflichen Ämter Erfurt-Meiningen, 
Magdeburg und Schwerin beigetreten. Seit der dar-
auffolgenden Neuordnung der Bistümer besteht der 
Verband aus den Erzdiözesen Bamberg, Berlin, Frei-
burg, Hamburg, Köln, München und Freising sowie 
Paderborn und den Diözesen Aachen, Augsburg, Dres-
den-Meißen, Eichstätt, Erfurt, Essen, Fulda, Görlitz, 
Hildesheim, Limburg, Magdeburg, Mainz, Münster, 
Osnabrück, Passau, Regensburg, Rottenburg-Stuttgart, 
Speyer, Trier und Würzburg.

(2)	 Sitz des Verbandes ist Bonn.

§ 2
Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung

(1)	 Der Verband ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts.

(2)	 Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in ih-
rer jeweils geltenden, im Amtsblatt der (Erz-)Diözese 
des jeweiligen Vorsitzenden der Vollversammlung des 
Verbandes (nachfolgend Vollversammlung) veröffent-
lichten Fassung Anwendung.

§ 3 
Verbandszweck

(1)	 Der Verband hat die Aufgabe, im Auftrag der 
Deutschen Bischofskonferenz die rechtlichen, wirt-
schaftlichen, administrativen sowie technischen Be-
lange der in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)
Diözesen zu wahren und zu fördern. Er übernimmt 
für die Deutsche Bischofskonferenz die Funktion des 
Rechts- und Anstellungsträgers, repräsentiert die in 

1	 Zugunsten der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit des 
Regelwerks wurde auf eine geschlechtergerechte Formulierung ver-
zichtet. Sämtliche Ausdrücke, die männlich formuliert sind, gelten 
sinngemäß für alle Geschlechter.
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ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen im Rah-
men seiner Zuständigkeit nach außen und berät die 
Verbandsmitglieder in Fragen, die für die Kirche in 
Deutschland im Rahmen der Aufgaben des Verbandes 
von strategischer Bedeutung sind. Der Verband nimmt 
ferner die ihm durch die Vollversammlung ausdrück-
lich zugewiesenen Aufgaben wahr.

(2)	 Der Verbandszweck wird insbesondere durch fol-
gende Aufgaben verwirklicht:

a)	 Wahrnehmung der Belange der Verbandsmitglie-
der gegenüber öffentlichen und privaten Stellen 
auf nationaler und internationaler Ebene,

b)	 Beobachtung der für die Kirche in Deutschland 
relevanten Rechtsentwicklungen,

c)	 Beratung der Organe und der Ver-
bandsmitglieder in rechtlichen,  
wirtschaftlichen, administrativen und techni-
schen Angelegenheiten,

d)	 Koordination und Ausgleich innerkirchlicher 
Interessen,

e)	 Bereitstellung von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
administrativen und technischen Dienstleistun-
gen für seine Mitglieder durch Bündelung von 
Ressourcen,

f)	 Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des 
Verbandes,

g)	 Vorbereitung und Durchführung des interdiö-
zesanen Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
rens (Clearing-Verfahren),

h)	 Vorbereitung und Durchführung von Maßnah-
men der Solidarität zwischen den (Erz-Diözesen),

i)	 Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen,
j)	 Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversorgungs-

kasse des Verbandes (nachfolgend KZVK) gemäß 
deren Satzung und nach näherer Maßgabe von § 
15 dieser Satzung,

k)	 Organisation der Geschäftsstelle der 
Zentral-KODA,

l)	 Organisation der Geschäftsstelle der kirchlichen 
Gerichte auf interdiözesaner Ebene und/oder auf 
der Ebene der Bischofskonferenz, etwa im Bereich 
des Arbeits- und Datenschutzrechts, 

m)	 Erstellung von Gutachten und Statistiken sowie 
die Beauftragung und Auswertung von Untersu-
chungen und Umfragen. 

§ 4 
Organe

Die Organe des Verbandes sind
a)	 die Vollversammlung,
b)	 der Verbandsrat,
c)	 der Geschäftsführer.

§ 5 
Zusammensetzung der Vollversammlung

(1)	 Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht 
die Diözesanbischöfe oder die Koadjutoren bzw. die 
Diözesanadministratoren an, wobei sich die Genann-
ten durch schriftlich Bevollmächtigte vertreten lassen 
können. Die Vertretung eines Mitglieds der Vollver-
sammlung durch ein anderes Mitglied der Vollver-
sammlung ist unzulässig.

(2)	 Jedes Mitglied kann einen Berater zuziehen. 
Vorsitzender der Vollversammlung ist der Vorsit-
zende der Deutschen Bischofskonferenz. Bei Verhin-
derung des Vorsitzenden leitet der stellvertretende 
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz die 
Vollversammlung.

(3)	 Der Geschäftsführer des Verbandes und der Leiter 
der Geschäftsstelle nehmen mit beratender Stimme an 
der Sitzung der Vollversammlung teil. 

§ 6 
Aufgaben der Vollversammlung

(1)	 Die Vollversammlung ist das oberste Organ des 
Verbandes. Sie ist für alle Angelegenheiten zuständig, 
die nicht nach dieser Satzung anderen Organen des 
Verbandes übertragen sind, insbesondere für die
a)	 Entscheidungen in strategischen Fragen,
b)	 Beschlüsse über den Haushalt,
c)	 Festsetzung der Verbandsumlage,
d)	 Aufsicht über den Verbandsrat,
e)	 Berufungen in den Verbandsrat,
f)	 Entlastung des Verbandsrates,
g)	 Aufsicht über den Geschäftsführer,
h)	 Berufung des Geschäftsführers,
i)	 Entlastung des Geschäftsführers.

(2)	 Die Vollversammlung entscheidet mit Einstim-
migkeit ihrer Mitglieder
a)	 bei Änderungen der Satzung des Verbandes, 
b)	 bei Änderung der Ordnung über die Grundsätze 

zur Arbeitsweise der Kommissionen und Unter-
kommissionen, der Geschäftsordnung, der Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungsordnung sowie der 
Revisionsordnung,

c)	 bei Auflösung des Verbandes,
d)	 bei Übernahme neuer Aufgaben,
e)	 bei Gewährleistung von Verpflichtungen aus 

Anstellungsverträgen,
f)	 bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von 

Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten,
g)	 bei dem Erwerb oder der Veräußerung von unmit-

telbaren Beteiligungen an juristischen Personen,
h)	 bei Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse in 

einer Höhe von über 500.000 €,
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i)	 bei Aufnahme von Anleihen und Darlehen,
j)	 bei Festsetzung der Verbandsumlage,
k)	 bei Verabschiedung des Haushaltsplanes und 

Feststellung des Jahresabschlusses,
l)	 bei Festlegung des Verteilungsschlüssels für 

die Verbandsumlage auf die einzelnen (Erz-)
Diözesen,

m)	 bei Festlegung von Kostenumlagen,
n)	 bei einer unterjährigen Ausweitung des 

Soll-Stellenplans, 
o)	 über das Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-

ren (Clearing-Verfahren). 

(3)	 Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder
a)	 bei Beschlussfassungen über kirchliche Rahmen- 

bzw. Musterordnungen,
b)	 bei der Ausweitung bestehender Aufgaben,
c)	 bei Fragen der KZVK gemäß deren Satzung und 

nach näherer Maßgabe von § 15 dieser Satzung, 
d)	 bei Anstellung von Mitarbeitern in leiten-

der Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
Rahmen-MAVO,

e)	 bei der Entlastung des Geschäftsführers, 
f)	 bei der Errichtung oder Schließung von juristi-

schen Personen,
g)	 bei der Errichtung oder Schließung rechtlich un-

selbständiger Dienststellen oder sonstiger Ein-
richtungen des Verbandes,

h)	 bei der Wahl der Mitglieder des Verbandsrates, 
i) 	 in allen anderen Fällen, die nicht von Absatz 2 er-

fasst sind.

Bei Beschlüssen der Vollversammlung über die Auf-
sicht und die Entlastung des Verbandsrates (vgl. Abs. 1 
d und f), dürfen die Mitglieder der Vollversammlung, 
die gleichzeitig dem Verbandsrat angehören, bzgl. 
dieses Beratungsgegenstandes nicht an den Beratun-
gen und der Beschlussfassung der Vollversammlung 
teilnehmen. 

§ 7 
Sitzungen der Vollversammlung

(1)	 Sitzungen der Vollversammlung finden mindes-
tens zweimal im Kalenderjahr statt. Die Vollversamm-
lung ist außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder die Einbe-
rufung in Textform unter Angabe von Gründen beim 
Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringender 
Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzungen der 
Vollversammlung einberufen. 

(2)	 Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden 
einberufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der 
Sitzung mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spä-
testens vier Wochen vor dem Tag der Versammlung 
zugehen. Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden des Verbandsrates 

aufgestellt wird, sowie entsprechende Entscheidungs-
vorlagen sind den Mitgliedern in der Regel zwei Wo-
chen vor Tagungsbeginn zu übersenden. In dringen-
den Fällen muss die Einladung mit Tagesordnung oder 
eine Ergänzung der schon übersandten Tagesordnung 
mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn versandt 
sein. Über das Vorliegen eines dringenden Falles ent-
scheidet der Vorsitzende der Vollversammlung. Über 
Tagesordnungspunkte, die den Mitgliedern des Ver-
bandes nicht mindestens eine Woche vor Sitzungsbe-
ginn zugegangen waren, kann die Vollversammlung 
nur dann Beschluss fassen, wenn kein Mitglied wi-
derspricht. Bei der Berechnung der Frist werden der 
Tag der Absendung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet.

(2a)	 Sitzungen der Vollversammlung können auch als 
Online- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(3)	 Der Vorsitzende der Vollversammlung leitet die 
Versammlung; sie ist nicht öffentlich. Er kann Gäste 
einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden über-
nimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen Auf-
gaben. Die Mitglieder der Vollversammlung sowie die 
geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle behandel-
ten Themen Verschwiegenheit zu wahren.

(4)	 Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn 
zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder des Ver-
bandes vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist 
eine neue Vollversammlung mit der gleichen Tages-
ordnung einzuberufen, die binnen zwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem Fall 
beschlussfähig ist. 

(5)	 Die Vollversammlung fasst Beschlüsse entweder 
einstimmig oder mit einer Mehrheit von mindestens 
zwei Drittel der Gesamtzahl seiner Mitglieder. Bei 
Entscheidungen der Vollversammlung, die nach § 6 
Abs. 2 Einstimmigkeit verlangen, gelten Stimmenthal-
tungen als Ablehnung. Zudem ist in diesen Fällen von 
Verbandsmitgliedern, die nicht vertreten sind, eine 
schriftliche Zustimmung einzuholen. Eine schriftliche 
Beschlussfassung, bei der im Falle der Nichtäußerung 
Zustimmung angenommen wird, ist nicht möglich.

(6)	 Die Art der Abstimmung und der Wahl bestimmt 
der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl müssen je-
doch schriftlich durchgeführt werden, wenn ein anwe-
sendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(7)	 Schriftführer der Vollversammlung ist der Ge-
schäftsführer des Verbandes, der über den wesentli-
chen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie 
muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende der 
Sitzung, die Namen des Vorsitzenden und der anwe-
senden Mitglieder der Vollversammlung bzw. des an-
wesenden Bevollmächtigten enthalten. Sie muss insbe-
sondere die Beschlüsse und Abstimmungsergebnisse 
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dokumentieren. Die Niederschrift wird vom Vorsit-
zenden und vom Geschäftsführer des Verbandes un-
terzeichnet und unverzüglich den Mitgliedern der 
Vollversammlung und allen Generalvikaren in Text-
form zugeleitet. Etwaige Einwendungen sind inner-
halb einer Frist von zwei Wochen nach Versand der 
Niederschrift in Textform geltend zu machen.

(8)	 Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind bei 
Gegenständen dringlicher Art möglich.

(9)	 Näheres regelt die Geschäftsordnung.

§ 8 
Zusammensetzung des Verbandsrates

(1)	 Der Verbandsrat besteht aus 18 stimmberechtig-
ten und zwei Mitgliedern mit beratender Stimme.

(2)	 Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit 
Stimmrecht an
a)	 der Vorsitzende der Vollversammlung als gebore-

nes Mitglied,
b)	 sechs weitere Diözesanbischöfe,
c)	 sechs Generalvikare, 
d)	 drei Finanzdirektoren bzw. Hauptabteilungsleiter 

im Bereich Finanzen 
	 sowie
e)	 zwei Personen auf Vorschlag des Zentralkomitees 

der deutschen Katholiken.

(3)	 Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit be-
ratender Stimme an
a)	 der Geschäftsführer des Verbandes und
b)	 der Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes.

(4)	 Die stimmberechtigten Mitglieder des Verbands-
rates werden mit Ausnahme des Vorsitzenden der 
Vollversammlung von der Vollversammlung in einer 
Blockwahl mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl er-
folgt aufgrund der Vorschlagsliste einer Personal-
findungskommission, die von der Vollversammlung 
eingesetzt wird. Aus einer (Erz-)Diözese soll nur ein 
stimmberechtigtes Mitglied in den Verbandsrat beru-
fen werden. Die erste Wahl der stimmberechtigten Mit-
glieder des Verbandsrates erfolgt in Abweichung von 
Satz 1 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20).

(5)	 Der Verbandsrat wählt seinen Vorsitzenden und 
stellvertretenden Vorsitzenden mit zwei Dritteln der 
Gesamtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder aus 
seiner Mitte. Der Vorsitzende der Vollversammlung 
kann weder zum Vorsitzenden des Verbandsrates noch 
zum stellvertretenden Vorsitzenden des Verbandsrates 
gewählt werden.

(6)	 Die Mitgliedschaft im Verbandsrat erlischt mit 
Ablauf der Amtszeit, der Niederlegung des Amtes, der 
Beendigung der dienstlichen Funktion gemäß Abs. 2 
b) bis d) in den (Erz-)Diözesen oder der Abberufung 
durch die Vollversammlung. Die Amtszeit des Vorsit-
zenden der Vollversammlung im Verbandsrat endet, 
wenn er das Amt des Vorsitzenden der Vollversamm-
lung nicht mehr wahrnimmt. Für die Abberufung eines 
Mitglieds im Verbandsrat ist eine Zweidrittelmehrheit 
der Mitglieder der Vollversammlung erforderlich. 
Scheidet ein Mitglied des Verbandsrates während des 
Berufungszeitraums aus, so wählt die Vollversamm-
lung für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen 
Mitglieds auf Vorschlag der Personalfindungskommis-
sion mit Zweidrittelmehrheit ein Ersatzmitglied. Sind 
mehrere Ersatzmitglieder gleichzeitig zu berufen, so 
erfolgt die Wahl als Blockwahl. 

(7)	 Die Wiederwahl eines stimmberechtigten Mit-
glieds des Verbandsrates ist in der Regel nur einmal 
zulässig. 

(8)	 Die Vertretung eines Mitglieds des Verbandsrates 
ist unzulässig.

(9)	 Die Vorsitzenden der Bischöflichen Kommissio-
nen der Deutschen Bischofskonferenz sowie die Vor-
sitzenden der Kommissionen des Verbandes der Diö-
zesen Deutschlands können bei Angelegenheiten, die 
ihre jeweilige Kommission betreffen, auf Einladung 
des Vorsitzenden des Verbandsrates beratend an den 
Sitzungen des Verbandsrates teilnehmen. Die Vorsit-
zenden können sich durch ein anderes Mitglied, den 
Sekretär oder Geschäftsführer der jeweiligen Kommis-
sion vertreten lassen.

§ 9 
Aufgaben des Verbandsrates

(1)	 Die Mitglieder des Verbandsrates nehmen im Ver-
bandsrat nicht die Interessen ihrer jeweiligen (Erz-)Di-
özesen bzw. der sie entsendenden Körperschaft wahr, 
sondern wirken für die Belange und das Gesamtwohl 
der Kirche in Deutschland. 

(2)	 Der Verbandsrat 
a)	 nimmt die ihm von der Vollversammlung über-

tragenen Aufgaben wahr,
b)	 berät strategische Themen im Aufgabenbereich 

des Verbandes,
c)	 berät den Haushaltsentwurf des Verbandes,
d)	 gibt der Vollversammlung Anregungen und un-

terbreitet ihr Vorschläge,
e)	 bereitet Maßnahmen oder Entscheidungen für die 

Vollversammlung vor und setzt die Maßnahmen 
oder Entscheidungen der Vollversammlung um,

f)	 prüft den Jahresabschluss und wählt die Prü-
fungsgesellschaft aus, 
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g) 	 gibt den Kommissionen Aufträge und nimmt de-
ren Beratungsergebnisse entgegen, 

h)	 beruft die Mitglieder der Kommissionen des 
Verbandes,

i)	 gewährt außerplanmäßige Zuschüsse bis zu einer 
Höhe von 500.000 € im Einzelfall innerhalb des ge-
nehmigten Haushaltsplans, unbeschadet der Be-
stimmung des § 11 Abs. 5,

j)	 entscheidet bei der Besetzung aller Gerichte, bei 
denen der Verband der Diözesen Deutschlands 
mitwirkt, 

k)	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch diese 
Satzung oder durch die KZVK-Satzung in Ange-
legenheiten der kirchlichen Zusatzversorgung zu-
gewiesen sind, 

l)	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die Re-
visionsordnung zugewiesen sind. 

(3)	 In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffassung 
der stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsrates 
eine rechtzeitige Beschlussfassung der Vollversamm-
lung nicht möglich oder in denen eine Befassung der 
Vollversammlung nicht erforderlich erscheint, kann 
der Verbandsrat Entscheidungen treffen, über die in 
der nächsten Vollversammlung zu berichten ist. Dabei 
ist der Verbandsrat in jedem Fall an den Haushaltsplan 
gebunden. Außerdem sind alle Angelegenheiten aus-
geschlossen, zu denen nach § 6 Abs. 2 ein einstimmiger 
Beschluss erforderlich ist.

§ 10 
Sitzungen des Verbandsrates

(1)	 Sitzungen des Verbandsrates finden mindestens 
dreimal im Kalenderjahr statt. Der Verbandsrat ist 
außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn we-
nigstens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder 
die Einberufung in Textform unter Angabe von Grün-
den beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen drin-
gender Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzun-
gen des Verbandsrates einberufen.

(2)	 Der Verbandsrat wird vom Vorsitzenden einbe-
rufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Sitzung zugehen. Die 
Tagesordnung, die vom Vorsitzenden aufgestellt wird, 
sowie entsprechende Entscheidungsvorlagen sind den 
Mitgliedern in der Regel zwei Wochen vor Sitzungs-
beginn zu übersenden. In dringenden Fällen muss die 
Einladung mit Tagesordnung oder eine Ergänzung 
der schon übersandten Tagesordnung mindestens 
eine Woche vor Sitzungsbeginn versandt sein. Über 
das Vorliegen eines dringenden Falles entscheidet der 
Vorsitzende des Verbandsrates. Über Tagesordnungs-
punkte, die den Mitgliedern des Verbandsrates nicht 
mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn zugegan-
gen waren, kann der Verbandsrat nur dann Beschluss  

fassen, wenn kein Mitglied widerspricht. Bei der Be-
rechnung der Frist werden der Tag der Absendung 
und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet.

(3)	 Die Sitzungen des Verbandsrates finden in der Re-
gel am Sitz des Verbandes statt. 

(3a)	 Sitzungen des Verbandsrates können auch als On-
line- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(4)	 Der Vorsitzende des Verbandsrates leitet die Ver-
sammlung, die nicht öffentlich ist. Er kann Gäste ein-
laden. Bei Verhinderung des Vorsitzenden übernimmt 
der stellvertretende Vorsitzende dessen Aufgaben. Die 
Mitglieder des Verbandsrates sowie die geladenen 
Gäste sind verpflichtet, über alle behandelten Themen 
Verschwiegenheit zu wahren. 

(5)	 Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des Ver-
bandsrates vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit 
ist eine neue Versammlung mit der gleichen Tages-
ordnung einzuberufen, die binnenzwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem Fall 
beschlussfähig ist. 

(6)	 Der Verbandsrat fasst Beschlüsse mit einer Mehr-
heit von mindestens zwei Dritteln der Gesamtzahl sei-
ner stimmberechtigten Mitglieder. 

(7)	 Über die Art der Abstimmungen oder Wahlen 
entscheidet der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl 
müssen jedoch schriftlich erfolgen, wenn ein anwesen-
des stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(8)	 Schriftführer des Verbandsrates ist der Geschäfts-
führer des Verbandes, der über den wesentlichen In-
halt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie muss 
Tag, Ort, Beginn und Ende der Sitzung, die Namen des 
Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder des Ver-
bandsrates enthalten. Sie muss insbesondere die Be-
schlüsse dokumentieren. Soweit Entscheidungen der 
Vollversammlung vorbereitet werden, bei denen in der 
Vollversammlung Einstimmigkeit erforderlich ist, sind 
in der Niederschrift diejenigen Mitglieder namentlich 
aufzuführen, die der betreffenden Vorlage nicht zuge-
stimmt haben. Die Niederschrift wird vom Vorsitzen-
den des Verbandsrates und vom Geschäftsführer des 
Verbandes unterzeichnet.

(9)	 Tagesordnung, Beschlussvorlagen und Protokoll 
werden allen Mitgliedern des Verbandsrates, allen 
Mitgliedern der Vollversammlung und allen General-
vikaren in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendun-
gen gegen das Protokoll sind von den Mitgliedern des 
Verbandsrates innerhalb einer Frist von zwei Wochen 
nach Versand der Niederschrift in Textform geltend zu 
machen.
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(10)	 Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind 
möglich. 

(11)	 Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 11
Geschäftsführer

(1)	 Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekretär 
der Deutschen Bischofskonferenz. Sein Stellvertreter 
ist der Leiter der Geschäftsstelle, der von der Voll-
versammlung für die Dauer von fünf Jahren mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder gewählt 
wird.

(2)	 Der Geschäftsführer besorgt die laufenden Ge-
schäfte des Verbandes (Geschäfte der laufenden Ver-
waltung) und die ihm übertragenen Aufgaben. Zu den 
laufenden Geschäften gehören alle Angelegenheiten, 
die für den Verband sachlich, politisch und finanziell 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind und die im 
Regelfall nach feststehenden Regeln erledigt werden 
können, ohne dass die Organe des Verbandes geson-
dert darüber entscheiden müssen.

(3)	 Der Geschäftsführer trägt die Verantwortung für 
die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Ver-
bandsgremien. Er koordiniert die Arbeit der Verband-
sorgane, Kommissionen und Unterkommissionen und 
erteilt im Einvernehmen mit dem jeweiligen Vorsit-
zenden der Kommissionen oder Unterkommissionen 
Aufträge. Der Geschäftsführer hat das Recht, dem Ver-
bandsrat Themen zur Bearbeitung vorzuschlagen. 

(4)	 Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ 
vorbehalten ist, entscheidet der Geschäftsführer im 
Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes insbeson-
dere über
-	 Auswahl und Anstellung von Mitarbeitern inner-

halb des Stellenplans, mit Ausnahme der Mitar-
beiter in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 
Nr. 1 bis 4 Rahmen-MAVO,

-	 den Abschluss von Rechtsgeschäften,
-	 die Vergabe von Mitteln.

(5)	 Der Geschäftsführer kann Verbindlichkeiten im 
Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes eingehen, 
falls diese im Einzelfall den Wert von 60.000 € nicht 
übersteigen. Über diese Entscheidungen ist in der 
nächsten Sitzung des Verbandsrates zu berichten.

(6)	 Der Geschäftsführer kann den Leiter der Ge-
schäftsstelle, die Bereichsleiter im Sekretariat der Deut-
schen Bischofskonferenz sowie die Leiter der Dienst-
stellen und Einrichtungen bevollmächtigen, für die 
laufenden Geschäfte ihres Geschäftsbereichs im Rah-
men des genehmigten Haushaltsplanes Willenserklä-
rungen für den Verband abzugeben. 

§ 12
Vertretung des Verbandes

Der Verband wird gerichtlich und außergericht-
lich durch den Vorsitzenden der Vollversamm-
lung, den Vorsitzenden des Verbandsrates oder 
den Geschäftsführer vertreten. Jeder für sich ist 
alleinvertretungsberechtigt. 

§ 13 
Kommissionen und Unterkommissionen

(1)	 Die Vollversammlung kann Kommissionen und 
Unterkommissionen einrichten, denen bestimmte Auf-
gaben zur dauernden Bearbeitung übertragen werden. 
Die Mitglieder der Kommissionen werden vom Ver-
bandsrat jeweils für die Dauer von fünf Jahren beru-
fen. Die Mitglieder der Unterkommissionen werden 
auf Vorschlag der Kommissionen, denen sie zugeord-
net sind, vom Geschäftsführer des Verbandes für die 
Dauer von fünf Jahren berufen. Die erste Wahl der Mit-
glieder der Kommissionen und Unterkommissionen 
erfolgt in Abweichung von Satz 2 und 3 für die Dauer 
von drei Jahren (vgl. § 20). Die erste Wahl der Kommis-
sionsmitglieder erfolgt durch die Vollversammlung.

(2)	 Jede Unterkommission ist einer bestimm-
ten Kommission zugeordnet und ihr gegenüber 
berichtspflichtig. 

(3)	 Die Vorsitzenden der Kommissionen und Unter-
kommissionen werden von den jeweiligen Mitgliedern 
mit Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. 

(4)	 Maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Besetzung 
von Kommissionen und Unterkommissionen ist die 
Eignung und Befähigung in dem jeweiligen Bereich so-
wie die einschlägige Berufserfahrung. Die Mitglieder 
der Kommissionen, die im kirchlichen Dienst stehen, 
sind von ihren Anstellungsträgern zur ordnungsge-
mäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendi-
gen Umfang freizustellen. Sie nehmen ihre Aufgaben 
in den Kommissionen und Unterkommissionen des 
Verbandes im Sinne des Gesamtwohls der Kirche in 
Deutschland wahr. 

(5)	 Die Geschäftsführung der Kommissionen und 
Unterkommissionen liegt bei der Geschäftsstelle des 
Verbandes. 

(6)	 Die Kommissionen und Unterkommissionen 
erhalten ihre Aufträge von den Organen des Verban-
des in Abstimmung mit dem jeweiligen Vorsitzenden 
der Kommission. Die Kommissionen und Unterkom-
missionen haben das Recht, Themen zur Bearbeitung 
vorzuschlagen. Die Kommissionen übermitteln ihre 
Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der 
Geschäftsstelle des Verbandes, die sie dem Verbands-
rat vorlegt. Die Unterkommissionen übermitteln ihre 
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Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der je-
weiligen Kommission, der sie zugeordnet sind. Die 
Kommission entscheidet, wie mit den Anregungen, 
Beschlüssen und Stellungnahmen zu verfahren ist. 

(7)	 Bei Bedarf sind einzelne Mitglieder der Kommissi-
onen und Unterkommissionen, deren Geschäftsführer 
oder sonstige geeignete Personen zu den Beratungen 
der Verbandsorgane hinzuzuziehen. Die Entschei-
dung hierüber trifft im Einzelfall der Vorsitzende des 
Verbandsorgans. 

(8)	 Näheres zur Arbeitsweise der Kommissionen und 
Unterkommissionen ist in der „Ordnung über die Ar-
beitsweise der Kommissionen und Unterkommissio-
nen des Verbandes“ geregelt.

§ 14 
Dienststellen und sonstige Einrichtungen des 

Verbandes

(1)	 Der Verband ist Rechtsträger von Dienststel-
len und sonstigen Einrichtungen der Deutschen 
Bischofskonferenz. 

(2)	 Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes ste-
henden Dienststellen und sonstigen Einrichtungen 
sind im rechtlichen und wirtschaftlichen Bereich an 
Weisungen der Organe des Verbandes gebunden.

§ 15 
Aufsicht über die KZVK

(1)	 Der Verband hat zur Wahrnehmung der Aufsicht 
über die KZVK eine Verbandsaufsicht errichtet. 

(2)	 Die Verbandsaufsicht nimmt die Rechts-, Fach- 
und Finanzaufsicht über die KZVK gemäß deren Sat-
zung und nach näherer Maßgabe einer von der Voll-
versammlung verabschiedeten „Ordnung über die 
Einrichtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ 
wahr. § 14 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. 
Die Verbandsaufsicht erstattet dem Verbandsrat regel-
mäßig Bericht. 

(3)	 In die Verbandsaufsicht können auch Personen 
berufen werden, die den Organen des Verbandes nicht 
angehören.

(4)	 Der Verband hat einen KZVK-Ausschuss errich-
tet. Der KZVK-Ausschuss besteht auf Vorschlag des 
Verbandsrates aus mindestens einem Generalvikar 
und drei weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder des 
KZVK-Ausschusses werden von der Vollversamm-
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln für die 
Dauer von fünf Jahren berufen. Die Mitgliedschaft 
im KZVK-Ausschuss erlischt durch Ablauf der Amts-
zeit, die Niederlegung des Amtes, die Beendigung der  

dienstlichen Funktion, die das Mitglied zum Zeitpunkt 
der Berufung inne hatte oder die Abberufung durch 
die Vollversammlung. 

(5)	 Der KZVK-Ausschuss kann zu Einzelfragen 
weitere Berater, die nicht den Organen des Verban-
des angehören müssen, hinzuziehen. Den Vorsitz im 
KZVK-Ausschuss führt der Vorsitzende, den die Mit-
glieder des KZVK-Ausschusses aus ihrer Mitte wählen. 
Der KZVK-Ausschuss erstattet dem Verbandsrat regel-
mäßig Bericht, der seinerseits etwaige Aussprachen 
in KZVK-Angelegenheiten in der Vollversammlung 
vorbereitet.

(6)	 Der KZVK-Ausschuss hat in Abstimmung mit 
dem Verbandsrat die nach näherer Maßgabe der 
Satzung der KZVK und der „Ordnung über die Ein-
richtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ fest-
gelegten Maßnahmen und Entscheidungen für die 
Vollversammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen 
oder Entscheidungen der Vollversammlung umzuset-
zen. Hierzu gehören insbesondere
a)	 die Vorbereitung und Unterstützung der Beru-

fung bzw. Abberufung der Mitglieder der Ver-
bandsaufsicht sowie der Organe der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse,

b)	 der Abschluss, die Änderung und Beendigung 
der Anstellungsverträge mit den Mitgliedern der 
Verbandsaufsicht,

c)	 die Einwilligung zu Nebentätigkeiten und zu an-
derweitigen Tätigkeiten eines hauptamtlichen 
Mitglieds der Verbandsaufsicht,

d)	 die Festlegung der Höhe der Sitzungsgelder 
und Aufwandsentschädigungen für die nicht 
hauptamtlichen Mitglieder der Verbandsauf-
sicht sowie für die Organe der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse.

Die Verbandsaufsicht wird mit den für eine effektive 
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen finanziellen 
und sachlichen Mitteln ausgestattet.

§ 16 
Haushaltsplan des Verbandes

(1)	 Alle Erträge und Aufwendungen des Verbandes 
müssen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haus-
haltsplan eingestellt werden.

(2)	 Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haus-
haltsjahres durch die Vollversammlung beschlossen.

(3)	 Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(4)	 Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über den 
Haushalt ist von der Geschäftsstelle eine dreijährige 
Haushaltsprognose zu erstellen.
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§ 17 
Rechnungslegung

Über die Verwendung aller Verbandserträge legt der 
Geschäftsführer im folgenden Haushaltsjahr der Voll-
versammlung einen Jahresabschluss vor.

§ 18 
Auflösung

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deutsche 
Bischofskonferenz darüber, wem und zu welchem 
Zweck das Vermögen des Verbandes nach Befriedi-
gung sämtlicher Gläubiger und nach Ausgleich aller 
Verrechnungskosten zufließen soll. Es dürfen dabei 
nur kirchliche oder gemeinnützige Zwecke berück-
sichtigt werden.

§ 19 
Öffentliche Bekanntmachungen

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ihrer 
Änderungen in den Amtsblättern der den Verband 
bildenden (Erz-)Diözesen bekannt gemacht. Die Er-
richtung des Verbandes, seine Satzung, die Namen 
der Vertretungsberechtigten sowie Text und Form des 
Siegels sollen in den zuständigen staatlichen Verkün-
digungsorganen bekannt gegeben werden.

§ 20 
Evaluationsklausel

Der Verband wird in drei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Satzung die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit 
der vorstehenden Regelungen einer Überprüfung un-
terziehen. Der Verbandsrat erstattet der Vollversamm-
lung Bericht und unterbreitet Vorschläge für mögliche 
Änderungen. 

§ 21 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.12.2020 in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 29.04.2019 außer 
Kraft.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

16.	 Satzung des gemeinsamen Betroffenenbeirats 
der Bistümer Fulda, Limburg und Mainz

Die Bistümer Fulda, Limburg und Mainz richten einen 
gemeinsamen Betroffenenbeirat ein. Betroffene, die in 
ihrer Kindheit, als Jugendliche oder als erwachsene 
Schutzbefohlene sexualisierte Gewalt im Bereich der 
katholischen Kirche erfahren haben, sind eingeladen, 

sich im Betroffenenbeirat zu engagieren und damit die 
fachliche Weiterentwicklung des Umgangs mit Fragen 
der sexualisierten Gewalt in den genannten Bistümern 
zu unterstützen. Der Betroffenenbeirat ist ein Bera-
tungsgremium und begleitet die Arbeit der beteiligten 
Bistümer im Themenfeld von Prävention, Intervention 
und Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt aus Sicht 
der Betroffenen. Damit dient er der kontinuierlichen 
und organisatorisch festgeschriebenen Gewährleistung 
der Betroffenenperspektive in diesem Themenfeld. 

I.	 Aufgaben und Stellung des Beirats
1.	 Der Beirat nimmt die Interessen und Perspektiven 

von Betroffenen von sexualisierter Gewalt gegen-
über den beteiligten Bistümern wahr. 

2.	 Der Beirat ist als solcher Stimme der Betroffenen, 
aber nicht der Anwalt einzelner Betroffener. Der 
Beirat stellt bei Anfragen Betroffener, die persön-
licher Natur sind und bei ihm eingehen, den Kon-
takt zu den beauftragten Ansprechpersonen des 
jeweiligen Bistums her.  

3.	 Der Betroffenenbeirat leistet einen Beitrag zur 
Weiterentwicklung und nachhaltigen Verbesse-
rung des Umgangs mit Fragen sexualisierter Ge-
walt in den beteiligten Diözesen 
a.	 in Fragen der Aufarbeitung struktureller und 

institutionalisierter Ursachen,
b.	 in Fragen der Prävention,
c.	 in Fragen der Intervention.

4.	 Der Betroffenenbeirat benennt den jeweiligen Di-
özesanbischöfen genau die Anzahl an Personen, 
die für die Berufung von Betroffenen als Mitglied 
in den von den Diözesen einzurichtenden Kom-
missionen für die Aufarbeitung bzw. Implemen-
tierung von Maßnahmen nach erfolgter Aufarbei-
tung in den beteiligten Diözesen vorgesehen sind. 
Für diese von ihm zu benennende Anzahl an Per-
sonen kann der Betroffenenbeirat auch Fachleute 
aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz oder öffent-
licher Verwaltung nominieren, die nicht explizit 
zum Kreis der Betroffenen gehören. Bei den be-
nannten Personen ist nach Möglichkeit darauf zu 
achten, dass sie einen Bezug zu der Diözese ha-
ben, deren Kommission sie angehören sollen. 

5.	 Der Betroffenenbeirat hat jederzeit das Recht, den 
Diözesanbischöfen gegenüber zu Fragen, die die 
Interessen und Rechte Betroffener sowie struktu-
relle Themen betreffen, die sexualisierte Gewalt 
ermöglichen oder begünstigen könnten, Emp-
fehlungen auszusprechen und Stellungnahmen 
abzugeben. Die Stellungnahmen und die Emp-
fehlungen werden nach Zuleitung an den jeweili-
gen Diözesanbischof durch den Betroffenenbeirat 
veröffentlicht, sofern der Veröffentlichung keine 
rechtlichen Gründe entgegenstehen.

6.	 Der Betroffenenbeirat ist frühzeitig, mindestens 
zwei Wochen vor der Entscheidung, über geplan-
te Regelungen zur Weiterentwicklung der Aufar-
beitung, Intervention und Präventionsarbeit von 
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sexualisierter Gewalt durch die jeweilige Diözese 
anzuhören.

7.	 Der Betroffenenbeirat setzt sich mit den in den 
beteiligten Diözesen bereits vorliegenden Kon-
zepten im gegenständlichen Themenfeld kritisch 
auseinander. 

8.	 Der Betroffenenbeirat steht im regelmäßigen Aus-
tausch mit Leitungsverantwortlichen der beteilig-
ten Diözesen.

9.	 Der Betroffenenbeirat steht im Austausch mit 
den bischöflichen Beraterstäben der beteiligten 
Bistümer. 

10.	 Der Betroffenenbeirat legt den Bischöfen von Ful-
da, Limburg und Mainz jährlich einen Tätigkeits-
bericht vor. Der Tätigkeitsbericht wird nachfol-
gend vom Betroffenenbeirat veröffentlicht. 

II.	 Zusammensetzung des Beirats
11.	 Der Beirat besteht aus neun Personen. Die be-

teiligten Bistümer müssen nicht mit identischen 
Anteilen vertreten sein, doch soll neben den un-
terschiedlichen Kontexten, in denen Betroffene 
sexualisierte Gewalt erfahren haben, auch jedes 
Bistum berücksichtigt werden. 

12.	 In der Zusammensetzung des Betroffenenbeirats 
sollen unterschiedliche Kontexte, in denen Men-
schen sexualisierte Gewalt erlitten haben (insti-
tutionell, geographisch, zeitlich), im Rahmen des 
Möglichen berücksichtigt werden.

13.	 Als Mitglieder des Beirates berufen werden kön-
nen Personen, an denen in ihrer Kindheit, als Ju-
gendliche oder als erwachsene Schutzbefohlene 
sexualisierte Gewalt von kirchlichen Beschäftig-
ten im Bereich  der beteiligten Diözesen verübt 
wurde oder die heute auf dem Gebiet einer der 
beteiligten Diözesen wohnen und an denen se-
xualisierte Gewalt durch kirchliche Beschäftig-
te ausgeübt wurde, sowie auch sexualbezogene 
Handlungen unterhalb der Schwelle der Straf-
barkeit nach dem Anwendungsbereich (A. Ziff. 2 
und 3) der Ordnung für den Umgang mit sexuel-
lem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst.   

14.	 Der Betroffenenbeirat soll sich aus Männern und 
Frauen zusammensetzen. 

15.	 Das Mindestalter für die Berufung beträgt acht-
zehn Jahre. 

16.	 Der Betroffenenbeirat wählt aus seinen Mitglie-
dern einen Vorstand mit einfacher Mehrheit, der 
aus dem Vorsitzenden und zwei Stellvertretern 
besteht. Die drei Vorstandsmitglieder haben ihren 
Bezug jeweils zu einem anderen Bistum. Näheres 
regelt eine Geschäftsordnung.

17.	 Sofern der Betroffenenbeirat für die Mitarbeit in 
den diözesanen Aufarbeitungskommissionen Be-
troffene benennen sollte, die nicht bereits Mitglied  
des gemeinsamen Betroffenenbeirats sind,  

	 nehmen diese Personen als Gäste an den Sitzun-
gen des Betroffenenbeirates teil.

III.	 Auswahlverfahren
18.	 Für die Besetzung des Beirates wird ein Auswahl-

verfahren durchgeführt. Dieses orientiert sich an 
den Standards des Beirats beim Unabhängigen Be-
auftragten für Fragen des sexuellen Missbrauchs.  
Die Auswahl erfolgt durch ein Auswahlgremium.

19.	 Für die Mitarbeit im Auswahlgremium kommen 
in Frage:
-	 Betroffene von sexualisierter Gewalt
-	 Mitarbeiter von unabhängigen 

Beratungsstellen
-	 Fachleute aus Psychologie, Medizin, 

Pädagogik
-	 Fachleute aus Justiz oder Verwaltung
-	 Vertreter der beteiligten Bistümer
-	 Personen mit Erfahrung in 

Aufarbeitungsprojekten
-	 Personen mit Fachkompetenzen aus Präven-

tion und Kinder- wie Jugendschutz.
20.	 Die Zusammensetzung des Gremiums wird ver-

öffentlicht und im Internet transparent gemacht. 
Das Gremium wird für die Dauer der Amtszeit 
des Beirates eingerichtet. In seiner ersten Sitzung 
beschließt das Auswahlgremium die Auswahlkri-
terien für die Mitglieder des Betroffenenbeirates. 

21.	 Die Diözesanbischöfe von Fulda, Limburg und 
Mainz schreiben die Mitgliedschaft im gemeinsa-
men Betroffenenbeirat öffentlich über die jeweili-
gen Internetseiten der Bistümer aus und informie-
ren gleichzeitig über dessen Aufgaben sowie über 
das Auswahlverfahren. Es erfolgt eine Verbrei-
tung über lokale und regionale Medien und kirch-
liche Portale sowie bundesweite Opferhilfestruk-
turen. Die in den beteiligten Bistümern ansässigen 
Ordensgemeinschaften werden ebenfalls gebeten, 
den Aufruf zu verbreiten.

22.	 In einem Interessenbekundungsverfahren kön-
nen sich interessierte Personen für die Arbeit im 
Betroffenenbeirat bewerben. Die Bewerberinnen 
und Bewerber werden gebeten, mit ihrer Interes-
senbekundung ihre Motivation für die Mitarbeit 
im Betroffenenbeirat darzulegen (vgl. die „Erklä-
rung der Bereitschaft zur Mitarbeit im gemeinsa-
men Betroffenenbeirat der Bistümer Fulda, Lim-
burg und Mainz“). 

23.	 Die Büros der Generalvikare von Fulda, Lim-
burg und Mainz nehmen die Interessenbekun-
dungen entgegen und übergeben sie an das 
Auswahlgremium. 

24.	 Entsprechend der Kriterien zur Zusammenset-
zung des Beirates (vgl. Ziffer 11 und 12) sichtet 
das Auswahlgremium die eingegangenen Inte-
ressenbekundungen und lädt darauf basierend 
Bewerberinnen und Bewerber zu einem Gespräch 
ein. Dieses Gespräch kann notfalls in digitaler 
Form stattfinden.
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25.	 Das Auswahlgremium schlägt den Diözesanbi-
schöfen der beteiligten Bistümer zur gemeinsa-
men Berufung so viele Personen vor, wie für den 
Betroffenenbeirat vorgesehen sind, sowie drei 
Ersatzkandidaten. 

IV.	 Konstituierung, Amtszeit und Ausscheiden
26.	 Die Berufung erfolgt durch gemeinsames Dekret 

der Diözesanbischöfe der beteiligten Bistümer. Sie 
soll spätestens vier Monate nach der Ausschrei-
bung erfolgt sein.

27.	 Innerhalb von zehn Wochen nach Berufung der 
Mitglieder soll die konstituierende Sitzung des 
Betroffenenbeirats stattfinden. Diese kann erfor-
derlichenfalls auch ganz oder teilweise als Tele-
fon- oder Videokonferenz abgehalten werden.

28.	 Mitglieder scheiden durch Rücktritt, der in Text-
form dem Vorsitzenden oder für den Fall des Vor-
sitzenden einem stellvertretenden Vorsitzenden 
gegenüber zu erklären ist, oder durch Abberu-
fung nach Nr. 29 aus dem Betroffenenbeirat aus.

29.	 Die Diözesanbischöfe der beteiligten Bistümer 
können ein Mitglied des Betroffenenbeirats abbe-
rufen, wenn die Mehrheit der Mitglieder des Be-
troffenenbeirats dies beantragt. 

30.	 Für jedes ausscheidende Mitglied wird ein nach 
Nr. 25 vorgeschlagener Ersatzkandidat berufen. 
Stehen keine Ersatzkandidaten mehr zur Verfü-
gung, so erfolgt keine Nachbesetzung mehr.

31.	 Die Amtszeit des Betroffenenbeirats beträgt drei 
Jahre. Sie endet vorzeitig, wenn durch Ausschei-
den von Mitgliedern, die nicht durch Ersatzkandi-
daten ersetzt werden können, die Mitgliederzahl 
im Betroffenenbeirat unter sechs fällt oder keines 
der verbleibenden Mitglieder zu einem der betei-
ligten Bistümer einen Bezug hat.

32.	 Rechtzeitig vor Ende der Amtszeit ist ein neues 
Auswahlverfahren nach den Nummern 18 bis 25 
durchzuführen. Dabei sind Mitglieder des beste-
henden Betroffenenbeirats, die erklären, für eine 
weitere Amtszeit zur Verfügung zu stehen, bevor-
zugt vorzuschlagen. Die Erklärung, für eine wei-
tere Amtszeit zur Verfügung zu stehen, gilt in die-
sem Auswahlverfahren als Interessenbekundung 
nach Nr. 22. Sind in der ablaufenden Amtszeit 
keine Mitglieder ausgeschieden und erklären sich 
alle Mitglieder und alle Ersatzkandidaten dazu 
bereit, für eine weitere Amtszeit zur Verfügung 
zu stehen, kann das Auswahlverfahren entfallen. 
In diesem Fall werden die Mitglieder des beste-
henden Betroffenenbeirats für eine weitere Amts-
zeit ernannt.

V.	 Arbeitsweise
33.	 Der Betroffenenbeirat gibt sich eine Geschäftsord-

nung, die die Arbeit innerhalb des Gremiums und 
die Vertretung nach außen regelt. Ein Formulie-
rungsvorschlag wird den Mitgliedern mit der Ein-
ladung zur ersten Sitzung vorgelegt. 

34.	 Der Betroffenenbeirat wird durch eine Geschäfts-
stelle unterstützt, der insbesondere die Vor- und 
Nachbereitung der Sitzungen obliegt. 

35.	 Der Betroffenenbeirat tagt mehrmals, mindes-
tens aber zweimal im Jahr. Aus aktuellem Anlass 
kann der Beirat zur Abgabe einer Empfehlung 
auch über die regulären Sitzungen hinaus zur 
Beratung einberufen werden. Näheres regelt die 
Geschäftsordnung. 

36.	 Die Mitarbeit im Betroffenenbeirat ist eine ehren-
amtliche Tätigkeit. Die Mitglieder erhalten für die 
Teilnahme an den Sitzungen eine Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 175 € für halbtägige und 
350 € für ganztägige Sitzungen, zuzüglich Reise-  
und Übernachtungskosten.

37.	 Im Sitzungsgeld inbegriffen ist die nötige Arbeit 
zu Hause, das Prüfen von Maßnahmen, etc. Die 
Mitwirkung bei Veranstaltungen in dem gegebe-
nen Themenfeld wird entsprechend der Teilnah-
me an Sitzungen finanziell entschädigt. 

38.	 Nach zwei Jahren der Amtszeit erfolgt gemein-
sam mit dem Betroffenenbeirat eine Evaluation. 
Für die Ausführung kann auf methodische und 
sachliche Unterstützung durch die Geschäftsstelle 
zurückgegriffen werden. 

39.	 Ebenfalls nach zwei Jahren muss über ein Ver-
fahren zur Findung oder Wiederbesetzung eines 
neuen Betroffenenbeirates entschieden werden. 

40.	 Die Mitglieder des Betroffenenbeirates haben das 
Recht, hinsichtlich ihrer Tätigkeit im Betroffenen-
beirat auf Kosten der beteiligten Diözesen Super-
vision in Anspruch zu nehmen (Gruppen- oder 
Teamsupervision).

41.	 Der Betroffenenbeirat beachtet in jeglicher Hin-
sicht die Vorgaben der kirchlichen Datenschutz-
bestimmungen (KDG).

VI.	 Inkrafttreten	
42.	 Die vorstehende Satzung des gemeinsamen Be-

troffenenbeirates der Bistümer Fulda, Limburg 
und Mainz wird zum 10. Februar 2021 für die be-
teiligten Bistümer in Kraft gesetzt. 

Fulda, den 4. Februar 2021

+ Dr. Michael Gerber 
Bischof von Fulda

Limburg, den 4. Februar 2021

+ Dr. Georg Bätzing 
Bischof von Limburg

Mainz, den 4. Februar 2021

+ Dr. Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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17.	 Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
vom 10. Dezember 2020

A. Änderung des Abschnitts IIb 
der Anlage 1 zu den AVR

I.	 Änderung in Abschnitt IIb der Anlage 1 zu den 
AVR

1.	 In Anlage 1 zu den AVR wird der Abschnitt IIb 
wie folgt neu gefasst:

	 „IIb Corona-Einmalzahlung

	 § 1 Geltungsbereich 
	 Die Regelungen dieses Abschnitts gelten für alle 

Mitarbeiter in einem Dienst- oder Ausbildungs-
verhältnis nach den Anlagen 2, 2d, 2e, 7, 22, 23, 31, 
32 und 33.

	 § 2 Corona-Einmalzahlung
	 (1) Mitarbeiter, die unter den Geltungsbereich 

nach § 1 fallen, erhalten die Corona-Einmalzah-
lung spätestens mit der Vergütung des Monats 
Juni 2021 ausgezahlt, wenn ihr Dienstverhältnis 
am 1. Dezember 2020 bestand und an mindestens 
einem Tag zwischen dem 1. März 2020 und dem 
31. Dezember 2020 Anspruch auf Dienstbezüge 
bzw. Ausbildungsentgelt/-hilfe/-vergütung be-
standen hat.

	 Anmerkungen zu Absatz 1: 
	 1. 1Die Corona-Einmalzahlung wird zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn bzw. 
Ausbildungsentgelt/-hilfe/-vergütung gewährt. 
2Es handelt sich um eine Beihilfe bzw. Unterstüt-
zung des Dienstgebers zur Abmilderung der zu-
sätzlichen Belastung durch die Corona-Krise im 
Sinne des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuer-
gesetzes, sofern die Auszahlung der Corona-Ein-
malzahlung im dort definierten Zeitraum erfolgt.

	 2. 1Anspruch auf Dienstbezüge bzw. Ausbildungs-
entgelt/-hilfe/-vergütung im Sinne des Absatzes 1 
sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Ab-
satz b der Anlage 1 i. V. m. Abschnitt XII Absatz 
a Satz 2 und Satz 3 der Anlage 1, in § 2 und § 4 
der Anlage 14, in § 17 der Anlagen 31, 32, § 16 der 
Anlage 33 und in § 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 
5, in § 2 Absatz 3 Satz 1 der Anlagen 31, 32, 33 ge-
nannten Ereignisse und der Anspruch auf Kran-
kengeldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 
1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen der Höhe 
der Barleistungen des Sozialversicherers nicht ge-
zahlt wird. 2Einem Anspruch auf Dienstbezüge 
gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach  

	 § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leis-
tungen und der Bezug von Mutterschaftsgeld 
nach § 19 MuSchG oder § 24i SGB V.

	 3. Die Corona-Einmalzahlung ist kein zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt.

	 (2) 1Die Höhe der Corona-Einmalzahlung beträgt
in den Entgeltgruppen 
der Anlagen 31 bis 33 

in den Vergütungs-
gruppen der Anlage 
3

Einmal- 
zahlung

P 4 bis P 8, 
S 2 bis S 8 b 

VG 12 bis VG 5c 600,00 Euro 

EG 9b bis EG 12, 
P 9 bis P 16, 
S 9 bis S 18

VG 5b bis VG 3 400,00 Euro 

EG 13 bis EG 15 VG 2 bis VG 1 300,00 Euro. 
	 2Die Höhe der Corona-Einmalzahlung beträgt für 

alle Auszubildenden, Schüler und Praktikanten 
nach Anlage 7 AVR 225,00 Euro. 3Abschnitt IIa 
der Anlage 1 AVR gilt entsprechend. 4Maßgeblich 
sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Dezember 
2020. 

	 (3) Die Corona-Einmalzahlung ist bei der 
Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu 
berücksichtigen.“

II.	 Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 in Kraft. 

B. Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in den 
Anlagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR („Tarifpflege“) 

I.	 Änderungen im Allgemeinen Teil sowie in den 
Anlagen 1, 31, 32 und 33 zu den AVR

1.	 Änderungen in § 14 Abs. 4 der Anlagen 31 und 32 
sowie in § 13 der Anlage 33 zu den AVR

	 Im jeweiligen Absatz 4 Satz 4 des § 14 der Anla-
gen 31 und 32 sowie des § 13 der Anlage 33 zu 
den AVR werden nach dem Wort „zuzuordnen“ 
die Wörter „; die in der bisherigen Stufe zurück-
gelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 
in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet“ 
angefügt.

2.	 Änderungen in Abschnitt Ib der Anlage 1 zu den 
AVR

	 In Abschnitt Ib der Anlage 1 zu den AVR wird der 
Absatz (c) wie folgt neu gefasst:

	 „c) 1Ist Mitarbeitern vorübergehend eine höher-
wertige Tätigkeit übertragen worden, und wird 
ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine 
Tätigkeit derselben höheren Entgeltgruppe dau-
erhaft übertragen, werden sie hinsichtlich der 
Stufenzuordnung so gestellt, als sei die Höher-
gruppierung ab dem ersten Tag der vorüberge-
henden Übertragung der höherwertigen Tätigkeit 
erfolgt. 2Unterschreiten bei Höhergruppierungen  
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	 nach Satz 1 die Dienstbezüge (Abschnitt II der 
Anlage 1) die Summe aus den Dienstbezügen und 
dem Zulagenbetrag nach Abschnitt Ib Abs. (b) der 
Anlage 1, die der Mitarbeiter am Tag vor der Hö-
hergruppierung erhalten hat, erhält der Mitarbei-
ter dieses höhere Entgelt solange, bis die Dienst-
bezüge (Abschnitt II der Anlage 1) dieses höhere 
Entgelt erreichen oder übersteigen.“

3.	 Änderungen in den Anmerkungen zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 – 12 
der Anlage 2, in Anhang D der Anlage 31 sowie in 
Anhang A der Anlage 21a zu den AVR

	 Die Anmerkung I zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsgruppen 1 - 12 der Anlage 2 zu 
den AVR wird wie folgt ersetzt; ebenso werden 
die Vorbemerkungen Nr. 1 und Nr. 2 des Anhang 
D der Anlage 31 zu den AVR wie folgt ersetzt; des 
Weiteren werden in den Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen in Anhang A der Anlage 
21a zu den AVR die Anmerkungen zu „Wissen-
schaftliche Hochschulbildung“ und „Hochschul-
bildung“ wie folgt ersetzt:

	 „Wissenschaftliche Hochschulbildung 
	 1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hoch-

schulbildung liegt vor, wenn das Studium an ei-
ner staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 Hoch-
schulrahmengesetz (HRG) oder einer nach § 70 
HRG staatlich anerkannten Hochschule
a)	 mit einer nicht an einer Fachhochschule ab-

gelegten ersten Staatsprüfung, Magisterprü-
fung oder Diplomprüfung oder

b)	 mit einer Masterprüfung
	 beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine 

Promotion oder die Akademische Abschlussprü-
fung (Magisterprüfung) einer Philosophischen 
Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen die 
Ablegung einer ersten Staatsprüfung, einer Mas-
terprüfung oder einer Diplomprüfung nach den 
einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vor-
gesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaft-
liche Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 
Buchst. a setzt voraus, dass die Abschlussprüfung 
in einem Studiengang abgelegt wurde, der seiner-
seits mindestens das Zeugnis der Hochschulrei-
fe (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 
als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens 
acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 4Ein Bache-
lorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch 
dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den 
Abschluss vorgeschrieben sind. 5Der Masterstudi-
engang muss nach den Regelungen des Akkredi-
tierungsrats akkreditiert sein.

	 6Ein Abschluss an einer ausländischen Hoch-
schule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche 
Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen 
staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschul-
abschluss vergleichbar bewertet wurde.

	 Anmerkung zu Satz 5: 
	 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. 

Dezember 2024 ausgesetzt.“

	 „Hochschulbildung 
	 1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, 

wenn von einer staatlichen Hochschule im Sinne 
des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich 
anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit 
dem Zusatz "Fachhochschule" ("FH"), ein ande-
rer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad 
oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Ab-
schlussprüfung muss in einem Studiengang ab-
gelegt worden sein, der seinerseits mindestens 
das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine 
Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene 
Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvor-
aussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern 
– ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester 
o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelorstudiengang muss 
nach den Regelungen des Akkreditierungsrats ak-
kreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind Abschlüs-
se in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen 
an Berufsakademien. 5Ein Abschluss an einer aus-
ländischen Hochschule gilt als abgeschlossene 
Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen 
staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschul-
abschluss vergleichbar bewertet wurde. 

	 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
	 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. 

Dezember 2024 ausgesetzt.“

4.	 Änderungen in Anhang B der Anlage 33 zu den 
AVR

	 Anmerkung Nr. 13 aus den Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 (Anhang B zur Anlage 33) des Anhangs B der 
Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt ersetzt:

	 „1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt 
vor, wenn von einer staatlichen Hochschule im 
Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG 
staatlich anerkannten Hochschule ein Diplom-
grad mit dem Zusatz "Fachhochschule" ("FH"), 
ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Ab-
schlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 
wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in einem 
Studiengang abgelegt worden sein, der seiner-
seits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife  
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	 (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere 
landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung 
als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den 
Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens 
sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Ba-
chelorstudiengang muss nach den Regelungen 
des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem 
gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten 
Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademi-
en. 5Ein Abschluss an einer ausländischen Hoch-
schule gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, 
wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als 
dem deutschen Hochschulabschluss vergleichbar 
bewertet wurde. 

	 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 
	 Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. 

Dezember 2024 ausgesetzt.“
5. 	 Änderungen in § 18 AT AVR
	 § 18 Abs. 1 Satz 2 AT AVR wird wie neu gefasst:
	 „2Der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von der 

Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu 
unterrichten.“

6. 	 Änderungen in § 7 der Anlagen 31 – 33 zu den 
AVR

	 § 7 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 31 zu den AVR wird 
wie folgt neu gefasst:
	 „1Das Bereitschaftsdienstentgelt wird ge-

zahlt, es sei denn, dass ein Freizeitausgleich 
im Dienstplan vorgesehen ist, oder eine ent-
sprechende Regelung in einer einvernehm-
lichen Dienstvereinbarung getroffen wird 
oder der Mitarbeiter dem Freizeitausgleich 
zustimmt.“

	 b)	 In § 7 der Anlagen 32 und 33 zu den AVR 
wird Absatz 5 wie folgt neu gefasst:
	 „An Mitarbeiter wird das Bereitschafts-

dienstentgelt gezahlt, es sei denn, dass ein 
Freizeitausgleich im Dienstplan vorgesehen 
ist, oder eine entsprechende Regelung in 
einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung 
getroffen wird oder der Mitarbeiter dem 
Freizeitausgleich zustimmt.“

II.	 Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2020 in Kraft.

C. Verlängerung der Übertragung der 
Regelungskompetenz gemäß § 13 Abs. 6 S. 1, 2. Alt. 
AK-Ordnung zur Regelung der Dienstverhältnisse 

mit Praktikanten in der Praxisorientierten Ausbildung 
zum Erzieher und zum Heilerziehungspfleger von 

der Bundeskommission auf die Regionalkommission 
Nordrhein-Westfalen

I.	 Verlängerung der Übertragung der Regelungs- 
kompetenz:

„Die Befristung der Übertragung der Regelungskom-
petenz im Beschluss der Bundeskommission vom 23. 
Oktober 2014 zur Übertragung der Regelungszustän-
digkeit zur Regelung der Dienstverhältnisse mit Fach-
schulpraktikanten während der praxisintegrierten 
schulischen Ausbildung zum Erzieher und zum Hei-
lerziehungspfleger mit Wirkung ab dem 1. Januar 2021 
auf die Regionalkommission NRW wird nach § 13 Abs. 
6 Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung auf den 31. Dezember 
2022 verlängert. Bis dahin beschlossene Regelungen 
sind von der Regionalkommission NRW längstens bis 
zu diesem Termin zu befristen, wobei für zu diesem 
Termin bereits bestehende Praktikantenverhältnisse 
die Weitergeltung über diesen Termin hinaus geregelt 
werden kann. Für die Dienstverhältnisse mit Prakti-
kanten in der Praxisorientierten Ausbildung zum Er-
zieher gilt die Kompetenzübertragung nur für die Re-
gelung von Praktikantenverhältnissen, die bis zum 31. 
Dezember 2018 begonnen wurden.“

II.	 Inkrafttreten

Der Beschluss tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Vorstehende Beschlüsse setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 29. Januar 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

18.	 Wahlaufruf für die MAV-Wahlen 2021 

Sehr geehrte, liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
sehr geehrte, liebe Dienstgeber,

in der Woche vom 14. bis 18. Juni 2021 sind Sie aufge-
rufen, die Mitarbeitervertretung Ihrer Einrichtung für 
die nächsten vier Jahre zu wählen. Die Wahlen finden 
– nun bereits zum achten Mal seit 1993 – an einem bis-
tumseinheitlichen Termin statt.

Die Mitarbeitervertretungen erfüllen in unseren kirch-
lichen Einrichtungen wichtige Aufgaben: Sie tragen die 
betriebliche Mitbestimmung in den Einrichtungen, ba-
sierend auf der Grundordnung des kirchlichen Diens-
tes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse (GrO) 
und der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO); ih-
nen obliegt die Sorge für die Anliegen und Belange der  
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Mitarbeitenden. Gemeinsam mit den Dienstgebern ste-
hen sie in der Verantwortung für die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit in den Einrichtungen. Grundgelegt 
ist diese Zusammenarbeit in der Dienstgemeinschaft: 
Alle in einer Einrichtung der katholischen Kirche Tä-
tigen, so heißt es in der Grundordnung, tragen durch 
ihre Arbeit ohne Rücksicht auf die arbeitsrechtliche 
Stellung gemeinsam dazu bei, dass die Einrichtung ih-
ren Teil am Sendungsauftrag der Kirche erfüllen kann. 
Unsere Arbeit in den Einrichtungen dient im letzten 
dem Ziel, das Evangelium zu leben und mitzuteilen. 
An diesem Ziel mitzuarbeiten – dafür ist jede und je-
der einzelne und die Dienstgemeinschaft als ganze 
verantwortlich.

Sehr geehrte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
die Arbeit in den Mitarbeitervertretungen verlangt 
ein hohes Maß an Einsatzbereitschaft und Verantwor-
tungsbewusstsein. Sehr herzlich danke ich allen, die 
sich in den Mitarbeitervertretungen engagieren. Nicht 
wenige von ihnen tun dies bereits seit vielen Jahren. 
Die letzten Monate standen im Zeichen der vielen 
Belastungen durch die Corona-Pandemie, deren Be-
wältigung auch das besondere Engagement der Mit-
arbeitervertretungen forderte. Auch dafür will ich aus-
drücklich danken.

Derzeit sind wir im Bistum auf einem Weg der Verän-
derungen. In den kommenden Jahren stehen wichtige 
Schritte auf dem Pastoralen Weg an. Gerade in dieser 
Zeit brauchen wir engagierte Mitarbeitervertretungen, 
die die Prozesse zum Wohl der jeweiligen Einrichtung 
mitgestalten und konstruktiv die Belange der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter vertreten. Daher bitte ich 
Sie nachdrücklich: Beteiligen Sie sich an den anste-
henden Wahlen! Ihre Beteiligung kann bedeuten, dass 
Sie sich – erneut oder erstmals – als Kandidatin oder 
Kandidat zur Verfügung stellen. Und Ihre Beteiligung 
bedeutet auch, dass Sie von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen. Eine hohe Wahlbeteiligung ist Ausdruck der 
Bereitschaft, die Dienstgemeinschaft in Ihrer Einrich-
tung mitzugestalten, und sie stärkt die Vertretung Ih-
rer Anliegen. 

Sehr geehrte Dienstgeber, 
die Mitarbeitervertretungsordnung unseres Bistums 
verpflichtet Sie als Dienstgeber, die Wahlen zur Mitar-
beitervertretung in Ihrer Einrichtung zu begleiten und 
die Voraussetzungen für einen ordnungsgemäßen Ab-
lauf zu schaffen.

Ich darf Sie herzlich bitten, dieser Aufgabe sorgfältig 
und insbesondere mit großem Wohlwollen nachzu-
kommen. Bitte unterstützen Sie die Vorbereitungen 
für die Wahlen und zeigen Sie den Kandidatinnen und 
Kandidaten von Beginn an Ihr Interesse an einer ver-
trauensvollen Zusammenarbeit. Sofern es in Ihrer Ein-
richtung noch keine Mitarbeitervertretung gibt, bitte ich 
Sie, entsprechend der Mitarbeitervertretungsordnung 

und unter Berücksichtigung der derzeitigen Möglich-
keiten die entsprechenden Schritte für die Wahl einer 
Mitarbeitervertretung vorzusehen. 
Eine Dienstgemeinschaft zu sein: Dahinter steht ein 
hoher Anspruch, der manchem vielleicht unrealistisch 
und nicht alltagstauglich erscheinen mag. Es liegt da-
rin jedoch die Chance, im guten Miteinander die Her-
ausforderungen und Probleme anzugehen. Gerade an-
gesichts der vielen Veränderungsprozesse, vor denen 
wir stehen, bitte ich Sie, dieses Miteinander zu suchen 
und zu gestalten – geleitet von unserem Auftrag, das 
Evangelium zu leben und mitzuteilen. 

Mit herzlichem Dank und guten Wünschen 

Mainz, den 29. Januar 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

19.	 Stellenausschreibungen

Pastoralreferenten und -innen und Diakone mit ent-
sprechender Qualifikation:

Zum 01. August 2021 sind folgende Stellen zu besetzen:

Dekanat Mainz-Stadt:
1.0 Religionsunterricht (0.5) und Schulpastoral (0.5) an 
der Maria-Ward-Schule, Mainz (PR 2021-01)

Auskunft zu der Stelle erteilen: Frau Dr. Brigitte Lob 
Tel.: 06131 253246, Bischöfliches Ordinariat - Dezernat 
Bildung - Referat Schulpastoral, Frau StD i.K. Ursula 
Machnik Tel.: 06131 253208, Bischöfliches Ordinariat - 
Dezernat Bildung - Referat Katholische Schulen RLP

Bewerbungsschluss für diese Stelle ist Mittwoch, 
03.02.2021

Bischöfliches Ordinariat - Dezernat Seelsorge:
1.0 Bereichsleitung für den Bereich 2 'Kategoriale Seel-
sorge' (0.5) 
und Referent/in für Gefängnis-, Polizei- und Telefon-
seelsorge (0.5)

Auskunft zu der Stelle erteilen: Herr Ordinariatsdirek-
tor Hans Jürgen Dörr Tel.: 06131 253417, Bischöfliches 
Ordinariat - Dezernat Seelsorge - Dezernent, Herr Or-
dinariatsrat Winfried Reininger Tel.: 06131 253250, Bi-
schöfliches Ordinariat - Dezernat Seelsorge - Bereichs-
leitung Kategoriale Seelsorge
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Bewerbungsschluss für die Stelle ist Dienstag, 09. Feb-
ruar 2021 an

Zum nächstmöglichen Zeitpunkt bzw. spätestens zum 
01. August 2021 ist folgende Stelle zu besetzen:

Bischöfliches Ordinariat - Dezernat Seelsorge:
1.0 Referent/in für Krankenhaus-, Altenheim- und 
Hospizseelsorge

Auskunft zu der Stelle erteilt: Herr Ordinariatsrat Win-
fried Reininger Tel.: 06131 253250, Bischöfliches Ordi-
nariat -Dezernat Seelsorge- Bereichsleitung Kategoria-
le Seelsorge

Bewerbungsschluss für diese Stelle ist Mittwoch, 
03.02.2021

Bewerbungen an: 
Bischöfliches Ordinariat - Dezernat Personal, z.Hd. 
Frau Ordinariatsrätin Carola Daniel, Postfach 15 60, 
55005 Mainz, E-Mail pastoralref@bistum-mainz.de

Bereits durch Rundschreiben mitgeteilt.

Kirchliche Mitteilungen

20.	 Personalchronik
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21.	 Kurse des TPI

K 21-02

Titel:	 Wandel und Kontinuität. Wie Dogmenge-
schichte zum Motor für Veränderung wer-
den kann

Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: Dr. Christoph Rüdesheim
Referent/-innen: Prof. Dr. Michael Seewald (Münster)
Termin: 	 16.-18. März 2021
Ort: 	 Koster Jakobsberg, Ockenheim, ggf. digitales 

Format 
Kosten:	 Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiöze-

sen zahlen als Eigenanteil 69,00 € + 50,00 € 
Honoraranteil = 119,00 €.

	 Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen 
die Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
185,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 50,00 € Hono-
raranteil = 325,00 €

	 Bei einer Durchführung im Digitalformat 
90,00 € + 50,00 € = 140,00 €.

K 21-06

Titel: 	 Bibliolog mit Sculpting
	 Aufbaukurs zu Körperhaltungen und Gesten
Zielgruppe: Zertifizierten Bibliolog/-innen
Kursleitung: Dr. Katrin Brockmöller, Jens Uhlendorf
Termin: 	 28.-30. April 2021
Ort: 	 Hösbach, Tagungszentrum Schmerlenbach
Kosten: 	 Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiöze-

sen zahlen als Eigenanteil 69,00 € + 50,00 €
	 Honoraranteil =  119,00 €. 
	 Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen 

die Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
195,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 50,00 € Hono-
raranteil = 335,00 €.  

Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
zuständigen Fortbildungsabteilung in der Diözese an-
melden müssen. 

Anmeldung: über unsere Homepage: www.tpi-mainz.
de oder per E-Mail an info@tpi-mainz.de
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22.	 Bestellung von Druckschriften

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz wird 
in Kürze folgende Broschüren herausgeben:

Die deutschen Bischöfe – Liturgiekommission Nr. 50 
Christus in der Welt verkündigen 
Dimensionen liturgienahen Feierns
Arbeitshilfen Nr. 320 
Kirchliches Datenschutzrecht (1. Auflage 2021)

Arbeitshilfen Nr. 321 
An der Seite der Schutzsuchenden – Katholische 
Flüchtlingshilfe 2015–2020

Anforderungen bei: Sekretariat der deutschen Bischofs-
konferenz, Postfach 2962, 53109 Bonn, Tel.: 0228 103-
205, Fax: 0228 103-330, oder auch als pdf herunterladen: 
https://www.dbk-shop.de/index.php?page=index.

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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Inhalt:	 Inkraftsetzung eines Beschlusses der Regionalkommission Mitte des Deutschen Caritasverbandes vom 
17.12.2020. – Satzung der Stiftung Abtei Kloster Engelthal. – Stellenausschreibungen. – Personalchronik. 
– Kurse des TPI.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

23.	 Inkraftsetzung eines Beschlusses der 
Regionalkommission Mitte des Deutschen 
Caritasverbandes vom 17.12.2020 

Die Regionalkommission Mitte beschließt:
I.	 Übernahme der beschlossenen mittleren Werte 

zur Corona-Einmalzahlung
	 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-

beitsrechtlichen Kommission vom 10. Dezember 
2020 zur Corona-Einmalzahlung, Änderungen 
in Abschnitt IIb der Anlage 1 zu den AVR wird 
mit der Maßgabe übernommen, dass alle dort be-
schlossenen mittleren Werte zur Höhe der Coro-
na-Einmalzahlung als Werte der Corona-Einmal-
zahlung für den Bereich der Regionalkommission 
Mitte festgesetzt werden.

II.	 Inkrafttreten
	 Dieser Beschluss tritt zum 1. Dezember 2020 in 

Kraft.

Vorstehender Beschluss setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 8. Februar 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

24.	 Satzung der Stiftung Abtei Kloster Engelthal

Satzung der Stiftung vom 19.11.2004, geändert durch 
Beschluss vom 05.11.2014, zuletzt geändert durch  

Beschluss des Vorstandes vom 13.10.2020 und des Ku-
ratoriums vom 14.10.2020.

Präambel

Die Regel des hl. Benedikt von Nursia (ca. 480-547), die 
das christliche Abendland entscheidend mitgeprägt 
hat, kann auch zukünftigen Generationen ein Leitbild 
für die Gottsuche und die Humanisierung aller Le-
bensbereiche sein. Mit seinem Eintreten für den Primat 
Gottes und die Achtung vor jedem Menschen bleibt 
Benedikt auch heute ein Wegbereiter zu Einheit und 
Frieden unter den Menschen und den Völkern des zu-
sammenwachsenden Europas.
Nach diesem Leitbild wurde in Kloster Engelthal seit 
den Anfängen verbindlich gelebt. Das Kloster ver-
dankt seine Gründung als Zisterzienserinnenabtei ei-
ner Stiftung aus dem Jahr 1268. Nach der Auflösung 
des Klosters in der Säkularisation stellte der Bischöfli-
che Stuhl von Mainz im Jahr 1962 die Klosteranlage für 
eine Neugründung zur Verfügung: Als Benediktinerin-
nenabtei sollte Kloster Engelthal wieder zu einem Ort 
geistlichen Lebens in Oberhessen werden.
Als Kulturerbe der Wetterau ist die Abtei ein spiritu-
elles, ökumenisches und kulturelles Zentrum, dessen 
Prägung durch den Geist Benedikts lebendig bleiben 
soll. Um dies auf Zukunft hin sicher zu stellen, wird 
die Stiftung Abtei Kloster Engelthal errichtet.

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr

(1)	 Die Stiftung führt den Namen "Stiftung Abtei 
Kloster Engelthal".
Sie ist eine rechtsfähige, öffentliche und kirchliche Stif-
tung des bürgerlichen Rechts. 

(2)	 Ihr Sitz ist in Altenstadt/Hessen, Landkreis 
Wetterau.

(3)	 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
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§ 2
Zweck der Stiftung

Die Stiftung verfolgt das in der Präambel genannte 
Ziel, den Geist der Regel des hl. Benedikt an diesem 
Ort zu bewahren.

Dazu dienen
-	 insbesondere die Erhaltung der Abtei Kloster En-

gelthal, mit der Verpflichtung, auch künftigen Ge-
nerationen Engelthal als Ort geistlicher Prägung 
lebendig zu erhalten,

-	 die Förderung des klösterlichen Lebens,
-	 die Unterstützung von Projekten des klösterlichen 

Gemeinschaftslebens,
-	 die Pflege und der Erhalt der Kunst- und Kultur-

güter des Klosters,
-	 die Förderung weiterer kirchlicher und reli-

giöser Zwecke, besonders auch der ökumeni-
schen Anliegen, durch Vorträge, Beratung und 
Erfahrungsaustausch.

§ 3
Gemeinnützigkeit

(1)	 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke 
im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" 
der Abgabenordnung.

(2)	 Die Stiftung ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3)	 Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungs-
gemäßen Zwecke verwendet werden. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung 
nicht entsprechen, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.

§ 4
Vermögen der Stiftung

(1)	 Der Stiftung wird ein Anfangsvermögen von 
100.000,00 Euro (in Worten: einhunderttausend Euro) 
zur Verfügung gestellt. Dieses Anfangsvermögen ist in 
seinem Bestand dauerhaft und möglichst ungeschmä-
lert zu erhalten.

(2)	 Das Vermögen der Stiftung soll durch Zustiftun-
gen der Stifterin oder Dritter erhöht werden. 
Zuwendungen an die Stiftung können mit der Auflage 
verbunden werden, dass sie für eine im Rahmen der 
Stiftungszwecke vorgesehene Einzelmaßnahme zu 
verwenden sind. Soweit möglich und erforderlich sol-
len zweckgebundene Rücklagen gebildet werden. Zur 
Erhaltung der Leistungskraft der Stiftung können die 
Erträge des Vermögens auch zur Bildung freier Rück-
lagen in gesetzlich zulässiger Höhe verwendet werden.

(3)	 Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus den Erträ-
gen des Stiftungsvermögens und aus Zuwendungen, 
soweit diese von Zuwendenden nicht ausdrücklich zur 
Erhöhung des Stiftungsvermögens bestimmt sind.

(4)	 Zuwendungen ohne Zweckbestimmung auf-
grund einer Verfügung von Todes wegen können dem 
Stiftungsvermögen zugeführt werden.

(5)	 Es besteht kein Rechtsanspruch Dritter auf die Ge-
währung von Stiftungsmitteln.
 

§ 5
Organe der Stiftung

(1)	 Organe der Stiftung sind der Vorstand und das 
Kuratorium.

(2)	 Einzelne Personen können nicht verschiedenen 
Stiftungsorganen angehören. 

(3)	 Die Mitglieder der Organe üben ihre Tätigkeit eh-
renamtlich aus. 
Auf Beschluss des Kuratoriums kann ein Auslagener-
satz gewährt werden.

§ 6 
Vorstand

(1)	 Der Vorstand besteht aus bis zu drei Personen. 
Vorsitzende des Vorstandes ist immer Kraft ihres Am-
tes die jeweilige Oberin von Kloster Engelthal. Die 
weiteren Mitglieder des Vorstandes werden von ihr 
berufen.

(2)	 Die Amtszeit der übrigen Vorstandsmitglieder be-
trägt jeweils drei Jahre.
Wiederberufung ist zulässig. Die Mitglieder des Vor-
standes wählen aus ihrer Mitte den Stellvertreter der 
Vorsitzenden.

(3)	 Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so 
beruft die Vorsitzende ein neues Mitglied, das in die 
Amtszeit des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds 
eintritt.
Ein Vorstandsmitglied bleibt auch nach Ablauf seiner 
Amtszeit bis zu seiner Abberufung oder bis zur Bestel-
lung seines Nachfolgers im Amt.

§ 7 
Aufgaben des Vorstandes

(1)	 Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich durch seine Vorsitzende. Im Verhin-
derungsfalle wird der Vorstand durch ein weiteres 
Mitglied des Vorstandes vertreten.
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(2)	 Der Vorstand verwaltet die Stiftung. Er hat insbe-
sondere folgende Aufgaben:
a)	 Verwaltung des Stiftungsvermögens.
b)	 Vergabe der Erträge des Stiftungsvermögens.
c)	 Durchführung und Rechnungslegung, insbeson-

dere Erstellung und Vorlage einer Jahresrechnung 
mit einer Vermögensübersicht und einem Bericht 
über die Erfüllung des Stiftungszweckes.

d)	 Anzeige jeder Änderung der Zusammensetzung 
des Vorstandes an die Aufsichtsbehörde.

(3)	 Die Vorsitzende beruft den Vorstand bei Bedarf, 
mindestens jedoch einmal jährlich ein.

(4)	 Über die Beschlussfassung ist eine Ergebnisnie-
derschrift anzufertigen.

§ 8
Beschlüsse des Vorstandes

(1)	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens 2 seiner Mitglieder anwesend sind. 

(2)	 Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden, im 
Falle ihrer Abwesenheit die der stellvertretenden Vor-
sitzenden, den Ausschlag.

§ 9
Kuratorium

(1)	 Das Kuratorium besteht aus bis zu sieben Perso-
nen; sie dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Vor-
stands sein.

(2)	 Die Mitglieder des Kuratoriums sollen bereit und 
in der Lage sein, den Stiftungszweck nachhaltig zu 
fördern und der Abtei Kloster Engelthal in besonderer 
Weise verbunden sein.

(3)	 Zwei Mitglieder des Kuratoriums werden durch 
die Vorsitzende des Vorstandes, zwei weitere Mitglie-
der durch den Konvent der Abtei Kloster Engelthal 
berufen. Die übrigen bis zu drei Mitglieder werden 
vom Kuratorium hinzugewählt. Vor der Zuwahl ist 
die Zustimmung der Vorsitzenden des Vorstands ein-
zuholen. Die Amtszeit der Mitglieder des Kuratoriums 
beträgt drei Jahre. Widerberufung und Wiederwahl ist 
zulässig.

(4)	 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen Vor-
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, bestimmt sich die 
Berufung des Nachfolgers nach Abs. 3. 

(5)	 Ein Kuratoriumsmitglied bleibt auch nach Ablauf 
seiner Amtszeit bis zu seiner Abberufung oder bis zur 
Bestellung seines Nachfolgers im Amt.

(6)	 Der Vorsitzende beruft das Kuratorium mindes-
tens einmal jährlich ein.

(7)	 Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sit-
zungen des Kuratoriums mit beratender Stimme teil.

§ 10
Aufgaben des Kuratoriums

Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:
(1)	 Verantwortung für die Erfüllung des Stiftungs-

zwecks und die Einhaltung der Stiftungssatzung.
(2)	 Genehmigung der Rechnungslegung gem. § 7 

Abs. 2 lit. c). 
(3)	 Beratung des Vorstandes.
(4)	 Vergabe von Richtlinien für die Verwendung von 

Stiftungsmitteln.
(5)	 Beschlussfassung über einen Auslagenersatz für 

die Organmitglieder (§ 5 Abs. 3). 
(6)	 Beschlüsse für Satzungsänderungen sowie Ent-

scheidungen über die Aufhebung der Stiftung 
oder ihre Zusammenlegung mit einer anderen 
Stiftung.

§ 11
Beschlüsse des Kuratoriums

(1)	 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind.

(2)	 Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung die des stellvertretenden Vorsit-
zenden, den Ausschlag.

(3)	 Über die Beschlussfassung ist eine Ergebnisnie-
derschrift anzufertigen.

§ 11a 
Gemeinsame Verfahrensvorschriften für Vorstand 

und Kuratorium 

(1)	 Unbeschadet der §§ 7 und 9 können die Sitzungen 
des Vorstandes und des Kuratoriums auch in virtuel-
ler Form (Bildschirmübertragung, Telefonkonferenz) 
stattfinden. Die Teilnahme an einer physischen Prä-
senzsitzung durch Zuschaltung einzelner Mitglieder 
per Bildschirmübertragung oder Telefon ist zulässig. 

(2)	 Unbeschadet der §§ 8 und 11 der Satzung können 
die Beschlüsse des Vorstandes und des Kuratoriums 
auch gefasst werden
1.	 im schriftlichen Umlaufverfahren (per Brief oder 

Fax), 
2.	 im elektronischen Umlaufverfahren (per E-Mail), 
3.	 in einer virtuellen Sitzung (Bildschirmübertra-

gung, Telefonkonferenz), oder
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4.	 in einer physischen Präsenzsitzung mit Teilnah-
me durch Zuschaltung einzelner Mitglieder per 
Bildschirmübertragung oder Telefon. 

	 Eine Beschlussfassung im Umlaufverfahren in 
Kombination von Absatz 2 Ziff. 1 und Ziff.  2 ist 
zulässig. Eine Beschlussfassung in Kombination 
von Umlaufverfahren und Sitzungsverfahren ist 
unzulässig. Beschlüsse im Umlaufverfahren sind 
nur wirksam, wenn alle Mitglieder des jeweili-
gen Organs am Umlaufverfahren beteiligt wur-
den, mindestens 2/3 der Mitglieder des jeweiligen 
Organs am Umlaufverfahren teilgenommen und 
ihre Stimme innerhalb der gesetzten Frist abgege-
ben haben.

(3)	 Die Durchführung einer Sitzung nach Absatz 1 
und einer Beschlussfassung nach Absatz 2 ist nur zu-
lässig, wenn 
1.	 kein Mitglied des jeweils betroffenen Organs wi-

derspricht, wobei die Stimmenthaltung als Wider-
spruch gewertet wird und

2.	 alle jeweils betroffenen Organmitglieder tech-
nischen Zugang zu dem gewählten Verfahren 
haben.

	 Der Widerspruch oder die Enthaltung muss in 
Schrift- oder in Textform (E-Mail) innerhalb von 
drei Tagen nach Bekanntgabe des beabsichtigten 
Sitzungs- oder Umlaufverfahrens bei dem bzw. 
der Vorsitzenden des jeweils betroffenen Organs 
eingehen.

(4) Auch für die im Verfahren nach Absatz 2 gefassten 
Beschlüsse gelten die nach dieser Satzung oder nach 
gesetzlichen Regelungen erforderlichen Mehrheiten.

§ 12
Beirat

(1)	 Das Kuratorium kann einen Beirat wählen. Der 
Beirat hat die Aufgabe, die Stiftungsorgane in allen 
dem Stiftungszweck dienenden Fragen sachverständig 
zu beraten und zu unterstützen. Den Mitgliedern des 
Beirats steht das Recht zu, Anregungen und Vorschlä-
ge zur Förderung des Stiftungszwecks zu unterbreiten.

(2)	 Die Wahl der Mitglieder des Beirates bedarf der 
Genehmigung durch die Vorsitzende des Vorstandes. 
Die Amtszeit der Beiratsmitglieder beträgt drei Jahre. 
Wiederwahl ist zulässig.

(3)	 Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich für 
die Stiftung tätig.

§ 13
Satzungsänderungen, Zusammenlegung und 

Aufhebung der Stiftung

(1)	 Satzungsänderungen, Zweckerweiterung und 
Zweckänderung sowie Umwandlung der Stiftung kön-
nen nur mit jeweils mindestens zwei Drittel der Stim-
men des Vorstands und der Mitglieder des Kuratori-
ums beschlossen werden.
 
(2)	 Die Aufhebung der Stiftung oder ihre Zusammen-
legung mit einer anderen Stiftung sind nur bei wesent-
licher Veränderung der Verhältnisse zulässig. Für sol-
che Beschlüsse ist ebenfalls eine qualifizierte Mehrheit 
im Sinne des Abs. 1 erforderlich.

(3)	 Diese Beschlüsse werden erst mit Genehmigung 
der Stiftungsbehörde wirksam. Änderungen des Stif-
tungszwecks bedürfen zudem der Zustimmung des 
zuständigen Finanzamtes.

§ 14
Stiftungsvermögen nach Aufhebung

Im Falle der Aufhebung oder Auflösung der Stiftung 
oder bei Wegfall ihrer steuerbegünstigten Zwecke fällt 
das Vermögen der Vereinigung der Benediktinerin-
nen von Kloster Engelthal e. V. zu, die es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke zu verwenden hat.

§ 15
Stiftungsaufsicht

Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bischöflichen 
Ordinariates Mainz nach Maßgabe des jeweils gelten-
den Stiftungsrechts. Die Aufhebung der Stiftung sowie 
die Änderung der Satzung bedürfen zu ihrer Wirksam-
keit der vorherigen Zustimmung des Bischöflichen
Ordinariates Mainz.

§ 16
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Genehmigung durch die 
kirchliche Stiftungsaufsicht in Kraft.

Altenstadt, den 14.10.2020

Äbtissin M. Elisabeth Kralemann OSB
Vorsitzende des Vorstandes

Prof. Dr. Andreas van der Broeck
Vorsitzender des Kuratoriums

Die Satzung in der vorliegenden Form wird hiermit 
genehmigt.
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Mainz, den 04.02.2021

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
Generalvikar

25.	 Stellenausschreibungen

Priester

Die nachfolgend genannten Seelsorgestellen sind neu 
zu besetzen:

Zum 01. Mai 2021
Dekanat Darmstadt
Pfarrkuratie Jugenheim St. Bonifatius
Pfarradministrator der Pfarrei 
3.654 Katholiken

Pfarreienverbund Darmstadt-Innenstadt
Pfarradministrator der Pfarreien
Darmstadt, Heilig Kreuz
1.223 Katholiken
und 
Darmstadt, Liebfrauen
3.859 Katholiken

Der Dienstsitz ist in Darmstadt, Liebfrauen

Zum 01. Juni 2021 
Dekanat Bergstraße-West 
Pfarrgruppe Bürstadt

Pfarrvikar für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Bürstadt, St. Michael
3.117 Katholiken
und 
Bürstadt, St. Peter
2.891 Katholiken

Dienstvorgesetzter ist der Pfarrer der Pfarreien

Dekanat Bergstraße-Ost
Pfarreien Birkenau, Maria Himmelfahrt und Mörlen-
bach, St. Bartholomäus
Pfarrvikar der Pfarreien
Birkenau, Maria Himmelfahrt
2.289 Katholiken
und
Mörlenbach, St. Bartholomäus
3.556 Katholiken

Der Dienstsitz ist in Birkenau, Maria Himmelfahrt
Dienstvorgesetzter ist der Pfarrer der Pfarreien

Zum 01. Juli 2021
Dekanat Seligenstadt
Pfarrei Seligenstadt, St. Marcellinus u. Petrus und 
Pfarrgruppe Mainhausen
Pfarrvikar der Pfarreien
Seligenstadt, St. Marcellinus und Petrus 
4.978 Katholiken
und 
Mainhausen, St. Kilian
1.860 Katholiken
und 
Zellhausen, St. Wendelinus
2.207 Katholiken

Dienstsitz ist Mainhausen, St. Kilian
Dienstvorgesetzter ist der Pfarrer der Pfarrei Seligen-
stadt, St. Marcellinus und Petrus

Zum 01. August 2021 
Dekanat Bergstraße-Mitte 
Pfarreienverbund Bensheim

Pfarradministrator für die Pfarrei Bensheim, St. Georg
5.065 Katholiken

Der Stelleninhaber wird zum rector eccl. der Schul-
kapelle der Liebfrauenschule und der Hospitalkirche 
ernannt.

Dekanat Darmstadt
Pfarrgruppe Darmstadt-Ost
Pfarradministrator der Pfarreien
Nieder-Ramstadt, St. Michael 
1.787 Katholiken
und
Ober-Modau, St. Pankratius
1.230 Katholiken
und
Ober-Ramstadt, Liebfrauen
1.374 Katholiken
und 
Roßdorf, Verklärung Christi
2.298 Katholiken

Der Dienstsitz ist in Ober-Ramstadt, Liebfrauen

Zum 01. Dezember 2021 
Dekanat Wetterau-West
Pfarreienverbund Friedberg/Wöllstad/Rodheim

Pfarradministrator der Pfarrei Friedberg, Mariä 
Himmelfahrt
3.576 Katholiken
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Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 5. März 2021 
an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitular 
Hans-Jürgen Eberhardt.
Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftragten 
für die Priester erhältlich, soweit vorhanden.

Pastoralreferent(inn)en und Diakone mit entsprechen-
der Qualifikation:

Zum 01. August 2021 ist folgende Projektstelle zu 
besetzen:

Dekanat Offenbach:
0.5 Projektreferent/in im Dekanat Offenbach mit dem 
Schwerpunkt Sozialpastoral
Die Stelle ist befristet für einen Projektzeitraum von 
zwei Jahren (bis 31.07.2023).

Auskunft zu der Stelle erteilen: Herr Dekan Andreas 
Puckel Tel.: 069 861573, Herr Ordinariatsrat Michael 
Wagner-Erlekam Tel.: 06131 253 255, Bischöfliches Or-
dinariat - Dezernat Seelsorge - Bereich Pastorale Räu-
me und Vollzüge

Zum 01. August 2021 - oder zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt - ist folgende Stelle zu besetzen:

Dekanat Darmstadt:
1.0 Gefängnisseelsorge an der JVA Darmstadt

Auskunft zu der Stelle erteilt: Herr Ordinariatsrat Win-
fried Reininger Tel.: 06131 253 250, Bischöfliches Ordi-
nariat - Dezernat Seelsorge - Bereichsleitung Kategori-
ale Seelsorge

Bewerbungsschluss ist für beide Stellen Freitag, 
19.03.2021.

Bewerbungen an: Bischöfliches Ordinariat, Personal-
dezernat, Abt. 1, Ref. 4, z.Hd. Frau Ordinariatsrätin Ca-
rola Daniel,. Postfach 1560, 55005 Mainz, Email pasto-
ralref@bistum-mainz.de

Die vorliegenden Stellenausschreibungen wurden 
durch Rundschreiben bereits veröffentlicht.

Gemeindereferent/inn/en und Diakone mit entspre-
chender Qualifikation

Zum 01. August 2021 sind folgende Stellen zu besetzen:

Dekanat Bergstraße-Ost
Pfarrei Mörlenbach St. Bartholomäus und Pfarrei Bir-
kenau Maria Himmelfahrt
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarreien

Dekanat Bingen
PG Bingen-Süd
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Darmstadt
PV Darmstadt-Eberstadt/Pfungstadt
PG Darmstadt-Eberstadt
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Pfarrei Jugenheim St. Bonifatius
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Dreieich
PV Stadt Dreieich
Pfarrei St. Laurentius, Dreieich
Stellenumfang 0,5
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei

Dekanat Mainz-Stadt
PG Kath. Kirchen in der Oberstadt St. Alban-St. Jakobus/
Hl.Kreuz
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrgruppe

Dekanat Wetterau-West
PV Friedberg/Wöllstadt/Rodheim
Schwerpunkt in Friedberg, Mariä Himmelfahrt
Stellenumfang 1,0
Vorgesetzter ist der Leiter der Pfarrei Friedberg
Die Stelleninhaberin kann sich bewerben

Nähere Informationen und Stellenbeschreibungen 
können – soweit sie vorliegen – im Personaldezernat, 
Abt. 1, Ref. 5, abgerufen werden.

Wir weisen darauf hin, dass sich die derzeitigen Zu-
schnitte der Pfarreigrenzen im Zuge des Pastoralen 
Weges ändern wird. Wir erwarten von den Bewerber/
inne/n die Bereitschaft, die Veränderungsprozesse ak-
tiv mit zu gestalten.

Bewerbungen bitte bis zum 12. März 2021 an: Bischöf-
liches Ordinariat, Personaldezernat, Abt. 1, Ref. 5; Frau 
Monika Stübinger; Postfach 1560 55005 Mainz



— 45 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2021 Nr. 4

Kirchliche Mitteilungen

26.	 Personalchronik
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27.	 Kurse des TPI

K 21-08

Thema: 	 In der Ruhe liegt der Stand
	 Die Zeit des Ruhestands als Herausforderung
Zielgruppe: pastorale Mitarbeiter∙innen vor dem oder 

gerade frisch im Ruhestand
Kursleitung: Dr. Christoph Rüdesheim
Referent/-innen: Dr. Wunibald Müller, Dr. Jan Dorr
Termin:	 31.05.-02.06.2021
Ort:	 Hösbach, Tagungszentrum Schmerlenbach
Kosten:	 Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen 

zahlen als Eigenanteil für Unterkunft und 
Verpflegung 69,00 € + 50,00 € Honoraranteil 
= 119,00 €.

	 Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei 
Ihrer zuständigen Fortbildungsabteilung in 
der Diözese anmelden müssen. 

	 Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen 
die Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
205,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 50,00 € Hono-
raranteil = 345,00 €.

K 21-09

Thema: 	 Hinter Jesus her
	 Das Neue Testament lesen in einem Jahr. Ein 

Selbstlernkurs mit digitalem Austausch Juni 
2021 – Juli 2022

Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen
Ehrenamtliche Multiplikator·innen in der Pastoral 
Zeit:	 Präsenzzeiten: 1. Juni 2021 und 1. Juli 2022
	 Tägliche Bibellektüre (20-30 min) 
	 Flexible Selbstlernzeiten mit Materialien auf 

der Lernplattform 
	 Austauschmöglichkeiten per Videokonfe-

renz und Onlineforum

Orte: 	 Selbstlernkurs zuhause mit Unterstützungs- 
und Austauschmöglichkeiten

	 Präsenzveranstaltung zu Beginn und zum 
Abschluss in Ockenheim, Kloster Jakobsberg

Leitung: 	DDr. Igna Kramp CJ
Kosten:	 auf Anfrage
	 Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei 

Ihrer zuständigen Fortbildungsabteilung in 
der Diözese anmelden müssen.

K 21-10

Thema: 	 Damenwahl – for Ladies only. Kurs für Frau-
en zur Persönlichkeitsentwicklung im Beruf

Zielgruppe: Hauptamtliche Pastorale Mitarbeiterinnen 
mit mindestens fünf Jahren Berufspraxis

Kursorganisation: Dr. Regina Heyder
Kursleitung: Molly Spitta, Regisseurin, Choreogra-

phin, Stimmtrainerin
	 Sylke Spitta, Sporttherapeutin, Personal Trai-

nerin, Körpertherapeutin
Termin: 	 1. Abschnitt 14.06.-16.06.2021
	 2. Abschnitt 13.09.-15.09.2021
Ort: 	 Tagungszentrum Schmerlenbach, Hösbach
Kosten: 	 Pastorale Mitarbeiter aus den Trägerdiözesen 

zahlen pro Kursabschnitt als Eigenanteil für 
Unterkunft und Verpflegung 69,00 € + 60,00 € 
Honoraranteil = 129,00 €. 

	 Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei 
Ihrer zuständigen Fortbildungsabteilung in 
der Diözese anmelden müssen.

	 Teilnehmer aus anderen Diözesen zahlen pro 
Kursabschnitt die Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung 205,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 
60,00 € Honoraranteil = 355,00 €.

Anmeldung und Infos unter: www.tpi-mainz.de oder 
per E-Mail an info@tpi-mainz.de

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

28.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur 
Pfingstaktion von Renovabis 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

die Erde schreit auf, weil sie missbraucht und verwun-
det wird. So drastisch beschreibt Papst Franziskus in 
seiner Enzyklika "Laudato Si" die Situation unseres 
Planeten. Auch im Osten Europas gibt es viele Wun-
den: Die anhaltende Strahlenverseuchung in Belarus 
und der Ukraine durch die Tschernobyl-Katastrophe, 
die hohe Luftverschmutzung in Polens Kohlerevieren 
oder die Mülldeponien in Albanien sind nur einige 
Beispiele. Allmählich aber spüren viele Menschen, wie 
sehr wir uns durch die Zerstörung der Umwelt selbst 
schaden: Wir betrügen uns um saubere Luft, trinkbares 
Wasser und fruchtbaren Boden. Besonders leiden dar-
unter stets die Armen.

„DU erneuerst das Angesicht der Erde. Ost und West 
in gemeinsamer Verantwortung für die Schöpfung“: 
Mit diesem Leitwort richtet die diesjährige Pfingst-
aktion von Renovabis den Blick auf die ökologischen 
Probleme und Herausforderungen im Osten Europas. 
Die Covid-19-Pandemie hat uns einmal mehr unsere 
Verletzlichkeit gezeigt – und auch wie abhängig unsere 
Gesellschaften voneinander sind. Wir alle bewohnen 
ein gemeinsames Haus, wie Papst Franziskus immer 
wieder formuliert. Deshalb sind wir gemeinsam gefor-
dert, die Schöpfung zu bewahren.

Gerade auch die Christen wissen sich hier berufen. 
Denn der Glaube an „Gott, den Schöpfer des Him-
mels und der Erde“ verbindet uns in Ost und West 
und überall auf der Welt. Wir im Westen werden dabei 
beschenkt durch eine reiche Schöpfungsspiritualität, 
die in den orthodoxen und katholischen Kirchen des 
Ostens gepflegt wird. Nehmen wir gemeinsam unsere 
Verantwortung wahr!

Wir Bischöfe bitten Sie herzlich: Unterstützen Sie die 
Menschen in Mittel-, Südost- und Osteuropa durch Ihr 
Interesse, Ihr Gebet und eine großzügige Spende bei 
der Kollekte am Pfingstsonntag.

25. Februar 2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Der Aufruf soll am Sonntag, dem 16.05.2021, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den 
Gemeinden darüber hinaus auch in anderer geeigneter 
Weise bekannt gemacht werden. Der Ertrag der Kollekte am 
Pfingstsonntag, dem 23.05.2021, ist ausschließlich für die 
Solidaritätsaktion Renovabis bestimmt.

Verordnungen des Generalvikars

29.	 Vergütungstabellen für Organisten der 
Katholischen Kirchengemeinden des Bistums 
Mainz

Vergütungstabelle (Stundenentgelte) für Organisten 
(OV) der Kath. Kirchengemeinden des Bistums Mainz 
ab 01.04.2021

OV Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
12 35,17 38,83 43,08 47,82 53,39 56,01
10 32,73 35,37 38,36 41,60 45,20 46,40
9b 29,82 32,02 33,39 37,49 39,90 42,71
8 27,47 29,31 30,58 31,86 33,21 33,86
6 25,34 27,07 28,29 29,49 30,68 31,28
5 24,31 26,01 27,15 28,35 29,48 30,06
2 21,17 23,02 23,48 24,11 25,53 27,02
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Vergütungstabelle (Stundenentgelte) für Organisten 
(OV) der Kath. Kirchengemeinden des Bistums Mainz 
ab 01.04.2022

OV Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6
12 35,80 39,53 43,86 48,68 54,34 57,03
10 33,31 36,00 39,04 42,34 46,03 47,23
9b 30,35 32,58 33,99 38,15 40,63 43,47
8 28,07 29,95 31,24 32,55 33,94 34,61
6 25,89 27,66 28,90 30,15 31,36 31,98
5 24,85 26,58 27,74 28,97 30,13 30,72
2 21,62 23,52 24,00 24,65 26,09 27,61

30.	 Hinweise zur Durchführung der Renovabis-
Aktion 2021

Renovabis unterstützt Projektpartner, die sozialen und 
pastoralen Bedingungen sowie die Bildungssituation 
in ihren Ländern zu verbessern. Die Corona-Pandemie 
und ihre Auswirkungen schränken das kirchliche und 
gesellschaftliche Leben sowie wirtschaftliche Aktivitä-
ten in Deutschland und weltweit ein. Die Folgen der 
Corona-Pandemie treffen auch die Renovabis-Pfingst-
aktion, die in diesem Jahr unter dem Leitwort „DU 
erneuerst das Angesicht der Erde. Ost und West in 
gemeinsamer Verantwortung für die Schöpfung“ 
steht. Da vielerorts keine Präsenzveranstaltungen zur 
Pfingstaktion durchgeführt werden können, muss auf 
unmittelbare Begegnungen mit Gästen aus den Part-
nerländern weitgehend verzichtet werden. Eine Reihe 
von Renovabis-Partnern ist jedoch bereit, sich online 
mit interessierten Menschen in Deutschland zu ver-
binden und über den Beitrag zu berichten, den sie in 
ihrem Land zur Bewahrung der Schöpfung leisten. Auf 
der Renovabis-Homepage sind entsprechende Ange-
bote zum Aktionszeitraum aufgeführt. Darüber hinaus 
ist glücklicherweise derzeit die Durchführbarkeit von 
Gottesdiensten zum Pfingstfest und damit der Renova-
bis-Pfingstkollekte nicht infrage gestellt. Die Kollekte 
ist eine wichtige Säule zur Unterstützung der Partner 
in Mittel-, Ost- und Südosteuropa, deren Arbeit unter 
erheblich erschwerten Bedingungen weitergeht. Der 
biblische Auftrag, die Schöpfung zu bewahren, erhält 
durch die aktuelle Krise einen besonderen Akzent: Wie 
die Pandemie keine Grenzen kennt, so sind wir auch 
angesichts von Klimawandel und Umweltzerstörung 
trotz aller Unterschiede zwischen Ost und West in ge-
meinsamer Verantwortung. So bittet Renovabis alle 
Katholikinnen und Katholiken an Pfingsten um einen 
Beitrag zur Solidarität mit Osteuropa. 

Eröffnung der Diaspora-Aktion
Die Wanderausstellung „Mit Volldampf in die Katast-
rophe?“ mit Karikaturen aus Ost und West wird am 30. 
April 2021 um 18.30 Uhr im Kloster Vierzehnheiligen 
von Erzbischof Dr. Ludwig Schick eröffnet. Die Eröff-
nung kann auch online verfolgt werden.

Der bundesweite Eröffnungsgottesdienst findet am 
Sonntag, dem 9. Mai 2021, um 9.30 Uhr als Liveüber-
tragung im ZDF aus der Kirche Heilig Kreuz in Bens-
heim-Auerbach statt. Hauptzelebrant ist Erzbischof Dr. 
Ludwig Schick (Bamberg).

Ablauf der Renovabis-Pfingstaktion 2021
Ab Montag, 3. Mai 2021, können die Renovabis-Plakate 
in der Gemeinde ausgehängt werden und die kombi-
nierten Spendentüten/Infoblätter an Gottesdienstbesu-
cher oder über den Pfarrbrief verteilt werden.

Renovabis-Pfingstnovene
Besonders wertvoll kann auch in diesem Jahr die Re-
novabis-Pfingstnovene sein, die es nun seit mehr als 
25 Jahren gibt. Sie eignet sich hervorragend für das 
Hausgebet und für das Gebet in kleinen Gruppen. Die 
Pfingstnovene 2021 mit dem Titel „Sende aus deinen 
Geist und das Antlitz der Erde wird neu“ wurde ver-
fasst von Renovabis-Hauptgeschäftsführer Dr. Chris-
tian Hartl und Missionsbenediktinerin Schwester 
Nadya Ruzhina aus dem bulgarischen Rakovski. Die 
26. Renovabis-Pfingstnovene bietet zu den elf Nove-
nen-Andachten mit Textimpulsen auch eindrucksvolle 
Illustrationen mit eigenem meditativen Zugang an. Die 
diesjährige Pfingstnovene wird von Renovabis-Erzbi-
schof Dr. Heiner Koch erneut für das Neun-Tage-Ge-
bet zwischen Christi Himmelfahrt und dem Pfingstfest 
in den Pfarreien, in Familienkreisen, Gruppen und 
Verbänden als Gebetsbrücke in den Osten Europas 
empfohlen. 
Digital gibt es die Novene erstmals auch in ukraini-
scher, kroatischer, polnischer und englischer Sprache. 
So soll nicht nur die grenzüberschreitende Aufgabe 
der Sorge um das von Papst Franziskus so benannte 
„gemeinsame Haus“ ausgedrückt werden. Es soll auch 
zum gemeinsamen Gebet der deutschen und mutter-
sprachlichen Gemeinden anregen, die oft Seite an Seite 
leben, ohne sich näher zu kennen. Besonders weisen 
wir auch auf das Gebetsbild zur Novene sowie Mate-
rialien für Gemeinden und Schulen (im Internet) hin. 

Samstag und Sonntag, 15./16. Mai 2021
Falls öffentliche Gottesdienste abgehalten werden 
können, soll in den Gemeinden am Wochenende vor 
Pfingsten der Aufruf der deutschen Bischöfe in allen 
Gottesdiensten, auch in den Vorabendmessen, verle-
sen werden. Auch in der Predigt ist ein Hinweis auf die 
Pfingstkollekte von Renovabis möglich und hilfreich. 
Bitte verteilen Sie die Spendentüten und Infoblätter 
mit dem Hinweis, dass die Spende für die Menschen 
in Osteuropa am Pfingstsonntag gesammelt wird und 
dass die Spende auch zum Pfarramt gebracht oder 
auf ein Renovabis-Spendenkonto überwiesen werden 
kann.

Renovabis-Kollekte am Pfingstwochenende, 22./23. 
Mai 2021
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Am Pfingstsonntag, dem 23. Mai 2021, sowie in den 
Vorabendmessen am 22. Mai 2021, wird in allen ka-
tholischen Kirchen die Renovabis-Kollekte für Osteu-
ropa gehalten. Allgemein wird gebeten, verstärkt auf 
Überweisungsmöglichkeiten oder die Abgabe von Bar-
spenden in den Spendentüten oder besonders gekenn-
zeichneten Umschlägen hinzuweisen. Auf Wunsch der 
deutschen Bischöfe wird die Kollekte für die Aufgaben 
der Solidaritätsaktion Renovabis ohne jeden Abzug an 
die Bistumskasse weitergegeben. Diese Überweisung 
soll innerhalb eines Monats erfolgen. Die Bistumskasse 
leitet die Beträge unverzüglich an Renovabis weiter.
Sie können individuelle Kollekten oder Spenden von 
Gruppen auch direkt an Renovabis spenden. Das geht 
per: www.renovabis.de/pfingstspende oder: Renova-
bis e.V., Bank für Kirche und Caritas eG, DE94 4726 
0307 0000 0094 00, GENODEM1BKC
Ebenfalls am Pfingstsonntag, dem 23. Mai 2021, um 
10.45 Uhr findet in der Pfarrkirche Allerheiligen in 
Nürnberg der Abschlussgottesdienst statt.

Weitere Informationen:
Die Gemeinden erhalten im April ein Materialpaket 
mit Informationen, Plakaten und Textvorschlägen zur 
Renovabis-Aktion. Eine Übersicht über alle Materi-
alien gibt die Webseite www.renovabis.de/material. 
Alle Aktionsmaterialien stehen dort auch online zum 
Herunterladen bereit. Über alle Veranstaltungstermi-
ne informiert auch die Webseite: www.renovabis.de/
pfingstaktion.

31.	 Stellenausschreibungen

Priester

Die nachfolgend genannten Seelsorgestellen sind neu 
zu besetzen:

Zum 01. Mai 2021 – oder später

Dekanat Wetterau-West
Pfarrgruppe Rockenberg
Pfarradministrator für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Gambach, Mariä Himmelfahrt
603 Katholiken
und 
Münzenberg, St. Nikolaus
283 Katholiken
und
Oppershofen, St. Laurentius
945 Katholiken
und 
Rockenberg, St. Gallus
976 Katholiken
Der Dienstsitz ist in Rockenberg, St. Gallus

Zum 01. Juni 2021 – oder später

Dekanat Mainz-Stadt 
Pfarrgruppe Kath. Kirchen in der Oberstadt St. Al-
ban-St. Jakobus/Hl. Kreuz
Pfarrvikar für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Mainz, Heilig Kreuz
962 Katholiken
und 
Mainz, St. Alban-St. Jakobus
3.362 Katholiken

Dienstvorgesetzter ist der Pfarradministrator der Pfar-
reien der Pfarrgruppe
Dienstsitz ist in der Pfarrei Mainz, St. Alban-St. Jakobus

Zum 01. August 2021 

Dekanat Mainz-Stadt 
Pfarreienverbund Gonsenheim
Pfarrvikar für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Mainz-Gonsenheim, St. Petrus Canisius
3.574 Katholiken
und 
Mainz-Gonsenheim, St. Stephan
4.153 Katholiken

Die Offenheit zur Mitarbeit in der Behindertenseelsor-
ge ist erwünscht.
Dienstvorgesetzter ist der Pfarradministrator der Pfar-
reien des Pfarreienverbundes 

Dekanat Bergstraße-Ost
Pfarrgruppe Abtsteinach
Pfarradministrator für die Pfarreien der Pfarrgruppe
Löhrbach, Unbefl. Herz Mariens
324 Katholiken
und
Ober-Abtsteinach, St. Bonifatius
1.640 Katholiken
und 
Unter-Flockenbach, St. Wendelinus
1.871 Katholiken
Der Dienstsitz ist in Unter-Flockenbach, St. Wendelinus

Dekanat Dreieich
Pfarrgruppe Langen/Egelsbach
Pfarrvikar der Pfarreien der Pfarrgruppe
Egelsbach, St. Josef
3.391 Katholiken
und 
Langen, St. Jakobus
7.565 Katholiken
Dienstvorgesetzter ist der Pfarrer der Pfarreien der 
Pfarrgruppe
Dienstsitz ist Egelsbach, St. Josef
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Zum 01. Dezember 2021 

Dekanat Wetterau-West
Pfarreienverbund Friedberg/Wöllstad/Rodheim
Pfarradministrator der Pfarrei Friedberg, Mariä 
Himmelfahrt
3.576 Katholiken

Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. April 2021 
an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitular 
Hans-Jürgen Eberhardt.
Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftragten 
für die Priester erhältlich, soweit vorhanden.

Pastoralreferent(inn)en und Diakone mit entsprechen-
der Qualifikation:

Zum 01. August 2021 ist folgende Stelle zu besetzen:

Dekanat Darmstadt:
1.0 Krankenhausseelsorger/in an den Kliniken in 
Darmstadt

Auskunft zu der Stelle erteilen: Herr Pfr. Johannes 
Gans, Leiter der Krankenhausseelsorge an den Klini-
ken in Darmstadt, Tel.: 06151 107-5640
Herr Ordinariatsrat Winfried Reininger Tel.: 06131 253 
250, Bischöfliches Ordinariat - Dezernat Seelsorge - Be-
reichsleitung Kategoriale Seelsorge

Bewerbungsschluss ist Mittwoch 07.04.2021.

Bewerbungen an: Bischöfliches Ordinariat, Personal-
dezernat, Abt. 1, Ref. 4, z.Hd. Frau Ordinariatsrätin 
Carola Daniel, Postfach 15 60, 55005 Mainz, E-Mail: 
pastoralref@bistum-mainz.de

Die vorliegenden Stellenausschreibungen wurden durch 
Rundschreiben bereits veröffentlicht.

Kirchliche Mitteilungen

32.	 Personalchronik
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33.	 Kurse ds TPI

K 21-11

Thema: 	 Lokale Kirchenentwicklung. 
	 Konzept – Praxis - Reflexion
Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen und 

Interessierte
Kursleitung: Dr. Christoph Rüdesheim, Martin 

Klaedtke 
Referent/-innen: Matthias Eggers
Termin: 	 15.-17. Juni 2021
Ort: 	 Wilhelm-Kempf-Haus, Wiesbaden-Naurod
Kosten: 	 Pastorale Mitarbeiter*innen aus den Trä-

gerdiözesen zahlen als Eigenanteil für Un-
terkunft und Verpflegung 69,00 € + 50,00 € 
Honoraranteil = 119,00 €.

Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei Ihrer 
zuständigen Fortbildungsabteilung in der 
Diözese anmelden müssen.

Teilnehmer*innen aus anderen Diözesen zahlen die 
Kosten für Unterkunft und Verpflegung 
195,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 50,00 € Hono-
raranteil = 335,00 €.

K 21-12

Thema: 	 Begegnung mit den Geheimnissen des Le-
bens Jesu. Die Heilige Schrift in den Ignatia-
nischen Exerzitien

Zielgruppe: alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: DDr. Igna Kramp CJ
Referent/-innen: DDr. Igna Kramp CJ
Termin: 	 22.06.-24.06.2021
Ort: 	 Kardinal-Volk-Haus Bingen
Kosten: 	 Pastorale Mitarbeiter*innen aus den Trä-

gerdiözesen zahlen als Eigenanteil für Un-
terkunft und Verpflegung 69,00 € + 40,00 € 
Honoraranteil = 109,00 €.

	 Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei 
Ihrer zuständigen Fortbildungsabteilung in 
der Diözese anmelden müssen.

	 Teilnehmer*innen aus anderen Diözesen 
zahlen die Kosten für Unterkunft und Ver-
pflegung 180,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 
40,00 € Honoraranteil = 310,00 €.

	 Ehrenamtliche Teilnehmer*innen aus den 
Diözesen Fulda, Limburg, Mainz und Trier 
zahlen als 180,00 € + 20,00 € Honoraranteil = 
insgesamt 200,00 €.

K 21-13

Thema: 	 „Heute, wenn ihr seine Stimme hört…“ 
(Ps 95,7). Geistliche Prozesse anstoßen und 
begleiten

	 (Kooperation mit RUACH)
Zielgruppe: alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: DDr. Igna Kramp CJ
Referent/-innen: DDr. Igna Kramp CJ/Dr. Peter Hun-

dertmark/Dr. Florian Böth
Termine: 	1. Abschnitt 05.-07.07.2021
	 2. Abschnitt 26.-28.10.2021
Orte: 	 1. Abschnitt: Heppenheim, Haus am Maiberg
	 2. Abschnitt: Bingen, Kardinal-Volk-Haus
Kosten: 	 Hauptamtlich pastorale Mitarbeiter*innen 

aus den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz 
und Trier zahlen pro Kursabschnitt als Ei-
genanteil 69,00 € + 50,00 € Honoraranteil = 
insgesamt 119,00 €.

	 Denken Sie bitte daran, dass Sie sich auch bei 
Ihrer zuständigen Fortbildungsabteilung in 
der Diözese anmelden müssen.

	 Sonstige Teilnehmer*innen zahlen pro 
Kursabschnitt für Unterkunft/Verpflegung 
180,00 € + 90,00 € Kursgebühr + 50,00 € Hono-
raranteil = insgesamt 320,00 €

Anmeldung unter www.tpi-mainz.de oder 
info@tpi-mainz.de

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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Inhalt:	 Wirtschaftsordnung der Diözese Mainz.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

34.	 Wirtschaftsordnung der Diözese Mainz

Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck 

Die Wirtschaftsordnung schafft den verbindlichen 
Rahmen für das Finanz-, Rechnungswesen und Cont-
rolling für die in § 2 genannten Rechtsubjekte.

§ 2 Geltungsbereich

(1)	 Diese Ordnung gilt für folgende Rechtssubjekte 
auf dem Gebiet des Bistums Mainz:
1.	 das Bistum,
2.	 die Kirchengemeinden,
3.	 die Filialkirchengemeinden, soweit diese eigene 

Rechtspersönlichkeit aufweisen,
4.	 die aus Kirchengemeinden gebildeten Verbände 

einschließlich Zweckverbände,
5.	 die Kirchlichen Stiftungen, die der Verwaltung 

ortskirchlicher Organe unterstellt sind,
6.	 die Kirchlichen Stiftungen, deren Vermögen zur 

Besoldung kirchlicher Stellen bestimmt ist,
7.	 die Domkirche St. Martin,
8.	 das Domkapitel nebst der Bischöflichen Dotation,
9.	 den Bischöflichen Stuhl,
10.	 das Priesterseminar Mainz
soweit nicht durch den Bischof etwas Anderes geregelt 
ist. 

(2)	  Absatz 1 gilt mit der Maßgabe, dass
1. 	 der zweite Abschnitt dieser Ordnung nur für die 

in Absatz 1 Nrn. 1, 7, 8, 9 und 10 bezeichneten 
Rechtssubjekte gilt,

2. 	 der dritte Abschnitt nur für die in Absatz 1 Nrn. 2, 
3, 4, 5 und 6 bezeichneten Rechtssubjekte gilt.

§ 3 Wirtschaftsgrundsätze

(1) 	 Das Kirchenvermögen ist unter Beachtung von 
can. 1284 CIC zu verwalten. 

(2) 	 Die Wirtschaftstätigkeit ist so zu planen und zu 
führen, dass die nachhaltige Erfüllung der Aufgaben 
und die Zahlungsfähigkeit gesichert sind. Der Bestand 
an liquiden Mitteln muss jederzeit ausreichen, um die 
eingegangenen Verpflichtungen erfüllen zu können.

(3) 	 Bei Aufstellung und Ausführung des Wirtschafts-
plans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu beachten.

(4) 	 Soweit nicht anders bestimmt, dienen sämtliche 
Erträge zur Deckung aller Aufwendungen.

(5) 	 Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Für jedes 
Rechnungsjahr ist ein Wirtschaftsplan zu verabschie-
den. Der Wirtschaftsplan kann für zwei aufeinander-
folgende Rechnungsjahre, nach Jahren getrennt, aufge-
stellt werden.

(6) 	 Durch den Wirtschaftsplan werden Ansprüche 
oder Verbindlichkeiten weder begründet noch aufge-
hoben, insbesondere keine Rechtsansprüche Dritter 
begründet. 

§ 4 Grundsätze zum Wirtschaftsplan

(1) 	 Der Wirtschaftsplan ist Grundlage für die 
Wirtschaftsführung.

(2) 	 Die Gliederung wird durch das Finanzdezernat 
des Bischöflichen Ordinariates in Abstimmung mit der 
Bistumsleitung geregelt.

(3) 	 Über den Wirtschaftsplan beschließt das zu-
ständige Organ der jeweiligen juristischen Person, 
für die er in Kraft gesetzt werden soll. Die Genehmi-
gungsvorbehalte aus anderen Vorschriften bleiben 
unberührt. Soweit eine Veröffentlichung erforderlich 
ist, werden dieser Beschluss und der Wirtschaftsplan 
zusammengefasst.
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(4)	 Der Wirtschaftsplan verpflichtet, die im Rahmen 
der Deckung des Ressourcenbedarfs notwendigen Er-
träge zu erheben und ermächtigt, die für die Erfüllung 
der Aufgaben notwendigen Aufwendungen zu leisten 
und Verpflichtungen einzugehen. Genehmigungsvor-
behalte oder Bestimmungen anderer Rechtsvorschrif-
ten bleiben unberührt.

Zweiter Abschnitt: Mittelbewirtschaftung des 
Bistums, der Domkirche St. Martin, des Domkapitels 
nebst der Bischöflichen Dotation, des Bischöflichen 

Stuhls und Priesterseminars Mainz  
(§ 2 Abs. 1 Nrn. 1, 7, 8, 9 und 10)

1. Unterabschnitt: Wirtschaftsplan und Bestandteile 
des Wirtschaftsplans

§ 5 Bestandteile

(1)	 Der Wirtschaftsplan enthält
1. 	 einen Vorbericht (§ 6) und die Angabe des Wirt-

schaftsvolumens, das definiert ist als Sum-
me aller Erträge inkl. eventuell geplanter 
Rücklagenentnahmen,

2. 	 den Ergebnisplan (§ 7) mit Vergleich der Ist-Werte 
des letzten abgeschlossenen Wirtschaftsjahrs, so-
wie der Planwerte des laufenden Jahres,

3. 	 den Investitionsplan (§ 8),
4. 	 die Budgets nach Dezernaten und Aufgabenberei-

chen (§ 9),
5. 	 den Stellenplan (§ 10) und
6. 	 eine nach pastoralen Handlungsfeldern darge-

stellte Verteilung der Mittel (Aufwendungen und 
Erträge).

§ 6 Vorbericht

Der Vorbericht soll in kurzer und für jedermann ver-
ständlicher Form die wesentlichen inhaltlichen und fi-
nanziellen Schwerpunkte und Vorgänge erläutern. Er 
hat eine Vorausschau auf den zu beschließenden Wirt-
schaftsplan zu enthalten.

§ 7 Ergebnisplan

Der Ergebnisplan beinhaltet die Darstellung der Erträ-
ge und Aufwendungen in Staffelform nach § 275 Abs. 
1 und 2 HGB. Hinzufügen neuer Posten, weiterer Un-
tergliederungen und Änderungen der Gliederungen 
und Bezeichnungen der Posten nach § 265 Abs. 5 und 
6 HGB sowie die Zuordnung der Konten des Sachkon-
tenplans zu den einzelnen Gliederungspunkten wer-
den durch das Finanzdezernat des Bischöflichen Ordi-
nariates festgelegt.

§ 8 Investitionen und Investitionsplan

(1) 	 Der Investitionsplan enthält alle aktivierungs-
pflichtigen Investitionen des jeweiligen Wirtschaftsjah-
res mit Ausnahme der Finanzanlagen. Einzelpositionen 
bis zu einem Wert von 5.000,00 € zzgl. Umsatzsteuer 
können in einer Sammelposition zusammengefasst 
werden. 

(2) 	 Der Investitionsplan darf nur solche Positionen 
enthalten, für die eine schriftliche Folgekostenkalkula-
tion und ein Finanzierungsplan vorliegt. 

§ 9 Budgets nach  
Dezernaten und Aufgabenbereichen

Die Budgets der Dezernate und Aufgabenbereiche sind 
mit den damit verbundenen Zielen in verständlichem 
Maße zu beschreiben.

§ 10 Stellenplan

(1)	 Der Stellenplan hat die im Wirtschaftsjahr erfor-
derlichen Stellen der Geistlichen, der Beamten und 
nicht nur vorübergehend beschäftigten Angestellten 
nach Art sowie Besoldungs- bzw. Entgeltgruppen 
und die Veränderung zum Vorjahr auszuweisen. Die 
Veränderungen sind zu erläutern. Dauerhaft nicht be-
setzte Stellen sind separat zu erläutern bzw. zu strei-
chen. Ein Stellenplan muss nach der Struktur des Wirt-
schaftsplans aufgestellt werden.

(2)	 In einer Übersicht ist die Zahl der im Wirtschafts-
jahr nicht nur vorübergehend beschäftigten Angestell-
ten auszuweisen.

(3)	 Der Stellenplan wird nicht veröffentlicht.

2. Unterabschnitt: Wirtschaftsplanung

§ 11 Wirtschaftsplanaufstellung

(1) 	 Die Ansätze für Aufwendungen und Erträge sind 
sorgfältig und zeitnah zu schätzen, soweit sie nicht ex-
akt kalkulierbar sind. Alle wesentlichen Ansätze sind 
ferner unter Berücksichtigung der für ihre Beurteilung 
wesentlichen Gesichtspunkte zu erläutern. Den Termin 
für die Einreichung der Bedarfsmeldungen bestimmt 
der Ökonom in Absprache mit dem Generalvikar.

(2) 	 Es ist ein ausgeglichener Ergebnisplan aufzustel-
len. Der Ergebnisplan ist ausgeglichen, wenn der Ge-
samtbetrag der Erträge die Höhe der Aufwendungen 
erreicht bzw. im Falle eines Überschusses übersteigt. 

(3)	 In Abweichung von Abs. 2 ist in der Planung ein 
Jahresfehlbetrag zulässig, wenn er unter Verwendung 
der Rücklagen (§ 53) ausgeglichen werden kann.
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(4)	 Soweit die Ergebnisplanung ein Jahresfehlbetrag 
ausweist ist die Wirtschaftsplanung um ein Sanie-
rungskonzept zu ergänzen, welches Bestandteil der 
Wirtschaftsplanung wird.

(5)	 Die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan 
des Bistums und des Bischöflichen Stuhls bestimmt 
sich nach den Regelungen der Statuten über den 
Diözesanvermögensverwaltungsrat und über den 
Diözesankirchensteuerrat.

§ 12 Kreditermächtigungen, Liquiditätskredite

(1) 	 Im Beschluss über den Wirtschaftsplan wird be-
stimmt, bis zu welcher Höhe Kredite aufgenommen 
werden können. Ausgenommen davon sind Kredite 
zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kas-
senwirtschaft (Liquiditätskredite) nach Abs. 2, die ei-
ner besonderen Festlegung bedürfen.

(2) 	 Für den zu planenden Wirtschaftszeitraum ist 
nach Jahren getrennt die maximale Höhe der für die 
Verstärkung der Liquidität zur Verfügung stehenden 
Kredite (Liquiditätskredite) festzulegen.

§ 13 Wegfall- und Umwandlungsvermerke

(1) 	 Mittel, Planstellen und Stellen werden unbescha-
det von den Regelungen nach § 59 als künftig weg-
fallend (kw) bezeichnet, soweit sie in den folgenden 
Rechnungsjahren voraussichtlich nicht mehr benötigt 
werden.

(2) 	 Planstellen und Stellen werden unbeschadet von 
den Regelungen nach § 59 als künftig umzuwandeln 
(ku) bezeichnet, soweit sie in den folgenden Rech-
nungsjahren voraussichtlich in Planstellen einer nied-
rigeren Besoldungsgruppe oder in Stellen einer niedri-
geren Entgeltgruppe umgewandelt werden können.

(3) 	 Die entsprechenden Vermerke nach Absätzen 1 
und 2 sind in den Stellenplan aufzunehmen.

§ 14 Sperrvermerk

(1)	 Mittel, die aus besonderen Gründen zunächst 
noch nicht oder erst nach dem Vorliegen besonderer 
Voraussetzungen geleistet oder zu deren Lasten noch 
keine Verpflichtungen eingegangen werden sollen, 
werden im Wirtschaftsplan als gesperrt bezeichnet.

(2) 	 Falls im Sperrvermerk nichts Anderes bestimmt 
ist, wird er durch das Finanzdezernat des Bischöfli-
chen Ordinariates bei Vorliegen der Voraussetzungen 
aufgehoben.

§ 15 Nachtragswirtschaftsplan

Der Wirtschaftsplan kann nur durch einen Nachtrags-
wirtschaftsplan geändert werden. Die Voraussetzun-
gen für einen Nachtragswirtschaftsplan sind gegeben, 
wenn
1. 	 sich zeigt, dass trotz Ausnutzung aller Sparmög-

lichkeiten ein erheblicher Fehlbetrag entstehen 
oder sich ein ausgewiesener Fehlbetrag erheblich 
erhöhen wird und der Ausgleich nur durch eine 
Änderung des Wirtschaftsplans erreicht werden 
kann,

2. 	 bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Mittel 
in einzelnen Budgets in einem im Verhältnis zu 
den Gesamtvolumen des Wirtschaftsplans erheb-
lichen Umfang geleistet werden müssen,

3. 	 bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Mittel 
in einzelnen Budgets in einem im Verhältnis zu 
den Gesamtvolumen des Wirtschaftsplans erheb-
lichen Umfang zur Verfügung stehen. 

Erheblich sind Veränderungen, die 10% des Wirt-
schaftsvolumens (vgl. § 5 Nr.1) übersteigen.

§ 16 Vorläufige Wirtschaftsführung

Ist der Wirtschaftsplan bei Beginn des Rechnungsjah-
res noch nicht festgestellt, so dürfen nur 
1.	 Aufwendungen geleistet werden, zu deren Leis-

tung die jeweilige Einrichtung rechtlich verpflich-
tet ist oder die für die Weiterführung notwendi-
ger Aufgaben unaufschiebbar sind,

2. 	 Investitionsleistungen, insbesondere für Bauten 
und Beschaffungen, fortgeführt werden, sofern 
durch den Wirtschaftsplan eines Vorjahres für 
den betreffenden Zweck bereits Beträge festge-
setzt worden sind.

3. Unterabschnitt: Ausführung des Wirtschaftsplans

§ 17 Investitionen für Baumaßnahmen

(1) 	 Investitionen für Baumaßnahmen werden erst 
veranschlagt und verausgabt, wenn Pläne, Kostener-
mittlungen und Erläuterungen vorliegen, aus denen 
die Art der Ausführung, die voraussichtlichen Kosten 
der Baumaßnahmen, der Büro- und Geschäftsausstat-
tung und, soweit erforderlich, des Grundstückser-
werbs sowie die vorgesehene Finanzierung (inkl. Dritt-
mittelzusagen und des Risikos der Kostensteigerung) 
und ein Zeitplan ersichtlich sind. Den Unterlagen ist 
grundsätzlich eine Schätzung der nach Fertigstellung 
der Maßnahmen entstehenden jährlichen Belastun-
gen (Baunutzungskosten nach DIN 18960 mit den 
Unterkategorien Kapitalkosten, Objektmanagement-, 
Betriebs- und Instandhaltungskosten) beizufügen. 
Die Verantwortung zur Zusammenstellung der Bau-
nutzungskosten hat das kostenstellenverantwortliche 
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Dezernat. Sind die Voraussetzungen des Satzes 1 noch 
nicht gegeben, so ist der Ansatz mit einem Sperrver-
merk auszubringen.

(2) 	 Ausnahmen von Abs. 1 sind bei Vorhaben von ge-
ringer finanzieller Bedeutung zulässig.

§ 18 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen

(1) 	 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen sind 
nur zulässig, wenn sie unvorhersehbar und sowohl in 
zeitlicher wie in sachlicher Hinsicht unabweisbar sind 
und die Deckung gewährleistet ist.

(2) 	 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen sol-
len durch Einsparungen bei anderen Aufwendungen 
oder Mehreinnahmen möglichst in demselben Budget 
ausgeglichen werden. Über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen, die nicht innerhalb des Budgets aus-
geglichen werden können, bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Finanzdezernates des Bischöflichen 
Ordinariates. Sind sie nach Umfang oder Bedeutung 
erheblich, so ist die Zustimmung des Ökonomen er-
forderlich. Die Beispruchsrechte der Gremien sind zu 
beachten.

(3)	 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 59.

§ 19 Vergabe von Aufträgen

Es gelten grundsätzlich die Vergabevorschriften des 
Bistums Mainz.

§ 20 Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung

Der Erlass von Verwaltungsvorschriften durch den 
Ordinarius bedarf der vorherigen Abstimmung mit 
dem Finanzdezernat des Bischöflichen Ordinariates, 
wenn diese Regelungen finanzielle Auswirkungen ha-
ben und nicht im Wirtschaftsplan abgebildet sind oder 
künftige Rechnungsjahre betreffen.

§ 21 Bürgschaften, Gewährleistungen

Der Gesamtrahmen für die Übernahme von Bürg-
schaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen 
einschließlich dinglicher Sicherungen und Verpfän-
dungen, die zu Aufwendungen oder Ausgaben in 
künftigen Rechnungsjahren führen können, bedarf der 
Genehmigung durch das zuständige Gremium. Die 
konkrete Verpflichtung bedarf ebenfalls der Genehmi-
gung durch das zuständige Gremium und ist unver-
züglich dem Finanzdezernat anzuzeigen.

§ 22 Ausgabensperre

(1)	 Wenn die Entwicklung der Erträge und/oder der 
Aufwendungen es erfordert, kann das Finanzdezernat  

des Bischöflichen Ordinariats in Abstimmung mit dem 
Ökonomen
1. 	 die Inanspruchnahme von bestimmten Wirt-

schaftsplanansätzen vorübergehend sperren oder
2. 	 anordnen, dass nur mit seiner Einwilligung Ver-

pflichtungen eingegangen oder Aufwendungen 
getätigt werden dürfen.

(2)	  Die zuständigen Gremien sind in diesen Fällen 
unverzüglich zu unterrichten.

§ 23 Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln und 
Vermögensgegenständen

Bei Zuwendungen an Stellen außerhalb der Bistums-
verwaltung ist zu bestimmen, wie die zweckentspre-
chende und wirtschaftliche Verwendung der Zuwen-
dungen zu überwachen und nachzuweisen ist. Zu 
diesem Zweck ist ein Prüfungsrecht des Rechnungs-
prüfungsamtes des Bistums oder seiner Beauftragten 
festzulegen. Das Bischöfliche Ordinariat erlässt hierzu 
Allgemeine Bestimmungen.

§ 24 Sachliche und zeitliche Bindung

Aufwendungen können nur zu dem im Wirtschafts-
plan bezeichneten Zweck, soweit und solange er fort-
dauert, und nur bis zum Ende des Rechnungsjahres ge-
leistet oder in Anspruch genommen werden. Die §§ 18 
und 59 bleiben hiervon unberührt.

§ 25 Übertragbarkeit

(1) 	 Die Ansätze für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen bleiben bis zur Beendigung der 
bewilligten Maßnahme für ihren Zweck verfügbar, bei 
Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch 
zwei Jahre nach Schluss des Rechnungsjahres, in dem 
der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann. Aus-
genommen hiervon sind die Ansätze der HOAI Leis-
tungsphase 9 „Objektbetreuung und Dokumentation“.

(2) 	 §§ 18 und 59 bleiben unberührt.

§ 26 Besetzung von Planstellen und sonstigen Stellen

(1) 	 Personaleinstellungen dürfen nur vorgenommen 
werden, wenn hierfür eine Planstelle oder eine sonsti-
ge Stelle zur Verfügung steht.

(2) 	 Planstellen können auch mit mehreren Teilzeit-
kräften besetzt werden, sofern die Summe ihrer Ar-
beitszeiten 100 % der tätigkeitsüblichen Arbeitszeit 
nicht überschreitet.

(3) 	 Der Ökonom kann in entsprechender Anwen-
dung des § 18 Ausnahmen zulassen. § 59 bleibt hiervon 
unberührt.
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§ 27 Umsetzung von Planansätzen und Planstellen

Organisationsveränderungen werden grundsätzlich 
vom Ordinarius entschieden. Die Umsetzung im Rech-
nungswesen obliegt dem Finanzdezernat des Bischöf-
lichen Ordinariats.
1. 	 Das Finanzdezernat des Bischöflichen Ordinaria-

tes kann im Falle von Organisationsveränderun-
gen Planansätze und Planstellen zwischen Bud-
gets umsetzen und

2. 	 Planstellen oder Teile von diesen zwischen den 
Budgets umsetzen, wenn dort ein unvorherge-
sehener und unabweisbarer vordringlicher Per-
sonalbedarf besteht. Über den weiteren Verbleib 
der Planstelle ist im nächsten Wirtschaftsplan zu 
bestimmen. 

3.	 Die Absätze 1 und 2 gelten für andere Stellen 
als Planstellen entsprechend. Im Übrigen blei-
ben die Regelungen zur Budgetierung nach § 59 
unberührt.

Dritter Abschnitt: Mittelbewirtschaftung der 
Kirchengemeinden, Filialkirchengemeinden, aus 

Kirchengemeinden gebildete Verbände und kirchliche 
Stiftungen (§ 2 Abs. 1 Nrn. 2, 3, 4 ,5 und 6)

1. Unterabschnitt: Wirtschaftsplan und Bestandteile 
des Wirtschaftsplans

§ 28 Bestandteile 

Der Wirtschaftsplan enthält
1. 	 die Punktemitteilung,
2. 	 einen Vorbericht (§ 29) und die Angabe des Wirt-

schaftsvolumens. Das Wirtschaftsvolumen ist de-
finiert als Summe aller Erträge inkl. eventuell ge-
planter Rücklagenentnahmen,

3. 	 den Ergebnisplan (§ 30) mit Vergleich der 
Vorjahres-Ist-Werte,

4. 	 den Investitionsplan (§ 31),
5. 	 die Budgets nach Organisations- und Aufgaben-

bereichen (§ 32),
6. 	 den Stellenplan (§ 33) und
7. 	 eine nach pastoralen Handlungsfeldern darge-

stellte Verteilung der Mittel (Aufwendungen und 
Erträge).

§ 29 Vorbericht

(1) 	 Der Vorbericht soll in kurzer und für jedermann 
verständlicher Form mit einer Vorausschau auf den 
zu beschließenden Wirtschaftsplan die wesentlichen 
inhaltlichen und finanziellen Schwerpunkte und Vor-
gänge erläutern. 

(2) 	 Die Gliederung wird durch einen Erlass des 
Finanzdezernates des Bischöflichen Ordinariates 
geregelt.

§ 30 Ergebnisplan

Der Ergebnisplan beinhaltet die Darstellung der Erträ-
ge und Aufwendungen in Staffelform nach § 275 Abs. 
1 und 2 HGB. Hinzufügen neuer Posten, weiterer Un-
tergliederungen und Änderungen der Gliederungen 
und Bezeichnungen der Posten nach § 265 Abs. 5 und 
6 HGB sowie die Zuordnung der Konten des Sachkon-
tenplans zu den einzelnen Gliederungspunkten wer-
den durch das Finanzdezernat des Bischöflichen Ordi-
nariates festgelegt.

§ 31 Investitionen und Investitionsplan

(1) 	 Der Investitionsplan enthält alle aktivierungs-
pflichtigen Investitionen des jeweiligen Wirtschaftsjah-
res mit Ausnahme der Finanzanlagen. Einzelpositionen 
bis zu einem Wert von 5.000,00 € zzgl. Umsatzsteuer 
können in einer Sammelposition zusammengefasst 
werden. 

(2) 	 Der Investitionsplan darf nur solche Positionen 
enthalten, für die eine schriftliche Folgekostenkalkula-
tion und ein Finanzierungsplan vorliegt. 

(3) 	 § 17 KVVG bleibt unberührt.

§ 32 Budgets nach Organisations- und 
Aufgabenbereichen

Die Budgets der Organisations- und Aufgabenbereiche 
sind mit den damit verbundenen Zielen, den für die 
Zielerreichung notwendigen Maßnahmen in verständ-
lichem Maße zu beschreiben. Ein Stellenplan je Budget 
ist aufzuzeigen.

§ 33 Stellenplan

(1)	 Der Stellenplan hat die im Wirtschaftsjahr erfor-
derlichen Stellen der nicht nur vorübergehend beschäf-
tigten Angestellten nach Art sowie Entgeltgruppen 
und die Veränderung zum Vorjahr auszuweisen. Die 
Veränderungen sind zu erläutern.

(2)	 In einer Übersicht ist die Zahl der im Wirtschafts-
jahr nicht nur vorübergehend beschäftigten Angestell-
ten auszuweisen.

(3)	 Der Stellenplan wird nicht veröffentlicht.

2. Unterabschnitt: Wirtschaftsplanung

§ 34 Wirtschaftsplanaufstellung

(1) 	 Die Ansätze für Aufwendungen und Erträge sind 
sorgfältig und zeitnah zu schätzen, soweit sie nicht ex-
akt kalkulierbar sind. Alle wesentlichen Ansätze sind 
ferner unter Berücksichtigung der für ihre Beurteilung 
wesentlichen Gesichtspunkte zu erläutern. Den Termin 
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für die Einreichung der Bedarfsmeldungen bestimmt 
der Ökonom in Absprache mit dem Generalvikar.

(2) 	 Die im Ergebnisplan veranschlagten Ansätze sind 
auszugleichen. Der Ergebnisplan ist ausgeglichen, 
wenn der Gesamtbetrag der Erträge die Höhe der Auf-
wendungen erreicht bzw. im Falle eines Überschusses 
übersteigt. 

(3)	 In Abweichung von Absatz 2 ist in der Planung 
ein Jahresfehlbetrag zulässig, wenn er unter Verwen-
dung der Rücklagen (§ 53) ausgeglichen werden kann.

(4) 	 Die liquiden Mittel müssen jederzeit ausreichen, 
um die Verpflichtungen aus der Wirtschaftsplanung 
erfüllen zu können.

(5)	 Näheres ist in einer Richtlinie über die Genehmi-
gung des Wirtschaftsplanes der Kirchengemeinden zu 
regeln.

§ 35 Wegfall- und Umwandlungsvermerke

(1) 	 Mittel, Planstellen und Stellen werden unbescha-
det von den Regelungen nach § 59 als künftig weg-
fallend (kw) bezeichnet, soweit sie in den folgenden 
Rechnungsjahren voraussichtlich nicht mehr benötigt 
werden.

(2) 	 Planstellen und Stellen werden unbeschadet von 
den Regelungen nach § 59 als künftig umzuwandeln 
(ku) bezeichnet, soweit sie in den folgenden Rech-
nungsjahren voraussichtlich in Planstellen einer nied-
rigeren Entgeltgruppe umgewandelt werden sollen.

(3) 	 Die entsprechenden Vermerke nach Absatz 1 und 
2 sind in den Stellenplan aufzunehmen. Eine Ände-
rung von (kw) oder (ku) Vermerken bedarf der Form, 
die für den Beschluss über den Wirtschaftsplan gilt.

§ 36 Sperrvermerk

(1) 	 Mittel, die aus besonderen Gründen zunächst 
noch nicht oder erst nach dem Vorliegen besonderer 
Voraussetzungen geleistet oder zu deren Lasten noch 
keine Verpflichtungen eingegangen werden sollen, 
werden im Wirtschaftsplan als gesperrt bezeichnet.

(2) 	 Falls im Sperrvermerk nichts Anderes bestimmt 
ist, wird er durch das zuständige Gremium bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen aufgehoben.

§ 37 Nachtragswirtschaftsplan

Der Wirtschaftsplan kann nur durch einen Nachtrags-
wirtschaftsplan geändert werden. Die Voraussetzun-
gen für einen Nachtragswirtschaftsplan sind gegeben, 
wenn

1. 	 sich zeigt, dass trotz Ausnutzung aller Sparmög-
lichkeiten ein erheblicher Fehlbetrag entstehen 
oder sich ein ausgewiesener Fehlbetrag erheblich 
erhöhen wird und der Ausgleich nur durch eine 
Änderung des Wirtschaftsplans erreicht werden 
kann,

2. 	 bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Auf-
wendungen in einzelnen Budgets in einem im 
Verhältnis zu dem Gesamtvolumen des Wirt-
schaftsplans erheblichen Umfang bestritten wer-
den müssen oder

3.	 bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Erträ-
ge in einzelnen Budgets in einem im Verhältnis zu 
dem Gesamtvolumen des Wirtschaftsplans erheb-
lichen Umfang zur Verfügung stehen.

Erheblich sind Veränderungen, die 10% des Wirt-
schaftsvolumens im Sinne dieser Ordnung (§ 28 Nr. 2 
S.2) übersteigen.

§ 38 Vorläufige Wirtschaftsführung

Ist der Wirtschaftsplan bei Beginn des Rechnungsjah-
res noch nicht festgestellt, so dürfen nur
1. 	 Aufwendungen geleistet werden, zu deren Leis-

tung die jeweilige Kirchengemeinde bzw. Ein-
richtung rechtlich verpflichtet ist oder die für die 
Weiterführung notwendiger Aufgaben unauf-
schiebbar sind oder

2. 	 Investitionsleistungen, insbesondere für Bauten 
und Beschaffungen, fortgeführt werden, sofern 
durch den Wirtschaftsplan eines Vorjahres für 
den betreffenden Zweck bereits Beträge festge-
setzt worden sind.

3. Unterabschnitt: Ausführung des Wirtschaftsplans

§ 39 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen

(1) 	 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen sind 
nur zulässig, wenn sie unvorhersehbar und sowohl in 
zeitlicher wie in sachlicher Hinsicht unabweisbar sind 
und die Deckung gewährleistet ist.

(2) 	 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen sol-
len durch Einsparungen bei anderen Aufwendungen 
oder Mehreinnahmen möglichst innerhalb der Kosten-
stelle oder des jeweiligen Budgets ausgeglichen wer-
den. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen, die 
so nicht ausgeglichen werden können, bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des zuständigen Gremiums.

(3)	 § 59 bleibt unberührt.

(4)	 § 17 KVVG bleibt unberührt.
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§ 40 Vergabe von Aufträgen

(1)	 Es gelten grundsätzlich die Vergabevorschriften 
des Bistums Mainz.

(2)	 § 17 KVVG bleibt unberührt.

§ 41 Andere Maßnahmen von finanzieller Bedeutung

(1) 	 Der Erlass von Verwaltungsvorschriften durch 
den Ordinarius bedarf der vorherigen Abstimmung 
mit dem Finanzdezernat des Bischöflichen Ordinari-
ats, wenn diese Regelungen finanzielle Auswirkungen 
haben und nicht im Wirtschaftsplan abgebildet sind 
oder künftige Rechnungsjahre betreffen.

(2)	 § 17 KVVG bleibt unberührt.

§ 42 Bürgschaften

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder 
sonstigen Gewährleistungen einschließlich dinglicher 
Sicherungen und Verpfändungen bedarf nach den 
Vorgaben des KVVG der Genehmigung des Bischöfli-
chen Ordinariates. Die konkrete Verpflichtung ist un-
verzüglich dem Finanzdezernat anzuzeigen.

§ 43 Ausgabensperre
(1)	 Wenn die Entwicklung der Ertragslage es erfor-
dert, kann das zuständige Gremium
1.	 die Inanspruchnahme von bestimmten Ansätzen 

vorübergehend sperren oder
2.	 anordnen, dass nur mit seiner bzw. ihrer Einwil-

ligung Verpflichtungen eingegangen oder Verfü-
gungen der Wirtschaftsplanmittel geleistet wer-
den dürfen.

(2)	 Das Finanzdezernat des Bischöflichen Ordinariats 
ist in diesen Fällen unverzüglich zu unterrichten.

§ 44 Zuwendungen, Verwaltung von Mitteln und 
Vermögensgegenständen

Bei Zuwendungen an Dritte ist zu bestimmen, wie die 
zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung 
der Zuwendungen zu überwachen und nachzuweisen 
ist. Zu diesem Zweck ist ein Prüfungsrecht des zu-
ständigen Gremiums und ein Prüfungsrecht des Rech-
nungsprüfungsamtes festzulegen. Es gelten die im Bis-
tum hierzu erlassenen Allgemeinen Bestimmungen.

§ 45 Sachliche und zeitliche Bindung

Aufwendungen können nur zu dem im Wirtschafts-
plan bezeichneten Zweck, soweit und solange er fort-
dauert, und nur bis zum Ende des Rechnungsjahres 
geleistet oder in Anspruch genommen werden. Die §§ 
39 und 59 bleiben hiervon unberührt.

§ 46 Übertragbarkeit

(1) 	 Die Ansätze für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen bleiben bis zur Beendigung der 
bewilligten Maßnahme für ihren Zweck verfügbar, bei 
Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch 
zwei Jahre nach Schluss des Rechnungsjahres, in dem 
der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann.

(2) 	 §§ 39 und 59 bleiben unberührt.

§ 47 Besetzung von Planstellen und sonstigen Stellen

(1) 	 Personaleinstellungen dürfen nur vorgenommen 
werden, wenn hierfür eine Planstelle oder eine sonsti-
ge Stelle zur Verfügung steht. 

(2) 	 Planstellen können auch mit mehreren Teilzeit-
kräften besetzt werden, sofern die Summe ihrer Ar-
beitszeiten 100% der tätigkeitsüblichen Arbeitszeit 
nicht überschreitet.

Vierter Abschnitt: Jahresabschluss und Lagebericht

1. Unterabschnitt: Allgemeine Vorschriften

§ 48 Rechnungslegung

Es gelten grundsätzlich die Regelungsvorschriften des 
Handelsgesetzbuches (HGB), sofern nichts Abwei-
chendes vereinbart ist.

§ 49 Jährlicher Abschluss der Bücher

Die Bücher sind jährlich abzuschließen.

§ 50 Jahresabschluss und Lagebericht 

(1) 	 Der Jahresabschluss beinhaltet die Bilanz, die Er-
gebnisrechnung und den Anhang. Auf die Ergebnis-
rechnung sind die handelsrechtlichen Vorschriften der 
§§ 275 ff HGB analog anzuwenden. Soweit nach HGB 
erforderlich, sind dem Jahresabschluss ein Lagebericht 
sowie eine Kapitalflussrechnung beizufügen.

(2) 	 Der Jahresabschluss hat unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Einrichtung 
zu vermitteln.Der Jahresabschluss ist bis spätestens 
30.06. des Folgejahres aufzustellen und zur Prüfung 
vorzulegen. Die Beschlussfassung in den Gremien hat 
bis spätestens 31.12. des Folgejahres zu erfolgen.
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(3) 	 In einer Nebenrechnung sind alle Mittel der Er-
gebnisrechnung darzustellen. Zum Vergleich sind die 
Ansätze aufzuführen und die Abweichungen sowie 
der entsprechende Vorjahresbetrag auszuweisen.

§ 51 Ergebnisrechnung, Bilanz, Anhang, Lagebericht 
und Kapitalflussrechnung 

(1)	 In der Ergebnisrechnung sind die dem Rech-
nungsjahr zuzurechnenden Erträge und Aufwendun-
gen gegenüberzustellen und daraus das Jahresergeb-
nis zu ermitteln. Zuführungen zu und Entnahmen aus 
Rücklagen sind in der Ergebnisrechnung nach dem 
Posten „Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag“ darzustel-
len. Die Ergebnisrechnung schließt mit dem Bilanzer-
gebnis ab.

(2)	 Darüber hinaus gelten die handelsrechtlichen 
Vorgaben für die Gewinn- und Verlustrechnung, Bi-
lanz, Anhang, Lagebericht und Kapitalflussrechnung 
analog.

§ 52 Jahresabschlussprüfung und Rechnungsprüfung

Die Jahresabschlüsse des Bistums (§ 2 (1) Nr. 1, 7-9) 
werden gem. § 316 ff. HGB geprüft. Das Rechnungs-
prüfungsamt führt auf Grundlage der Ordnung für 
das Rechnungsprüfungsamt Prüfungshandlungen in 
der Bistumsverwaltung durch. Auf Anweisung des 
Generalvikars prüft das Rechnungsprüfungsamt auch 
die Jahresabschlüsse der Kirchengemeinden sowie die 
Jahresabschlüsse anderer Rechtsträger. Es gelten für 
die Prüfungen des Jahresabschlusses des Bistums die 
§§ 316 ff HGB, für die Prüfungen des Rechnungsprü-
fungsamtes die Ordnung für das Rechnungsprüfungs-
amt der Diözese Mainz in ihrer jeweiligen Fassung.

§ 53 Ergebnisverwendung und Rücklagen

(1) 	 Übersteigt der Gesamtbetrag der Erträge den Ge-
samtbetrag der Aufwendungen des Rechnungsjahres, 
kann der Unterschiedsbetrag (Jahresüberschuss) vor-
getragen oder Rücklagen zugeführt werden.

(2) 	 Übersteigt der Gesamtbetrag der Aufwendungen 
den Gesamtbetrag der Erträge des Rechnungsjahres, 
so kann der Unterschiedsbetrag (Jahresfehlbetrag) 
auf neue Rechnung vorgetragen oder soweit möglich 
durch eine Rücklagenentnahme ausgeglichen werden. 

(3) 	 Zunächst sind die notwendigen Zweckrücklagen 
(Pensionsverpflichtungen, sofern diese bestehen, Bau-
erhaltung) zu bilden. Darüber hinaus ist für die Wirt-
schaftsführung des Bistums eine allgemeine Rücklage 
zu bilden; sie soll bei nicht vorhersehbaren Einnah-
meausfällen einen Ausgleich der Wirtschaftsführung 
ermöglichen. Diese allgemeine Rücklage soll bis zu 
25% des Kirchensteueraufkommens betragen. Darü-
ber hinaus ist eine Rücklage zu bilden, die die in das 

folgende Rechnungsjahr übertragenen Mittel ausweist 
(Ergebnisrücklagen). Außerdem können Rücklagen für 
andere Zwecke gebildet werden.

(4) 	 Zur Erhaltung der Immobiliensubstanz sollen 
Mittel einer Bauerhaltungsrücklage zugeführt werden, 
um dem in can. 1284 CIC festgehaltenen Grundsatz 
der Werterhaltung zu entsprechen. Die Rücklage für 
Pensionsverpflichtungen soll Vorsorge für erwartbare 
zukünftige Zinsveränderungen berücksichtigen.

(5) 	 Die Rücklagenbildung im Bereich der Kirchenge-
meinden wird in einer gesonderten Richtlinie geregelt.

2. Unterabschnitt: Ansatz- und 
Bewertungsvorschriften

§ 54 Grundsatz

(1)	 Es gelten bis auf die im folgenden genannten Vor-
gaben die allgemeinen handelsrechtlichen Ansatz- und 
Bewertungsvorschriften. 

(2) 	 Kunst- und Kulturgüter, denen kein Wert nach 
§ 56 Abs. 1 beigemessen wurde, sind von einer Bewer-
tung ausgenommen.

§ 55 Bewertung von Gebäuden und Grundstücken

(1) 	 Die Gebäude sind in Gebäude für kirchliche Zwe-
cke und Gebäude für Erwerbszwecke zu unterschei-
den. Um ein Gebäude für kirchliche Zwecke handelt es 
sich, wenn in dem Gebäude Aktivitäten des Gemein-
delebens stattfinden; dies ist insbesondere der Fall bei
1.	 Kirchen und Kapellen; diese dienen solange kirch-

lichen Zwecken, bis sie profaniert sind;
2.	 Kindertagestätten; diese dienen kirchlichen Zwe-

cken, solange eine katholische Kindertagesstätte 
dort betrieben wird oder anderweitige kirchenge-
meindliche Nutzung erfolgt;

3.	 Pfarrhäusern; diese dienen kirchlichen Zwecken, 
solange einem Geistlichen in dem Gebäude eine 
Dienstwohnung zugewiesen wurde; wenn dies 
nicht der Fall ist, wird darauf abgestellt, ob die auf 
die Nutzfläche bezogene, überwiegende Nutzung 
durch die Kirchengemeinde erfolgt;

4.	 Gemeindehäusern; diese dienen kirchlichen Zwe-
cken, wenn sie zu Zwecken der Kirchengemeinde 
genutzt werden.

Die Gebäude für Erwerbszwecke sind Gebäude, die 
zu dem Zwecke der Ertragserzielung aus z. B. Vermie-
tungsgeschäften gehalten werden (andere Gebäude). 

(2) 	 Kirchen und Kapellen sind grundsätzlich mit 
einem Erinnerungswert in der Bilanz auszuweisen. 
Abweichungen sind zu begründen und in der Anla-
gebuchhaltung zur Nachvollziehbarkeit schriftlich 
zu dokumentieren. Die übrigen kirchlichen Gebäude 
gem. § 55 Abs. 1 Nrn. 2 - 4 und die anderen Gebäude 
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gem. § 55 Abs. 1 (Gebäude für Erwerbszwecke) sind 
mit den Anschaffungs- und Herstellungskosten zu be-
werten, solange ihnen kein anderer Wert nach § 56 Abs. 
3 beigemessen wird.

(3) 	 Die Bewertung der bebauten Grundstücke erfolgt 
sinngemäß nach Absatz 2.

(4) 	 Für die unbebauten Grundstücke und die Erb-
baugrundstücke sind die Bodenrichtwerte anzusetzen, 
die den örtlichen Verhältnissen entsprechen sollen. 
Für Vermögensgegenstände nach Satz 1 können aus-
nahmsweise entsprechende Gruppenbewertungsver-
fahren angewandt werden.

§ 56 Abschreibungen und Neubewertungen

(1) 	 Bei Vermögensgegenständen des immateriellen 
Vermögens und des Sachanlagevermögens, deren Nut-
zung zeitlich begrenzt ist, nicht aber bei Kirchen und 
Kapellen im Sinne des § 55 Abs. 1 Punkt 1, sind die 
Anschaffungs- und Herstellungskosten um planmä-
ßige Abschreibungen zu vermindern. Die planmäßige 
Abschreibung erfolgt grundsätzlich in gleichen Jahres-
raten über die Dauer, in der der Vermögensgegenstand 
voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Ab-
schreibung). Maßgeblich ist die betriebsgewöhnliche 
Nutzungsdauer. Die Afa-Tabellen des BMF kommen 
zur Anwendung. 

(2) 	 Für Vermögensgegenstände nach Absatz 1 ist im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung der für die-
ses Jahr anfallende Abschreibungsbetrag um jeweils 
ein Zwölftel für jeden vollen Monat zu vermindern, 
der dem Monat der Anschaffung oder Herstellung 
vorangeht.

(3) 	 Die übrigen kirchlich genutzten Gebäude nach 
§ 55 Abs. 1 Punkte 2 - 4 sowie die anderen Gebäude 
nach § 55 Abs. 1 (Gebäude für Erwerbszwecke) sind im 
Sinne des Absatzes 1 abzuschreiben. Eine Anwendung 
der außerplanmäßigen Abschreibung nach Absatz 4 
bleibt unberührt.

(4) 	 Eventuelle Zuschreibungen oder außerordentli-
che Abschreibungen sind in dem Jahr der Bewertung 
ergebniswirksam vorzunehmen.

(5) 	 Ohne Rücksicht darauf, ob ihre jeweilige Nutzung 
zeitlich begrenzt ist, sind bei Vermögensgegenständen 
im Falle einer voraussichtlich dauernden Wertminde-
rung außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen, 
um die Vermögensgegenstände mit dem niedrigeren 
Wert anzusetzen, der ihnen am Abschlussstichtag bei-
zulegen ist. Für Wertpapiere des Anlagevermögens gilt 
das gemilderte Niederstwertprinzip.

§ 57 Diözesaner Gesamtabschluss

Es soll ein diözesaner Gesamtabschluss erstellt wer-
den. Eine Richtlinie des Ordinarius legt auf Basis der 
Regelungen dieser Wirtschaftsordnung die weiteren 
Details fest.

Fünfter Abschnitt: Budgets nach Organisations- und 
Aufgabenbereichen

§ 58 Verfügungsberechtigung

(1) 	 Für die Bewirtschaftung von Mitteln innerhalb 
eines Budgetbereichs sind die hierzu ermächtigten 
Personen zuständig. Die Ermächtigung wird mit dem 
Wirtschaftsplan oder durch besondere Verfügung wi-
derruflich erteilt.

(2) 	 Die nach Absatz 1 übertragene Verfügungsberech-
tigung über Mittel beinhaltet die volle Verantwortlich-
keit für die zweckentsprechende, wirtschaftliche und 
sparsame Verwaltung der Mittel und die Einhaltung 
des Wirtschaftsplans.

(3) 	 Der für die Buchhaltung zuständigen Stelle ist 
mitzuteilen, wer - gegebenenfalls mit Einschränkun-
gen – über veranschlagte Mittel verfügungsberechtigt 
ist.

§ 59 Budgetierung

(1) 	 Zur Umsetzung der ergebnisorientierten Steue-
rung, zur Förderung der wirtschaftlichen Aufgabener-
füllung sowie zur Steigerung der Eigenverantwortlich-
keit werden die Mittel im Rahmen eines Systems der 
dezentralen Verantwortung bei geeigneten Organisati-
onseinheiten zu einem finanziellen Rahmen als Budget 
verbunden (Budgetierung). Dabei wird die Finanzver-
antwortung auf der Grundlage der Wirtschaftsermäch-
tigung auf die Budgetverantwortlichen übertragen, die 
die Fach- und Sachverantwortung haben.

(2) 	 Innerhalb des Budgets sind die Ansätze zu Per-
sonal und die Sachaufwendungen grundsätzlich nicht 
deckungsfähig.

(3) 	 Die Budgets bilden den finanziellen Rahmen, mit 
dem die von dem über den Wirtschaftsplan beschlie-
ßenden Gremium vorgegebenen Ziele verfolgt wer-
den. Art und Umfang der Umsetzung der Zielvorgabe 
haben die bewirtschaftenden Stellen im Rahmen eines 
Berichtswesens nachzuweisen. Ein Controlling soll die 
Einhaltung der Budgets während der laufenden Plan-
periode gewährleisten.
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Sechster Abschnitt: Rechnungslegung

§ 60 Ordnung für die rechnungslegenden Stellen

Näheres über die Aufgaben, Organisation, Aufbewah-
rung, Aufsicht und den Einsatz DV-gestützter Buch-
führungssysteme regelt die Ordnung für die rech-
nungslegenden Stellen. 

Siebter Abschnitt: Steuerung kirchlicher 
Einrichtungen

§ 61 Steuerungsinstrumente

Ein Controlling soll die Steuerung der jeweiligen Ein-
richtungen und Organisationen unterstützen. Mittels 
finanzwirtschaftlicher Steuerungselemente sollen die 
wirtschaftlichen Transaktionen auf geeignete Weise 
überwacht werden. Die konkrete Ausgestaltung erfolgt 
durch die jeweiligen Fachabteilungen (Dezernate) bzw. 
Kirchengemeinden in Abstimmung mit dem Finanzde-
zernat. In geeigneten Bereichen soll eine Kosten- und 
Leistungsrechnung eingeführt werden.
Die Ermittlung des notwendigen Finanzbedarfs zur 
mittelfristigen Erhaltung der Bausubstanz ist ebenfalls 
Gegenstand des Controllings.

Achter Abschnitt: Schlussvorschriften

§ 62 Übergangsvorschrift und Ausnahmebedingungen

Bewertungen der Gebäude oder Grundstücke sowie 
des Vermögens und der Verbindlichkeiten, die vor 
dem 31. März 2021 vorgenommen wurden, sind als Bi-
lanzwerte unverändert mit Ausnahme einer Abschrei-
bung wegen dauernder Wertminderung und Zuschrei-
bung wegen Wegfall einer dauernden Wertminderung 
fortzuschreiben. Die nicht in Satz 1 genannten Vermö-
gensgegenstände sind, soweit sie bilanziert worden 
sind, mit den Buchwerten zum Zeitpunkt der letzten 
Schlussbilanz zu überführen.

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten

§ 63 Inkrafttreten

(1)	 Die Wirtschaftsordnung tritt am 1. Mai 2021 in 
Kraft.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieser Ordnung treten die Haus-
haltsordnung des Bistums vom 01. November 1974, 
die Haushaltsübergangsregelung vom November 
2013, die hierzu gültigen Haushaltsanweisungen für 
Kirchengemeinden sowie die Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungsordnung für die Kirchengemeinden in der 
Diözese Mainz (KgHKRO) vom 12.09.2003 mitsamt ih-
ren Änderungen außer Kraft.

Die vorstehende Wirtschaftsordnung setze ich hiermit 
in Kraft.

Mainz, 1. Mai 2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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Inhalt:	 Inkraftsetzung des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut-
schen Caritasverbandes vom 25. Februar 2021. – Pontifikalhandlungen 2020. – Haushaltspläne für das 
Jahr 2022. – Festsetzung der Punktquote für Finanzzuweisungen an die Kirchengemeinden im Bistum 
Mainz. – Aufruf zur Wahl der Mitarbeitervertretungen im Bistum Mainz vom 14.06. – 18.06.2021. – Per-
sonalchronik. –Merkblätter zum Umgang mit urheberechtlich geschützten Werken.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

35.	 Inkraftsetzung des Beschlusses der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
vom 25. Februar 2021

Teil 1 Tarifrunde

A. Mittlere Werte und Einmalzahlung 

Die nachfolgend festgelegten Euro-Beträge für die Ver-
gütungs- und Entgeltbestandteile sind mittlere Werte 
und bis zum 31. Dezember 2022 befristet.

Die im Tabellenanhang zu diesem Beschluss wiederge-
gebenen mittleren Vergütungs- und Entgeltwerte sind 
Teil dieses Beschlusses.

Die Regionalkommissionen können zur Umsetzung 
dieses Beschlusses Einmalzahlungen festlegen.

Ausgangswert für die jeweils erste Erhöhung ist der je-
weilige mittlere Wert gültig am 1. Januar 2021.

B. Änderungen in den Anlagen 31 bis 33 AVR

I. 	 Entgelttabellen der Anlagen 31 bis 33 AVR 

1.	 Die mittleren Werte in den Anhängen A, B und C 
der Anlage 31 AVR werden
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent, mindestens 

aber um 50,00 Euro, und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

2. 	 Die mittleren Werte in den Anhängen A, B und C 
der Anlage 32 AVR werden
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent, mindestens 

aber um 50,00 Euro, und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

3.	 Die mittleren Werte in Anhang A der Anlage 33 
AVR werden
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent, mindestens 

aber um 50,00 Euro, und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

II. 	 Garantiebeträge nach § 3 Anhang F i.V.m. § 14 
Abs. 4 a.F. der Anlage 31 AVR

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 
der Anlage 31 a.F. AVR werden 
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

III. 	 Garantiebeträge nach § 3 Anhang G i.V.m. § 14 
Abs. 4 a.F. der Anlage 32 AVR

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 
der Anlage 32 a.F. AVR werden 
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

IV. 	 Garantiebeträge in Anlage 33 AVR

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 13 Abs. 4 
der Anlage 33 AVR werden
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

C. Änderung der mittleren Werte außerhalb der 
Anlage 7 und der Anlagen 31 bis 33 AVR

I. 	 Vergütungstabelle in Anlage 3 AVR

Die mittleren Werte der Anlage 3 AVR werden 
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent, mindestens 

aber um 50,00 Euro, und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.
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II. 	 Weitere Vergütungsbestandteile

1. 	 Die mittleren Werte der weiteren dynamischen 
Vergütungsbestandteile werden
-	 zum 1. April 2021 um 1,4 Prozent und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 1,8 Prozent erhöht.

2.	 Abschnitt IV der Anlage 1 AVR

Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgrup-
pen 2 bis 5b nach Ziffer VI der Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 2 AVR wird die Re-
gelvergütung wie folgt gekürzt:
	 ab 1. April 2021	 99,57 Euro
	 ab 1. April 2022	 101,36 Euro

Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgrup-
pen 5c bis 8 nach Ziffer VI der Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 
der Anlage 2 AVR wird die Regelvergütung wie folgt 
gekürzt:
	 ab 1. April 2021	 89,64 Euro
	 ab 1. April 2022	 91,25 Euro

3.	 Aus der Erhöhung der mittleren Werte nach B.II.1. 
ergeben sich die nachfolgend in den Ziffern 3.1 bis 3.6 
aufgeführten neuen mittleren Werte:
 
3.1. Abschnitt V Buchstabe C der Anlage 1 AVR

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 
2008 bestanden hat, erhalten für jedes berücksichti-
gungsfähige Kind eine Kinderzulage in Höhe von:
	 ab 1. April 2021	 125,93 Euro
	 ab 1. April 2022	 128,20 Euro

Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. April 2021 
nach folgender Tabelle für

Mitarbeiter nach den 
Vergütungsgruppen

für das erste zu 
berücksichtigende 

Kind um

für jedes weitere 
zu berücksichti-
gende Kind um

VG 12, 11, 10, und 9 7,12 Euro 35,57 Euro

VG 9a 7,12 Euro 28,42 Euro

VG 8 7,12 Euro 21,33 Euro

Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. April 2022 
nach folgender Tabelle für

Mitarbeiter nach den 
Vergütungsgruppen

für das erste zu 
berücksichtigende 

Kind um

für jedes weitere 
zu berücksichti-
gende Kind um

VG 12, 11, 10, und 9 7,25 Euro 36,21 Euro

VG 9a 7,25 Euro 28,93 Euro

VG 8 7,25 Euro 21,71 Euro 

3.2. Abschnitt XI Abs. (d) der Anlage 1 AVR

Der Einsatzzuschlag im Rettungsdienst beträgt
	 ab 1. April 2021	 21,51 Euro
	 ab 1. April 2022	 21,90 Euro

3.3. § 3 Abs. 2 der Anlage 1b AVR

Die Zulage nach Abs. 1 beträgt monatlich:
Für Mitarbeiter der 
Vergütungsgruppen

ab 1. April 2021

1 bis 2 148,63 Euro
3 bis 5b 148,63 Euro
5c bis 12 141,55 Euro

Für Mitarbeiter der 
Vergütungsgruppen

ab 1. April 2022

1 bis 2 151,31 Euro
3 bis 5b 151,31 Euro
5c bis 12 144,10 Euro

3.4. Anlage 2d zu den AVR

Die Vergütungsgruppenzulage nach den Anmerkun-
gen A bis F beträgt in Euro:

ab A B C D E F

1. April 
2021

115,82 
Euro

139,00 
Euro

153,49 
Euro

169,96 
Euro

141,64 
Euro

188,59 
Euro

1. April 
2022

117,90 
Euro

141,50 
Euro

156,25 
Euro

173,02 
Euro

144,19 
Euro

191,98 
Euro

3.5. § 1 Abs. 1 Satz 2 lit. e) und f) der Anlage 6a AVR

e)	 für Arbeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr
	 ab 1. April 2021	 1,70 Euro
	 ab 1. April 2022	 1,73 Euro

f)	 für Arbeit an Samstagen in der Zeit von 13.00 Uhr 
bis 20.00 Uhr
	 ab 1. April 2021	 0,84 Euro
	 ab 1. April 2022	 0,86 Euro

3.6. § 7 Absatz 1 Buchstabe a) und Buchstabe b) der An-
lage 14 AVR

Das Urlaubsgeld beträgt

a)	 für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der 
Vergütungsgruppen 1 bis 5b der Anlagen 2, 2d und 2e 
AVR
	 ab 1. April 2021	 335,44 Euro
	 ab 1. April 2022	 341,48 Euro

b)	 für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der 
Vergütungsgruppen 5c bis 12 der Anlagen 2, 2d und 2e 
AVR
	 ab 1. April 2021	 436,05 Euro
	 ab 1. April 2022	 443,90 Euro
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D. Änderungen in Anlage 7 AVR

I. 	 Ausbildungsvergütungen

Die mittleren Werte der Anlage 7 AVR werden
-	 zum 1. April 2021 um 25,00 Euro und 
-	 zum 1. April 2022 um weitere 25,00 Euro erhöht.

E. Anlage 17a AVR - Altersteilzeit

I. 	 § 1 Absatz 2 der Anlage 17a AVR wird wie folgt 
gefasst:
„(2) Diese Regelung gilt für Mitarbeiter, die bis zum 30. 
Juni 2023 die jeweiligen Voraussetzungen dieser Rege-
lung erfüllen und deren Altersteilzeitdienstverhältnis 
oder deren flexible Altersarbeitszeit vor dem 1. Juli 
2023 begonnen hat.“

F. Änderungen in Anlage 9 AVR

I. 	 § 1 der Anlage 9 AVR wird wie folgt geändert:

In § 1 Absatz 3 Satz 1 wird nach dem Wort „monatlich“ 
das Wort „mindestens“ eingefügt:
„(3) 1Die vermögenswirksame Leistung beträgt monat-
lich mindestens
a) für den vollbeschäftigten Mitarbeiter � EUR 6,65
b) (weggefallen)
c) für den teilzeitbeschäftigten Mitarbeiter vom Betrag 
nach Buchstabe a den Teil, der dem Maß der mit ihm 
vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit entspricht,
d) für den zu seiner Ausbildung Beschäftigten 
	 EUR 13,29
e) für die in Buchstabe d Genannten, deren Ausbil-
dungsvergütung bzw. Entgelt monatlich mindestens 
971,45 Euro beträgt, Euro 6,65.“

G. Entgeltumwandlung zum Zwecke des 
Fahrradleasings

I. 	 In Anlage 1 AVR wird Abschnitt X „Zusatzbestim-
mungen zu den Bezügen“ um einen neuen Absatz g 
ergänzt:

„(g) Bestandteile der Vergütung bzw. des Entgelts kön-
nen einzelvertraglich zu Zwecken des Leasings von 
Fahrrädern im Sinne von § 63a StVZO umgewandelt 
werden.“ 

H. Zulagen

Alle nachfolgenden Euro-Beträge sind mittlere Werte. 

I. 	 Pflegezulage 

In § 12 der Anlagen 31 und 32 AVR wird mit Wirkung 
zum 1. März 2021 jeweils ein neuer Absatz 4 eingefügt: 
„(4) 1Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 4 bis P 16 

erhalten ab dem 1. März 2021 eine monatliche Zulage 
von 70 Euro (Pflegezulage); die Pflegezulage wird zum 
1. März 2022 auf 120 Euro erhöht. 2Ab dem 1. Januar 
2023 nimmt die Pflegezulage an allgemeinen Entgelter-
höhungen teil.“

II. 	 Intensivzulage 

Die monatliche Intensivzulage gemäß Anmerkung Nr. 
2 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 
4 bis P 9 und 9b bis 12 Anhang D der Anlagen 31 und 
32 AVR wird zum 1. März 2021 von 46,02 Euro auf 100 
Euro erhöht: 

In Anmerkung 2 zu den Tätigkeitsmerkmalen in An-
hang D zu den Anlagen 31 und 32 AVR wird der Wert 
46,02 Euro durch 100,00 Euro ersetzt.

III. 	 Wechselschichtzulage

Die Wechselschichtzulage wird für alle Mitarbeiter in 
den Anlagen 31, 32 und 33 AVR auf monatlich 155 Euro 
zum 01. März 2021 pro Monat erhöht. Mitarbeiter, die 
nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten 
eine Wechselschichtzulage von 0,93 Euro pro Stunde.

§ 6 Abs. 4 der Anlagen 31, 32 und 33 AVR wird wie 
folgt neu gefasst:

„(4)	 1Mitarbeiter, die ständig Wechselschichtarbeit 
leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 155 
Euro monatlich. 2Mitarbeiter, die nicht ständig Wech-
selschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 0,93 Euro pro Stunde.“

IV. 	 In § 12 der Anlage 32 AVR wird mit Wirkung zum 
1. März 2021 ein neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Mitarbeiter, die in eine der Entgeltgruppen P 4 
bis P 16 eingruppiert sind, erhalten zuzüglich zu dem 
Tabellenentgelt nach Absatz 1 eine nicht dynamische 
Zulage in Höhe von monatlich 25 Euro.“

I. Weitere Regelungen

I. 	 Streichung Anlage 15 AVR

Die Anlage 15 AVR „Übergangsgeld“ wird ersatzlos 
gestrichen. 

II. 	 Befristete Regelungen

1.	 In Anlage 2 AVR wird in der Anmerkung 146 
der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Vergütungsgruppen 1 – 12 das Datum „31. Dezember 
2021“ durch das Datum „31. Dezember 2022“ ersetzt. 



— 66 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2021 Nr. 7

2.	 In § 5 der Anlage 22 AVR („Besondere Regelungen 
für Zusatzkräfte im häuslichen Umfeld in der ambu-
lanten Pflege“) wird das Datum „31. Dezember 2021“ 
durch das Datum „31. Dezember 2022“ ersetzt.

3.	 § 3 Absatz 1 der Anlage 23 AVR („Besondere Re-
gelungen für Fahrdienste“) wird um einen neuen Satz 
7 ergänzt; der bisherige Satz 7 wird zu Satz 8:
„7In den Jahren 2022 und 2023 beträgt die Vergütung 
abweichend von Satz 1 96,00 v.H. der festgelegten Ver-
gütung nach Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 der jeweils 
geltenden Regelvergütungstabelle in Anlage 3.“

4. Anlage 33 zu den AVR

a)	 In § 13 Absatz 4 Satz 9 der Anlage 33 AVR wird 
das Datum „30. September 2021“ durch das Datum 
„30. Juni 2023“ ersetzt.

b)	 Im Anhang B der Anlage 33 AVR wird in der An-
merkung 31 der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerk-
malen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 (Anhang B zur 
Anlage 33) das Datum „30. September 2021“ durch das 
Datum „30. Juni 2023“ ersetzt.

J. Nachbesserung

Sofern sich aus den endgültigen Tariftexten des Tarif-
abschlusses TVöD-VKA vom 25.10.2020 zu den Rege-
lungen unter B. bis H. dieses Beschlusses abweichende 
Formulierungen, Inhalte oder betreffend die Anlagen 
7, 31 bis 33 AVR abweichende Vergütungswerte erge-
ben, wird die Bundeskommission in ihrer nächsten auf 
die Veröffentlichung der endgültigen Tarifvertragstex-
te folgenden Sitzung diese behandeln und Beschlüsse 
hierzu fassen.

Teil 2 Inkrafttreten 

Der Beschluss tritt zum 1. März 2021 in Kraft. 

Vorstehender Beschluss setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 21. April 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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Anhang
Regelvergütung, Tabellenentgelte und weitere Vergütungsbestandteile (Mittlere Werte)

in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes e. V.

ab 1. April 2021 

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anlage 3 AVR
Mittlere Werte Anlage 3, gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)

Verg.- 
Gr.

Grundvergütungssätze in Stufe

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

1 5.006,35 5.444,78 5.883,24 6.113,28 6.343,25 6.573,17 6.803,19 7.033,15 7.263,10 7.493,12 7.723,09 7.933,66 

1a 4.634,54 5.012,84 5.391,10 5.601,72 5.812,35 6.022,96 6.233,65 6.444,22 6.654,92 6.865,48 7.076,13 7.170,68 

1b 4.297,13 4.621,64 4.946,20 5.152,50 5.358,88 5.565,19 5.771,50 5.977,84 6.184,14 6.390,52 6.476,48 -

2 4.089,70 4.366,91 4.644,17 4.816,10 4.988,05 5.160,04 5.331,99 5.503,94 5.675,83 5.847,77 5.957,45 -

3 3.722,49 3.961,04 4.199,59 4.356,54 4.513,42 4.670,35 4.827,19 4.984,08 5.141,02 5.297,94 5.321,56 -

4a 3.475,53 3.673,00 3.877,21 4.014,81 4.152,37 4.289,88 4.427,42 4.565,04 4.702,56 4.833,69 - -

4b 3.255,30 3.419,96 3.584,59 3.703,13 3.823,47 3.943,83 4.064,22 4.184,59 4.304,97 4.399,49 - -

5b 3.059,76 3.193,63 3.333,56 3.436,42 3.535,22 3.634,39 3.737,53 3.840,67 3.943,83 4.012,60 - -

5c 2.854,12 2.958,04 3.065,54 3.155,40 3.250,06 3.344,70 3.439,39 3.534,02 3.618,38 - - -

6b 2.711,05 2.797,58 2.884,14 2.945,06 3.008,05 3.071,14 3.136,89 3.206,81 3.276,83 3.328,25 - -

7 2.582,12 2.654,57 2.726,96 2.778,14 2.829,34 2.880,54 2.932,06 2.985,81 3.039,61 3.073,02 - -

8 2.463,86 2.523,90 2.583,95 2.622,79 2.658,10 2.693,39 2.728,70 2.764,03 2.799,33 2.834,67 2.868,19 -

9a 2.387,09 2.432,40 2.477,68 2.512,87 2.548,04 2.583,26 2.618,48 2.653,70 2.688,86 - - -

9 2.334,17 2.383,57 2.433,04 2.470,13 2.503,66 2.537,25 2.570,76 2.604,33 - - - -

10 2.170,25 2.210,86 2.251,51 2.288,58 2.322,10 2.355,63 2.389,19 2.422,75 2.445,72 - - -

11 2.036,68 2.087,24 2.119,04 2.143,78 2.168,47 2.193,23 2.217,91 2.242,67 2.267,38 - - -

12 1.953,08 1.984,84 2.016,66 2.041,34 2.066,10 2.090,80 2.115,54 2.140,24 2.164,95 - - -

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anlage 3 AVR
Mittlere Werte Anlage 3, gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)

Verg.- 
Gr.

Grundvergütungssätze in Stufe

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

1 5.096,46 5.542,79 5.989,14 6.223,32 6.457,43 6.691,49 6.925,65 7.159,75 7.393,84 7.628,00 7.862,11 8.076,47 

1a 4.717,96 5.103,07 5.488,14 5.702,55 5.916,97 6.131,37 6.345,86 6.560,22 6.774,71 6.989,06 7.203,50 7.299,75 

1b 4.374,48 4.704,83 5.035,23 5.245,25 5.455,34 5.665,36 5.875,39 6.085,44 6.295,45 6.505,55 6.593,06 -

2 4.163,31 4.445,51 4.727,77 4.902,79 5.077,83 5.252,92 5.427,97 5.603,01 5.777,99 5.953,03 6.064,68 -

3 3.789,49 4.032,34 4.275,18 4.434,96 4.594,66 4.754,42 4.914,08 5.073,79 5.233,56 5.393,30 5.417,35 -

4a 3.538,09 3.739,11 3.947,00 4.087,08 4.227,11 4.367,10 4.507,11 4.647,21 4.787,21 4.920,70 - -

4b 3.313,90 3.481,52 3.649,11 3.769,79 3.892,29 4.014,82 4.137,38 4.259,91 4.382,46 4.478,68 - -

5b 3.114,84 3.251,12 3.393,56 3.498,28 3.598,85 3.699,81 3.804,81 3.909,80 4.014,82 4.084,83 - -

5c 2.905,49 3.011,28 3.120,72 3.212,20 3.308,56 3.404,90 3.501,30 3.597,63 3.683,51 - - -

6b 2.759,85 2.847,94 2.936,05 2.998,07 3.062,19 3.126,42 3.193,35 3.264,53 3.335,81 3.388,16 - -

7 2.628,60 2.702,35 2.776,05 2.828,15 2.880,27 2.932,39 2.984,84 3.039,55 3.094,32 3.128,33 - -

8 2.508,21 2.569,33 2.630,46 2.670,00 2.705,95 2.741,87 2.777,82 2.813,78 2.849,72 2.885,69 2.919,82 -

9a 2.430,06 2.476,18 2.522,28 2.558,10 2.593,90 2.629,76 2.665,61 2.701,47 2.737,26 - - -

9 2.376,19 2.426,47 2.476,83 2.514,59 2.548,73 2.582,92 2.617,03 2.651,21 - - - -

10 2.209,31 2.250,66 2.292,04 2.329,77 2.363,90 2.398,03 2.432,20 2.466,36 2.489,74 - - -

11 2.073,34 2.124,81 2.157,18 2.182,37 2.207,50 2.232,71 2.257,83 2.283,04 2.308,19 - - -

12 1.988,24 2.020,57 2.052,96 2.078,08 2.103,29 2.128,43 2.153,62 2.178,76 2.203,92 - - -
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Ausbildungsvergütungen in Euro gemäß Anlage 7 AVR
Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) 01.04.2021 

(+25 Euro)
01.04.2022
(+25 Euro)

Abschnitt B II: Schüler an Kranken- und Altenpflegeschulen    

1. Ausbildungsjahr 1.165,69 1.190,69 

2. Ausbildungsjahr 1.227,07 1.252,07 

3. Ausbildungsjahr 1.328,38 1.353,38 

Abschnitt C II: Kranken- und Altenpflegehelfer  

Ausbildungsvergütung 1.089,91 1.114,91 

Abschnitt D: Praktikanten nach abgelegtem Examen    

1. Pharmazeutisch-technische Assistent/inn/en 1.627,02 1.652,02 

2. Masseure und med. Bademeister/innen 1.570,36 1.595,36 

3. Sozialarbeiter/innen 1.851,21 1.876,21 

4. Sozialpädagog/inn/en 1.851,21 1.876,21 

5. Erzieher/innen 1.627,02 1.652,02 

6. Kinderpfleger/innen 1.570,36 1.595,36 

7. Altenpfleger/innen 1.627,02 1.652,02 

8. Haus- und Familienpfleger/innen 1.627,02 1.652,02 

9. Heilerziehungshelfer/innen 1.570,36 1.595,36 

10. Heilerziehungspfleger/innen 1.688,76 1.713,76 

11. Arbeitserzieher/innen 1.688,76 1.713,76 

12. Rettungsassistent/inn/en 1.570,36 1.595,36 

Abschnitt E: Auszubildende    

1. Ausbildungsjahr 1.043,26 1.068,26 

2. Ausbildungsjahr 1.093,20 1.118,20 

3. Ausbildungsjahr 1.139,02 1.164,02 

4. Ausbildungsjahr 1.202,59 1.227,59 

Abschnitt G: Auszubildende  

1. Ausbildungsjahr 1.040,24 1.065,24 

2. Ausbildungsjahr 1.100,30 1.125,30 

3. Ausbildungsjahr 1.197,03 1.222,03 

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang A zu Anlage 31 zu den AVR

Mittlere Werte – EG-Tabelle Anlage 31 AVR,
gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)

Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

EG 15 4.928,35 5.263,48 5.637,30 6.147,62 6.672,58 7.017,95 

EG 14 4.462,65 4.766,11 5.162,41 5.602,17 6.092,39 6.444,31 

EG 13 4.113,41 4.445,99 4.824,60 5.235,66 5.719,35 5.981,85 

EG 12 3.686,55 4.069,25 4.516,49 5.012,74 5.595,03 5.871,32 

EG 11 3.558,11 3.910,10 4.240,84 4.599,68 5.090,78 5.367,08 

EG 10 3.430,51 3.706,30 4.019,82 4.359,85 4.738,50 4.862,83 

EG 9c 3.330,42 3.576,45 3.844,01 4.132,31 4.442,23 4.664,40 

EG 9b 3.124,70 3.355,30 3.500,00 3.928,24 4.181,99 4.475,93 
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Mittlere Werte – EG-Tabelle Anlage 31 AVR, gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)
Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

EG 15 5.017,06 5.358,22 5.738,77 6.258,28 6.792,69 7.144,27 

EG 14 4.542,98 4.851,90 5.255,33 5.703,01 6.202,05 6.560,31 

EG 13 4.187,45 4.526,02 4.911,44 5.329,90 5.822,30 6.089,52 

EG 12 3.752,91 4.142,50 4.597,79 5.102,97 5.695,74 5.977,00 

EG 11 3.622,16 3.980,48 4.317,18 4.682,47 5.182,41 5.463,69 

EG 10 3.492,26 3.773,01 4.092,18 4.438,33 4.823,79 4.950,36 

EG 9c 3.390,37 3.640,83 3.913,20 4.206,69 4.522,19 4.748,36 

EG 9b 3.180,94 3.415,70 3.563,00 3.998,95 4.257,27 4.556,50 

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang B zu Anlage 31 AVR

Mittlere Werte – P-Tabelle Anlage 31 AVR, gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)
Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

P 16   4.411,44 4.566,09 5.065,45 5.647,54 5.904,31

P 15   4.316,70 4.458,22 4.812,05 5.235,51 5.397,23

P 14   4.212,26 4.350,37 4.695,64 5.164,74 5.250,34

P 13   4.107,84 4.242,52 4.579,21 4.822,33 4.885,10

P 12   3.898,94 4.026,79 4.346,38 4.542,69 4.634,00

P 11   3.690,08 3.811,07 4.113,54 4.314,41 4.405,73

P 10   3.483,15 3.595,70 3.914,93 4.069,02 4.166,03

P 9   3.314,30 3.483,15 3.595,70 3.812,20 3.903,51

P 8   3.053,48 3.199,83 3.387,47 3.539,01 3.750,98

P 7   2.880,56 3.053,48 3.319,54 3.452,54 3.589,56

P 6 2.429,67 2.588,09 2.747,56 3.086,75 3.173,21 3.332,80

P 4 2.365,15 2.421,18 2.462,72 2.494,08 2.519,59 2.557,85

Mittlere Werte – P-Tabelle Anlage 31 AVR, gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)
Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

P 16 4.490,85 4.648,28 5.156,63 5.749,20 6.010,59

P 15 4.394,40 4.538,47 4.898,67 5.329,75 5.494,38

P 14 4.288,08 4.428,68 4.780,16 5.257,71 5.344,85

P 13 4.181,78 4.318,89 4.661,64 4.909,13 4.973,03

P 12 3.969,12 4.099,27 4.424,61 4.624,46 4.717,41

P 11 3.756,50 3.879,67 4.187,58 4.392,07 4.485,03

P 10 3.545,85 3.660,42 3.985,40 4.142,26 4.241,02

P 9 3.373,96 3.545,85 3.660,42 3.880,82 3.973,77

P 8 3.108,44 3.257,43 3.448,44 3.602,71 3.818,50

P 7 2.932,41 3.108,44 3.379,29 3.514,69 3.654,17

P 6 2.473,40 2.634,68 2.797,02 3.142,31 3.230,33 3.392,79

P 4 2.407,72 2.464,76 2.507,05 2.538,97 2.564,94 2.603,89
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Stundenentgelte in Euro gemäß Anhang C zu Anlage 
31 AVR

Entgelt- 
 gruppe 

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

EG 15 30,96 31,52

EG 14 28,55 29,06

EG 13 27,31 27,80

EG 12 25,83 26,29

EG 11 23,62 24,05

EG 10 21,76 22,15

EG 9c 21,69 22,08

EG 9b 20,56 20,93

Entgelt- 
 gruppe 

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

P 16 28,06 28,57

P 15 26,21 26,68

P 14 24,77 25,22

P 13 23,21 23,63

P 12 22,35 22,75

P 11 21,55 21,94

P 10 20,57 20,94

P 9 20,26 20,62

P 8 19,36 19,71

P 7 18,55 18,88

P 6 17,18 17,49

P 4 14,52 14,78

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang A zu Anlage 32 AVR

Mittlere Werte – EG-Tabelle Anlage 32 AVR,
gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)

Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen
 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

EG 15 4.928,35 5.263,48 5.637,30 6.147,62 6.672,58 7.017,95 

EG 14 4.462,65 4.766,11 5.162,41 5.602,17 6.092,39 6.444,31 

EG 13 4.113,41 4.445,99 4.824,60 5.235,66 5.719,35 5.981,85 

EG 12 3.686,55 4.069,25 4.516,49 5.012,74 5.595,03 5.871,32 

EG 11 3.558,11 3.910,10 4.240,84 4.599,68 5.090,78 5.367,08 

EG 10 3.430,51 3.706,30 4.019,82 4.359,85 4.738,50 4.862,83 

EG 9c 3.330,42 3.576,45 3.844,01 4.132,31 4.442,23 4.664,40 

EG 9b 3.124,70 3.355,30 3.500,00 3.928,24 4.181,99 4.475,93 

Mittlere Werte – EG-Tabelle Anlage 32 AVR,
gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)

Entgelt- 
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

EG 15 5.017,06 5.358,22 5.738,77 6.258,28 6.792,69 7.144,27 

EG 14 4.542,98 4.851,90 5.255,33 5.703,01 6.202,05 6.560,31 

EG 13 4.187,45 4.526,02 4.911,44 5.329,90 5.822,30 6.089,52 

EG 12 3.752,91 4.142,50 4.597,79 5.102,97 5.695,74 5.977,00 

EG 11 3.622,16 3.980,48 4.317,18 4.682,47 5.182,41 5.463,69 

EG 10 3.492,26 3.773,01 4.092,18 4.438,33 4.823,79 4.950,36 

EG 9c 3.390,37 3.640,83 3.913,20 4.206,69 4.522,19 4.748,36 

EG 9b 3.180,94 3.415,70 3.563,00 3.998,95 4.257,27 4.556,50 
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Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang B zu Anlage 32 AVR
Mittlere Werte – P-Tabelle Anlage 32 AVR,
gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)

Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

P 16   4.411,44 4.566,09 5.065,45 5.647,54 5.904,31 

P 15   4.316,70 4.458,22 4.812,05 5.235,51 5.397,23 

P 14   4.212,26 4.350,37 4.695,64 5.164,74 5.250,34 

P 13   4.107,84 4.242,52 4.579,21 4.822,33 4.885,10 

P 12   3.898,94 4.026,79 4.346,38 4.542,69 4.634,00 

P 11   3.690,08 3.811,07 4.113,54 4.314,41 4.405,73 

P 10   3.483,15 3.595,70 3.914,93 4.069,02 4.166,03 

P 9   3.314,30 3.483,15 3.595,70 3.812,20 3.903,51 

P 8   3.053,48 3.199,83 3.387,47 3.539,01 3.750,98 

P 7   2.880,56 3.053,48 3.319,54 3.452,54 3.589,56 

P 6 2.429,67 2.588,09 2.747,56 3.086,75 3.173,21 3.332,80 

P 4 2.365,15 2.421,18 2.462,72 2.494,08 2.519,59 2.557,85 

Mittlere Werte – P-Tabelle Anlage 32 AVR, gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)

Entgelt-
gruppe

 Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6

P 16 4.490,85 4.648,28 5.156,63 5.749,20 6.010,59 

P 15 4.394,40 4.538,47 4.898,67 5.329,75 5.494,38 

P 14 4.288,08 4.428,68 4.780,16 5.257,71 5.344,85 

P 13 4.181,78 4.318,89 4.661,64 4.909,13 4.973,03 

P 12 3.969,12 4.099,27 4.424,61 4.624,46 4.717,41 

P 11 3.756,50 3.879,67 4.187,58 4.392,07 4.485,03 

P 10 3.545,85 3.660,42 3.985,40 4.142,26 4.241,02 

P 9 3.373,96 3.545,85 3.660,42 3.880,82 3.973,77 

P 8 3.108,44 3.257,43 3.448,44 3.602,71 3.818,50 

P 7 2.932,41 3.108,44 3.379,29 3.514,69 3.654,17 

P 6 2.473,40 2.634,68 2.797,02 3.142,31 3.230,33 3.392,79 

P 4 2.407,72 2.464,76 2.507,05 2.538,97 2.564,94 2.603,89 

Stundenentgelte in Euro gemäß Anhang C zu  
Anlage 32 AVR

Entgelt- 
 gruppe 

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

EG 15 30,96 31,52

EG 14 28,55 29,06

EG 13 27,31 27,80

EG 12 25,83 26,29

EG 11 23,62 24,05

EG 10 21,76 22,15

EG 9c 21,69 22,08

EG 9b 20,56 20,93

Entgelt- 
 gruppe 

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

P 16 28,06 28,57

P 15 26,21 26,68

P 14 24,77 25,22

P 13 23,21 23,63

P 12 22,35 22,75

P 11 21,55 21,94

P 10 20,57 20,94

P 9 20,26 20,62

P 8 19,36 19,71

P 7 18,55 18,88

P 6 17,18 17,49

P 4 14,52 14,78
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Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang A zu Anlage 33 AVR

Mittlere Werte – S-Tabelle Anlage 33 AVR, gültig ab 1. April 2021 (+ 1,4 %, mindestens 50 Euro)
Entgelt- 
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6 

 S 18 3.954,60 4.060,36 4.584,31 4.977,24 5.566,65 5.926,84 

 S 17 3.630,87 3.896,65 4.322,33 4.584,31 5.108,21 5.416,02 

 S 16 3.552,52 3.811,52 4.099,67 4.453,31 4.846,25 5.082,02 

 S 15 3.420,09 3.667,41 3.929,41 4.230,66 4.715,28 4.924,83 

 S 14 3.385,53 3.629,81 3.920,94 4.217,08 4.544,56 4.773,76 

 S 13 3.301,68 3.539,70 3.863,91 4.125,84 4.453,31 4.617,03 

 S 12 3.292,48 3.529,83 3.840,48 4.115,53 4.456,09 4.600,17 

 S 11b 3.246,36 3.480,33 3.644,72 4.063,86 4.391,31 4.587,78 

 S 11a 3.184,84 3.414,31 3.577,32 3.994,89 4.322,33 4.518,80 

 S 10 2.964,47 3.265,62 3.416,21 3.866,09 4.233,05 4.534,46 

 S 9 2.942,66 3.154,40 3.401,85 3.763,74 4.105,91 4.368,23 

 S 8b 2.942,66 3.154,40 3.401,85 3.763,74 4.105,91 4.368,23 

 S 8a 2.879,77 3.086,91 3.300,62 3.503,09 3.701,02 3.909,16 

 S 7 2.805,05 3.006,72 3.207,39 3.408,02 3.558,53 3.785,32 

 S 6 nicht besetzt

 S 5 nicht besetzt

 S 4 2.682,35 2.875,04 3.050,62 3.169,76 3.282,63 3.458,47 

 S 3 2.526,93 2.708,24 2.876,92 3.031,80 3.102,66 3.187,31 

 S 2 2.335,34 2.446,40 2.528,56 2.617,76 2.718,07 2.818,42 

Tabellenentgelte in Euro gemäß Anhang A zu Anlage 33 AVR
Mittlere Werte – S-Tabelle Anlage 33 AVR,gültig ab 1. April 2022 (+ 1,8 %)

Entgelt- 
gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

 Stufe 1  Stufe 2  Stufe 3  Stufe 4  Stufe 5  Stufe 6 

 S 18 4.025,78 4.133,45 4.666,83 5.066,83 5.666,85 6.033,52 

 S 17 3.696,23 3.966,79 4.400,13 4.666,83 5.200,16 5.513,51 

 S 16 3.616,47 3.880,13 4.173,46 4.533,47 4.933,48 5.173,50 

 S 15 3.481,65 3.733,42 4.000,14 4.306,81 4.800,16 5.013,48 

 S 14 3.446,47 3.695,15 3.991,52 4.292,99 4.626,36 4.859,69 

 S 13 3.361,11 3.603,41 3.933,46 4.200,11 4.533,47 4.700,14 

 S 12 3.351,74 3.593,37 3.909,61 4.189,61 4.536,30 4.682,97 

 S 11b 3.304,79 3.542,98 3.710,32 4.137,01 4.470,35 4.670,36 

 S 11a 3.242,17 3.475,77 3.641,71 4.066,80 4.400,13 4.600,14 

 S 10 3.017,83 3.324,40 3.477,70 3.935,68 4.309,24 4.616,08 

 S 9 2.995,63 3.211,18 3.463,08 3.831,49 4.179,82 4.446,86 

 S 8b 2.995,63 3.211,18 3.463,08 3.831,49 4.179,82 4.446,86 

 S 8a 2.931,61 3.142,47 3.360,03 3.566,15 3.767,64 3.979,52 

 S 7 2.855,54 3.060,84 3.265,12 3.469,36 3.622,58 3.853,46 

 S 6 nicht besetzt

 S 5 nicht besetzt

 S 4 2.730,63 2.926,79 3.105,53 3.226,82 3.341,72 3.520,72 

 S 3 2.572,41 2.756,99 2.928,70 3.086,37 3.158,51 3.244,68 

 S 2 2.377,38 2.490,44 2.574,07 2.664,88 2.767,00 2.869,15 
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Dynamische Zulagen in Euro gemäß Anlagen 1, 1b, 2d und 14 AVR
(Beschäftigte der Anlage 2 AVR)

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) 01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 2 bis 5b (Anlage 1 IV) 99,57 101,36 

Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 5c bis 8 (Anlage 1 IV) 89,64 91,25 

Kinderzulage (Anlage 1 V) 125,93 128,20 

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (1. Kind) (Anlage 1 V) 7,12 7,25 

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 35,57 36,21 

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 28,42 28,93 

Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 21,33 21,71 

Einsatzzuschlag Rettungsdienst (Anlage 1 XI Abs. d) 21,51 21,90 

Besitzstandszulage (VG 1 bis 2) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 148,63 151,31 

Besitzstandszulage (VG 3 bis 5b) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 148,63 151,31 

Besitzstandszulage (VG 5c bis 12) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 141,55 144,10 

Anmerkung A zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 115,82 117,90 

Anmerkung B zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 139,00 141,50 

Anmerkung C zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 153,49 156,25 

Anmerkung D zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 169,96 173,02 

Anmerkung E zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 141,64 144,19 

Anmerkung F zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 188,59 191,98 

Zuschlag für Nachtarbeit (Anlage 6a lit. e) 1,70 1,73 

Zuschlag für Samstagsarbeit (Anlage 6a lit. f) 0,84 0,86 

Urlaubsgeld VG 5b bis 1 (Anlage 14 § 7 (a)) 335,44 341,48 

Urlaubsgeld VG 12 bis 5c (Anlage 14 § 7 (b)) 436,05 443,90 

Dynamische Zulagen in Euro gemäß Anhang F zur Anlage 31 AVR bzw. Anhang G zur Anlage 32 AVR
(Garantiebeträge)

Bezeichnung Zulage 
(Quelle AVR)

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

Garantiebetrag 1 in 
Anlage 31 und 32

64,30 65,46 

Garantiebetrag 2 in 
Anlage 31 und 32

102,89 104,74 

Dynamische Zulagen in Euro gemäß Anlage 33 AVR
(Garantiebeträge)

Bezeichnung Zulage 
(Quelle AVR)

01.04.2021 (+1,4%) 01.04.2022 (+1,8%)

Garantiebetrag 1 in 
Anlage 33

64,30 65,46 

Garantiebetrag 2 in 
Anlage 33

102,89 104,74
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36.	 Pontifikalhandlungen 2020

I.	 Ordinationen

Priesterweihe

Bischof Peter Kohlgraf
08.08.2020 Dom zu Mainz, ein Neupriester
24.10.2020 Dom zu Mainz, ein Neupriester

A.	 Aufnahme unter die Kandidaten

Priesteramtskandidaten

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
29.11.2020 Priesterseminar in Mainz
	 Admissio: drei Herren
	 Lektorat: zwei Herren
	 Akolythat: ein Herr

B.	 Kandidaten für den ständigen Diakonat

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
21.11.2020 Dom zu Mainz 
	 Admissio: drei Herren
	 Institutio: vier Herren

II.	 Sendungsfeiern

Bischof Peter Kohlgraf
31.10.2020 Dom zu Mainz, zwei Pastoralreferenten

III.	 Verleihung der Missio Canonica

Bischof Peter Kohlgraf
29.10.2020 20 Religionslehrerinnen und -lehrer aller 
Schulformen

IV.	 Feier der Zulassung zur Erwachsenentaufe

Bischof Peter Kohlgraf
29.02.2020 Dom zu Mainz, Zulassungsfeier für erwach-
sene Taufbewerber

V.	 Das Sakrament der Firmung wurde gespendet 
durch

– verbunden mit der Visitation –

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
25.01.2020 Dom zu Mainz, Erwachsenenfirmung

– ohne Visitation –

Bischof Peter Kohlgraf
Im Dekanat Bergstraße-Ost für die Pfarreien: Birkenau, 
Maria Himmelfahrt; Mörlenbach, St. Bartholomäus; 
Unter-Flockenbach für die Pfarrgruppe Abtsteinach, 
Wald-Michelbach für die Pfarrgruppe Überwald
Im Dekanat Bingen für die Pfarreien: Gau-Algesheim, 

St. Cosmas und Damian; Heidesheim, St. Philippus 
u. Jakobus; Schwabenheim, St. Bartholomäus; für die 
Pfarrgruppe Bingen; für die Pfarrgruppe Katholische 
Kirche Ingelheim

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
Im Dekanat Berstraße-Mitte für die Pfarrei: Lorsch, 
St. Nazarius
Im Dekanat Rüsselsheim für die Pfarrei: Rüsselsheim, 
Hl. Familie
Im Dekanat Seligenstadt für die Pfarrei: Seligenstadt, 
St. Marzellinus u. Petrus
Im Dekanat Wetterau-Ost für die Pfarrei: Altenstadt, 
St. Andreas

Domkapitular Prälat Ordinariatsdirektor Hans-Jürgen 
Eberhardt
Im Dekanat Mainz-Stadt für die Pfarreien: Mainz-Bret-
zenheim, St. Bernhard für die Pfarrgruppe Zaybachtal; 
Mainz-Ebersheim, St. Laurentius; Mainz-Hechtsheim, 
St. Pankratius; Mainz-Laubenheim, Mariä Heimsu-
chung; Mainz, St. Alban für die Pfarrgruppe Oberstadt; 
Mainz-Weisenau, Mariä Himmelfahrt
Im Dekanat Mainz-Süd für die Pfarreien: Friesen-
heim-Undenheim-Weinolsheim, St. Maria Magdalena; 
Nieder-Olm St. Franziskus von Assisi; Ober-Olm, St. 
Martin für die Pfarrgruppe Klein-Winternheim; Op-
penheim für die Pfarrgruppe Nierstein/Oppenheim
Im Dekanat Rodgau für die Pfarreien: Heusenstamm, 
Maria Himmelskron; Rodgau-Jügesheim, St. Marien 
sowie St. Nikolaus; Rodgau, St. Matthias

Domdekan Prälat Heinz Heckwolf
Im Dekanat Bergstraße Mitte: Bensheim, St. Georg; 
Bensheim, St. Laurentius; Heppenheim, St. Peter
Im Dekanat Gießen für die Pfarreien: Linden, Christkö-
nig; Lollar, St. Joseph

Domkapitular Prälat Dr. Peter Hilger
22.11.2020 Darmstadt, St. Ludwig Erwachsenenfirmung
Im Dekanat Darmstadt für die Pfarrei: Griesheim, St. 
Marien; Darmstadt, St. Ludwig für die Innenstadtpfar-
reien; Darmstadt-Eberstadt, St. Georg; Seeheim-Ju-
genheim, Hl. Geist
Im Dekanat Dreieich für die Pfarrei: Dietzenbach, St. 
Martin; Egelsbach, St. Josef; Langen, St. Jakobus

Domkapitular Prälat Jürgen Nabbefeld
Im Dekanat Erbach: Erbach, St. Sophia; Lützel-
bach-Seckmauern, St. Margareta
Im Dekanat Mainz-Stadt in den Pfarreien: Budenheim, 
St. Pankratius; Mainz-Gonsenheim, St. Petrus Canisius
Im Dekanat Rüsselsheim in den Pfarreien: Bischofs-
heim, Christkönig; Gernsheim, St. Maria Magdalena; 
Kelsterbach, Herz Jesu; Mörfelden, Königin d. Hl. Ro-
senkranzes; Raunheim, St. Antonius von Padua; Rüs-
selsheim, Auferstehung Christi
Im Dekanat Wetterau-West in der Pfarrei: Butzbach, St. 
Gottfried; Nieder-Eschbach, St. Stephanus
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Domkapitular Klaus Forster
Im Dekanat Mainz-Stadt: Mainz, St. Georg für St. Ro-
chus Mainz-Kastel; Mainz-Kostheim, St. Kilian für die 
Pfarrgruppe Kostheim
Im Dekanat Offenbach für die Pfarreien: Offenbach, 
Dreifaltigkeit für den Pfarreienverbund Bieberer Berg; 
Offenbach, St. Josef für den Pfarreienverbund Offen-
bach-Südstadt; Offenbach, St. Marien für die ital. Kath. 
Gemeinde; Offenbach, St. Peter für die polnische kath. 
Gemeinde

Ordinariatsrat Pfarrer Michael Ritzert
Im Dekanat Alsfeld für die Pfarreien: Lauterbach und 
Schlitz, St. Peter und Paul; 
Im Dekanat Dieburg für die Pfarreien: Babenhausen, 
St. Josef; Groß-Zimmern, St. Bartholomäus, Radheim 
(mit Schaafheim), St. Laurentius; Groß-Umstadt für die 
Pfarrgruppe Groß-Umstadt; Reinheim für die Pfarr-
gruppe Reinheim/Groß-Bieberau
Im Dekanat Seligenstadt für die Pfarrei: Hainstadt, St. 
Wendelinus mit Klein-Krotzenburg; Pfarrgruppe Seli-
genstadt-West, St. Marien

Domkapitular Prof. Dr. Franz-Rudolf Weinert
Im Dekanat Alzey-Gau-Bickelheim für die Pfarrei-
en: Bechtolsheim für die Pfarrgruppe Petersberg/
Gau-Odernheim; Wöllstein für die Pfarrgruppe Rhein-
hessische Schweiz

Verordnungen des Generalvikars

37.	 Haushaltspläne für das Jahr 2022

Für das Jahr 2022 sind 
•	 von den Kirchengemeinden für 

-	 den Allgemeinen Haushalt,
-	 die Kindertageseinrichtungen, 
-	 die weiteren angeschlossenen Einrichtungen

•	 von den Gesamtverbänden 
Haushaltspläne aufzustellen.

Die Haushaltspläne sind nach Beratung und Beschluss-
fassung durch die Verwaltungsräte, nach Offenlegung 
von 2 Wochen, mit den erforderlichen Anlagen über 
den Dekan beim Bischöflichen Ordinariat, Dezernat 
Finanz- und Vermögensverwaltung, Maria-Ward-Stra-
ße 2, 55116 Mainz bis zum 31.08.2021 in Papierform zur 
Genehmigung einzureichen. 

Informationen zu Form und notwendigen Inhalten 
werden den Kirchengemeinden, Gesamtverbänden 
und Gemeinden der Katholiken anderer Mutterspra-
che gesondert mitgeteilt.

Mainz, 29.03.2021

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
Generalvikar

38.	 Festsetzung der Punktquote für 
Finanzzuweisungen an die Kirchengemeinden 
im Bistum Mainz

Gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über die laufen-
den und einmaligen Finanzzuweisungen an die Kir-
chengemeinden im Bistum Mainz setze ich die Punkt-
quote für die Errechnung der Schlüsselzuweisungen 
an die Kirchengemeinden fest wie folgt: 

Für das Wirtschaftsjahr 2022:	 219,29 € / Punkt

Mainz, 29.03.2021

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
Generalvikar

39.	 Aufruf zur Wahl der Mitarbeitervertretungen 
im Bistum Mainz vom 14.06. – 18.06.2021

An alle kirchliche Einrichtungen und Dienststellen im 
Bistum Mainz

Liebe Mitbrüder,
liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
sehr geehrte Damen und Herren,

in der Zeit vom 14. bis 18. Juni 2021 findet in allen 
kirchlichen Einrichtungen und Dienststellen die Wahl 
der Mitarbeitervertretungen statt. Zum achten Mal seit 
1993 geschieht dies in einem einheitlichen Wahlzeit-
raum. Derzeit gibt es in unserem Bistum ca. 170 Mitar-
beitervertretungen, die sich für die Belange von mehr 
als 11.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einset-
zen. Allerdings müssen wir bedauernd feststellen, dass 
es immer noch zahlreiche Einrichtungen gibt, die keine 
Mitarbeitervertretung gebildet haben.

Viele Mitarbeitervertreterinnen und Mitarbeiterver-
treter konnten in der zu Ende gehenden Amtszeit die 
Erfahrung machen, dass die mit dem Amt verbundene 
Zusammenarbeit mit dem Dienstgeber oft zu gegen-
seitigem Respekt beigetragen hat. Manchmal wurden  
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Lösungen auch erst nach einem gemeinschaftlichen 
Ringen gefunden. Der Grundsatz der vertrauensvol-
len Zusammenarbeit ist im Interesse der Beschäftigten 
und der Einrichtung. Das gemeinsam Erreichte trägt 
zum Wohl der gesamten Dienstgemeinschaft und der 
Einrichtung bei.

Die Dienstgeber bitten wir, die Mitwirkungsrechte 
der Mitarbeitervertretung weiterhin zu fördern und 
diese bei der Durchführung der Wahl tatkräftig zu 
unterstützen.

In Einrichtungen, in denen es bisher keine Mitarbei-
tervertretungen gibt, rufen wir die Dienstgeber auf, 
zunächst eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen, 
damit ein Wahlausschuss zur Durchführung der Wahl 
gebildet werden kann.

Für mehrere rechtlich selbständige Kirchengemeinden 
oder Einrichtungen verschiedener Rechtsträger besteht 
die Möglichkeit, eine gemeinsame MAV zu bilden 
(vgl. §1b MAVO Bistum Mainz). Sie erhalten weitere 
Informationen hierzu von der juristischen Beraterin 
der MAVen (Frau Coenen-Jung), der Rechtsabteilung 
des Bischöflichen Ordinariates (Frau Knauff) und der 
DiAG-MAV.

Wir bitten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sich 
aktiv an der Wahl zu beteiligen und sich insbesonde-
re als Kandidatin oder Kandidat zur Verfügung zu 
stellen. Die Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 
räumt Ihnen ein Recht zur Mitgestaltung ein.

Die DiAG-MAV Mainz hat für die Wahlen wieder eine 
umfangreiche Informationsmappe mit Arbeitshilfen 
zusammengestellt und alle Kirchengemeinden und 
Einrichtungen des Bistums informiert. Die Informa-
tionsmappe und die zugehörigen Formulare können 
von der Homepage der DiAG-MAV (www.diag-mav-
mainz.de) heruntergeladen werden.

Wir wünschen den Wahlen in Ihren Einrichtungen ei-
nen guten Verlauf.

Weihbischof  
Dr. Udo Markus Bentz

Generalvikar im Bistum Mainz

Nicola Adick
Dezernentin Caritas/ 

Soziale Arbeit
Diözesancaritasdirektorin

Caritasverband für die Diözese 
Mainz e. V.

Markus Horn
Vorsitzender

DiAG-MAV im Bistum Mainz

Regina Freisberg
Diözesancaritasdirektorin

Caritasverband für die Diözese 
Mainz e. V.

Kirchliche Mitteilungen

40.	 Personalchronik

	

 
  

 

 
 

 
   

 

 

 
 

 
 

 
 

 
 
 



— 77 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2021 Nr. 7

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

41.	 Merkblätter zum Umgang mit urheberechtlich 
geschützten Werken

Nach Informationen des VDD kommt es immer wieder 
zu urheberrechtswidrigen Nutzungen insbesondere 
von Fotografien, Bildern, aber auch anderen Werken in 
kirchlichen Einrichtungen bei der Erstellung von Pfarr-
briefen oder anderen Veröffentlichungen. Im Internet 
oder in anderen Quellen aufgefundene Werke werden 
vielfach in Unkenntnis bestehender Rechte genutzt. Be-
kommen die Rechteinhaber Kenntnis von der Nutzung 
ihrer Werke, drohen oftmals aufwendige und kostspie-
lige Auseinandersetzungen. Um für eine erhöhte Vor-
sicht bei bestehenden Urheberrechten zu sensibilisie-
ren, hat die Unterkommission Urheber-, Medien- und 
Verlagsrecht des VDD das Merkblatt „Der Umgang 
mit Bildern, Fotografien und anderen Werken – (Urhe-
ber-) Rechtsfragen bei Veröffentlichungen“ erarbeitet. 
Ein weiteres Merkblatt befasst sich mit der Frage der 
„Öffentlichkeit einer Veranstaltung“. Lediglich wenn 
eine Veranstaltung öffentlich ist, besteht für die Mu-
sikwiedergabe eine GEMA-Relevanz. Nach Rechtsauf-
fassung der Unterkommission sind durch den Wandel 
in der Rechtsprechung zur Auslegung der öffentlichen 
Wiedergabe viele der im kirchlichen Bereich stattfin-
denden Veranstaltungen gegenüber der GEMA nicht 
mehr meldepflichtig. Anliegen des Merkblattes ist es 
daher, ein Bewusstsein bei kirchlichen Veranstaltern 
über die möglicherweise fehlende GEMA-Relevanz 
der Veranstaltung zu schaffen, um so in vielen Fällen 
auch für eine Arbeitserleichterung zu sorgen.



— 78 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2021 Nr. 7

Die beiden Merkblätter sind auf der Home-
page der Deutschen Bischofskonferenz zum Ab-
ruf eingestellt. (https://www.dbk.de/ueber-uns/
ve r b a n d - d e r - d i o e z e s e n - d e u t s c h l a n d s - v d d /
dokumente) 

Bei Rückfragen steht Ihnen gerne die Rechtsabtei-
lung des Bistums Mainz, E-Mail: rechtsabteilung@Bis-
tum-Mainz.de zur Verfügung.

Die Öffentlichkeit einer Veranstaltung als 
Voraussetzung für eine GEMA-Relevanz der 

Musikwiedergabe

Ist eine Veranstaltung öffentlich, löst die Widergabe 
von Musik im Sinne einer Aufführung grundsätzlich 
eine Lizenzpflicht gegenüber der Verwertungsge-
sellschaft für musikalische Aufführungs- und me-
chanische Vervielfältigungsrechte (kurz GEMA) aus. 
Zwar deckt der zwischen dem Verband der Diözesen 
Deutschlands (VDD) und der GEMA geschlossene 
Pauschalvertrag eine Vielzahl von Veranstaltungen ab 
und befreit für die durch den Vertrag pauschal erfass-
ten Veranstaltungen von einer Vergütungspflicht und 
für einen Großteil der Veranstaltungen gar von einer 
Meldepflicht (vgl. Meldebogen VDD zur Meldung von 
Musiknutzungen an die GEMA). In jedem Fall lohnt 
sich im Vorfeld einer Veranstaltung die Überlegung, 
ob es sich überhaupt um eine öffentliche, also für ei-
nen nicht näher durch bestimmte Kriterien abgegrenz-
ten Personenkreis zugängliche Veranstaltung handelt. 
Ist die Veranstaltung nämlich nicht öffentlich, ist eine 
Auseinandersetzung mit dem Meldeborgen des VDD 
nicht erforderlich.

1) Das Merkmal der öffentlichen Wiedergabe
Das Gesetz bestimmt das Merkmal der öffentlichen 
Wiedergabe in § 15 Absatz 3 Satz 1 UrhG. Danach ist 
die Musikwiedergabe öffentlich, sofern und solange 
sie sich an eine Mehrzahl von Mitgliedern der Öffent-
lichkeit richtet. § 15 Absatz 3 S. 2 UrhG schränkt dazu 
bereits wieder ein, dass zur Öffentlichkeit nicht gehört, 
wer mit dem Veranstalter oder mit den anderen Teil-
nehmern durch persönliche Beziehungen verbunden 
ist. Das Merkmal der „Verbundenheit durch persön-
liche Beziehungen“ wird durch die Rechtsprechung 
inzwischen alleine anhand objektiver Kriterien ausge-
füllt. Danach ist eine Veranstaltung nur dann öffent-
lich, wenn die Wiedergabe sich an Personen allgemein 
richtet und nicht auf besondere Personen beschränkt 
ist, die einer abgegrenzten Gruppe angehören. Die 
Bewertung der Öffentlichkeit nach objektiven Kriteri-
en kennzeichnet einen Wandel in der Rechtsprechung 
aufgrund europäischer Vorgaben. Nach bisheriger 
Rechtsprechung war das Merkmal der persönlichen 
Verbundenheit allein subjektiv zu bestimmen. Konn-
te danach ein gedachtes sog. „inneres Band“ zwischen 
Teilnehmer und Veranstalter gezogen werden, war die 
Veranstaltung nicht öffentlich. „Leicht“ erkennbar war 

vielleicht ein solches inneres Band bei Geburtstagsfei-
ern, vielleicht auch noch bei Hochzeitsfeiern, hatten 
sich die Teilnehmer doch versammelt, um gemeinsam 
Jubiläum oder mit dem Brautpaar den geschlosse-
nen Ehebund zu feiern. Der angesprochene Wechsel 
von subjektiven auf objektive Kriterien erleichtert die 
Abgrenzung öffentlich oder nicht öffentlich. Eine Ge-
burtstagsfeier bleibt wegen der individuell ausgespro-
chenen Einladungen genauso nicht öffentlich wie die 
Hochzeitsfeier im Festsaal.

2) Was heißt das für kirchliche Veranstaltungen
Nicht so einfach war auf Grundlage der alten Recht-
sprechung die Bewertung, ob eine (kirchliche) Veran-
staltung und damit die Musikwiedergabe als öffentlich 
oder nicht öffentlich zu beurteilen ist, für Messdie-
nerrunden, für Pfadfinder-/Messdienerzeltlager oder 
Kindergartenfeste mit Verwandten. Solche Veranstal-
tungen dürften inzwischen ebenso wenig als öffentlich 
bewertet werden wie klassen- oder gar schulinterne 
Feiern. Lädt die geistliche Führung einer Pfarrei den 
Pfarrgemeinderat und den Chor der Gemeinde zu ei-
ner Feier mit Musik ein, handelt es sich ebenso wenig 
um eine öffentliche (Musik-)Wiedergabe, wie wenn 
ebenfalls noch die Messdiener, die Mitglieder der Mu-
sikkapelle und der Vorstand des Sportvereins eingela-
den sind. Selbst eine hohe Besucherzahl ist nicht allei-
ne Kriterium für die Annahme einer Öffentlichkeit. So 
ist beispielsweise ein Abiball mit einer Teilnehmerzahl 
von gar 530 Personen nicht öffentlich, wenn die Abi-
turienten, deren Eltern/Großeltern, nahe Verwandte, 
Lehrer und Tutoren sowie eine begrenzte Zahl von 
Freunden und einzelne Mitglieder des Elternbeirats 
und des Schulfördervereins geladen sind. Es bleibt da-
bei: Nehmen Gäste an der Veranstaltung teil, die ent-
weder persönlich oder aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zu einer Gruppe geladen sind, handelt es sich bei den 
Gästen nicht um eine die Öffentlichkeit repräsentie-
rende Gesellschaft. Ist dagegen der Zutritt für jeder-
mann möglich, liegt die Annahme einer Öffentlichkeit 
nahe. Nicht ausreichend für den Ausschluss einer Öf-
fentlichkeit ist aber ein lediglich begrenztes (Eintritts-)
Kartenkontingent oder die Begrenzung des Teilneh-
merkreises wegen eines nur begrenzten Platzangebots. 
Selbstverständlich reicht es für den Ausschluss der 
Öffentlichkeit im Sinne des Urheberrechts auch nicht, 
die Mitglieder einer Pfarrei zum Pfarrfest einzuladen. 
Einzig das Kriterium der Pfarreienmitgliedschaft ist 
im Ergebnis nicht konkret genug, als dass von einem 
Ausschluss der Öffentlichkeit ausgegangen werden 
könnte.

Der Umgang mit Bildern, Fotografien
und anderen Werken

(Urheber-)Rechtsfragen bei Veröffentlichungen

1.) Gestaltung des Pfarrbriefs auch „fürs Auge“
Der Pfarrbrief dient den Gläubigen in der Pfarrei als 
Informationsquelle über aktuelle Geschehnisse vor Ort 
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oder Ereignisse andernorts mit Bezug auf das Gemein-
deleben. Berichte über Veranstaltungen, Interviews 
mit Personen aus der Pfarrei bzw. der Gemeinde oder 
auch darüber hinaus, die Aufteilung von Aufgaben 
und Posten in der Pfarrei, vereinzelt auch kritische 
Auseinandersetzungen mit Vorhaben oder geplan-
ten Anschaffungen der Pfarrei werden gern zum Ge-
genstand in Pfarrbriefen oder in anderen regelmäßig 
erscheinenden Publikationen der Pfarrei oder Ge-
meinde gemacht. Keine leichte und vor allem zumeist 
zeitaufwändige Arbeit also, die mit der Ausgabe der 
Pfarrnachrichten verbunden sein kann. Für die äußere 
Politur des Pfarrbriefs oder um die Ausführungen zu 
bebildern, werden gerne Bilder und Fotografien oder 
Zeichnungen herangezogen. Das Internet bietet dem 
mit der Gestaltung des Pfarrbriefs betrauten Mitarbei-
ter hierfür die Möglichkeit einer vielseitigen, bunten 
und bilderreichen Aufmachung der Pfarrnachrichten.
Eine allzu bedenkenlose Verwendung der in den 
Quellen des Internets oder anderen Illustrationen 
aufgefundenen Bildwerke kann jedoch zu rechtlichen 
Konsequenzen führen. Bei Verletzungen des Urhe-
berrechts durch Veröffentlichungen, insbesondere 
im Internet, muss stets mit einer Rechtsverfolgung 
durch die Berechtigten gerechnet werden. Kommt es 
zu Verletzungen fremder Rechte ist mit (anwaltlichen) 
Abmahnungsschreiben zu rechnen. Derartige Abmah-
nungsschreiben sind regelmäßig mit erheblichen Kos-
tenfolgen verbunden. Rechtsverstöße sind deshalb un-
bedingt zu vermeiden.

2.) Bilder und Fotos im Internet nicht per se gemein-
freie Werke
Gemeinfreie Bilder (public domain Bilder) können 
frei benutzt werden. Es gibt eine Reihe von Bilderga-
lerien und Webportalen, die eine große Anzahl solcher 
„freien Bilder“ anbieten. Dies ist jedoch nicht die Re-
gel. Grundsätzlich unterliegen auch im Internet abge-
legte Bilder als persönliche geistige Schöpfungen dem 
Schutz des Urheberrechts. Das Urheberrecht fordert 
für Bilder und Bildnisse aus dem Internet wie für alle 
urheberrechtlich geschützten Werke grundsätzlich die 
Vergütung für eine zuvor durch den Urheber bzw. den 
Nutzungsrechtsinhaber1 genehmigte Nutzung. Alleine 
das Zugänglichmachen von Bildern oder Bildnissen 
im Internet ist nicht schon ein Freifahrtsschein für eine 
freie oder gar ´per se` kostenlose Gebrauchserlaubnis 
ebensolcher – urheberrechtlich geschützten – Werke.

3.) Problem: Wer ist der Urheber?
Im World Wide Web lassen sich unzählige Bilder, Fo-
tografien, Zeichnungen, Abbildungen finden, die sich 
alle zumindest potenziell für eine Verwendung in den 

1	 Fotografen, Designer, Karikaturisten, Pressezeichner und Bild-
agenturen schließen in der Regel sog. Wahrnehmungsverträge mit 
der Verwertungsgesellschaft (VG) Bild-Kunst. Auf dieser Grundlage 
nimmt die VG Bild-Kunst die Rechte für die Urheber treuhänderisch 
wahr.

Veröffentlichungen der Pfarrei eignen. Ein Bild ist im 
Idealfall schnell gefunden. Rechtssicher wird die Ver-
wendung allerdings erst – wie bereits beschrieben – 
mit der Genehmigung des Urhebers für die Nutzung 
des fremden Werks in der eigenen Veröffentlichung. 
Schwierig kann allerdings die Ermittlung des Urhebers 
sein, der zwingend vor der Nutzung seines Werks zu 
kontaktieren ist.
Vorweg – Der „gute Glaube“ an eine zulässige Nutzung 
des Werks wird nach dem Urheberrechtsgesetz nicht 
geschützt. Das deutsche Urheberrecht kennt keinen 
gutgläubigen Rechtserwerb. Auch wenn Sie ursprüng-
lich der Meinung waren, das Werk könne problemlos 
genutzt werden, bleiben Sie bei einer unberechtigten 
Nutzung in der Verantwortung. Die rechtlichen Folgen 
einer ungenehmigten und urheberrechtswidrigen Nut-
zung treten unabhängig davon ein, ob der bestehende 
Rechtsschutz unbekannt war. Wohl dem also, der un-
ter dem Bild oder dem Bildnis den Namen des Urhe-
bers, eine Copy-Right-Angabe oder durch Kontaktauf-
nahme mit der zuständigen Verwertungsgesellschaft 
(VG) ohne große Mühe oder zeitlichen Aufwand den 
Rechtsinhaber auffindet, um sich die für die Nutzung 
des Bildes oder der Fotografie erforderliche Genehmi-
gung des Rechteinhabers einzuholen.2 Wer allerdings 
ohne Genehmigung des Urhebers ein fremdes Werk 
verwendet, muss mit Konsequenzen rechnen, die kost-
spielig sein können. Abmahnkosten, Schadensersatz-
zahlungen oder ähnliche Kosten sind in diesem Zu-
sammenhang zu nennen.

4.) Ausnahme: Ablauf der 70-jährigen urheberrechtli-
chen Schutzfrist
Das Urheberrechtsgesetz legt die gesetzliche Schutz-
frist für das Urheberrecht auf 70 Jahre nach dem 
Tod des Urhebers fest. Mit Ablauf dieser 70-Jährigen 
Schutzfrist nach dem Sterbedatum des Urhebers darf 
das betroffene Werk von jedermann in beliebiger Wei-
se genutzt werden, ohne dass die Erben des Urhe-
bers oder früherer Lizenznehmer dagegen vorgehen 
könnten. Das Werk wird „gemeinfrei“. Neben der 
nicht mehr genehmigungsbedürftigen und nicht mehr 
vergütungsrelevanten Nutzung des Werkes sind bei-
spielsweise Kürzungen, Ergänzungen oder sonstige 
Umgestaltungen der betroffenen Werke möglich, die 
vor Ablauf der Schutzfrist als Bearbeitungen im Sinne 
des § 23 S. 1 UrhG ebenfalls nur mit Einwilligung des 
Urhebers rechtlich zulässig waren.

5.) Freie Inhalte im Internet – die Creative Commons 
(CC-Lizenzen)
Besonderheit der sog. CC-Lizenzen ist, dass die Ver-
wendung eines bestimmten Inhalts im Netz erlaubt 
oder vom Rechteinhaber sogar erwünscht ist. Das Mo-
dell der CC – Lizenzen soll den Zugang zu speziellen 

2	 Anfragen zu richten an die VG Bild-Kunst, Geschäftsstelle in 
Bonn, Weberstraße 61, 53113 Bonn, Telefon: 0228 91534 0; Fax: 0228 
91534 39
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noch urheberrechtlich geschützten Inhalten fördern. 
„CC“ steht für Creative Commons. Die Creative Com-
mons ist eine gemeinnützige Organisation, die stan-
dardisierte Lizenzverträge veröffentlicht. Besonder-
heit der sog. CC-Lizenzen ist, dass die Verwendung 
eines bestimmten Inhalts im Netz erlaubt oder vom 
Rechteinhaber sogar erwünscht ist. Das Model der CC 
– Lizenzen soll den Zugang zu speziellen noch urhe-
berrechtlich geschützten Inhalten fördern. Kernpunk-
te von CC-Lizenzen sind, dass der Lizenzgeber dem 
Lizenznehmer gewährt, das geschützte Werk zu ver-
vielfältigen, aufzuführen, öffentlich wiederzugeben, 
zu bearbeiten und zu verbreiten. Nutzer dürfen die 
Inhalte unter bestimmten Bedingungen, insbesondere 
der Nennung des Urhebers und der entsprechenden 
Lizenz, frei verwenden und zum Teil sogar verändern 
und weiterverarbeiten. Der Nutzung der Lizenzen lie-
gen jedoch Lizenzbedingungen zu Grunde. Werden 
die Lizenzbedingungen verletzt, kann sich derjenige, 
der die Werke auch im Rahmen einer CC-Lizenz nutzt, 
nicht auf die Einräumung eines Nutzungsrechts beru-
fen. Zu den einzelnen Kennzeichnungen lesen Sie bit-
te die Angaben unter https://de.creativecommons.net/
was-ist-cc/. Werden die Lizenzbedingungen verletzt, 
kann sich derjenige, der die Werke auch im Rahmen 
einer CC-Lizenz nutzt, nicht auf die Einräumung eines 
Nutzungsrechts berufen.
Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf 
die Möglichkeiten über https://pix-abay.com/de/. 
Über Pixabay.com sind Bilder lizenzfrei und kostenlos 
abrufbar.

6.) Das anwaltliche Schreiben
Für die Entstehung des Urheberrechts ist – wie be-
schrieben – weder die Eintragung in ein Urheber-
rechtsregister erforderlich noch ist ein Copyrightver-
merk, eine Autorenangabe oder sonst ein Hinweis auf 
das Bestehen des Urheberrechts nötig.
Das Internet bietet mit Suchmaschinen mittlerweile 
auch die Möglichkeit, Urheberrechtsverletzungen flä-
chendeckend, leicht und sicher zu ermitteln. Wird das 
Urheberrecht verletzt, kann dies anwaltlich abgemahnt 
werden. Derartige Abmahnungsschreiben können mit 
erheblichen Kostenfolgen verbunden sein. Sollte tat-
sächlich Post eines Anwalts dem Pfarrbüro zugehen, 
ist besondere Aufmerksamkeit geboten, um weitere 
Rechtsfolgen zu vermeiden.

Das Urheberrechtsgesetz hat Spezialvorschriften, die 
Voraussetzungen und Folgen von Urheberrechtsver-
letzungen regeln. Zu den möglichen gegen Sie geltend 
gemachten Rechtsfolgen gehören der Beseitigungs 
und Unterlassungsanspruch, aber auch ein Anspruch 
auf Schadensersatz für den durch die Verletzung des 
Urheberrechts entstandenen Schaden. Die Höhe des 
Schadensersatzes richtet sich in der Regel nach der 
sonst fällig gewesenen Lizenzgebühr, evtl. in doppel-
ter Höhe.

Sollten Sie eine solches anwaltliches Schreiben erhal-
ten, suchen Sie bitte die Unterstützung bei den Fach-
leuten des für Sie zuständigen (Erz)Bistums.

7.) Schlussbemerkung
Bei Verletzungen von Urheberrechten muss stets mit 
einer Rechtsverfolgung durch die Berechtigten gerech-
net werden. Da zumeist kostspielig und aufwändig, 
sind solche Rechtsverstöße unbedingt zu vermeiden. 
Rechtliche Schritte gegen Abmahnungen haben allen-
falls teilweise Aussicht auf Erfolg, lösen im Regelfall 
nur weitere erhebliche Kosten aus (z.B. eigene und 
fremde Anwaltskosten, Gerichtsgebühren). Schon an-
waltliche Abmahnschreiben an Pfarreien, Kirchenge-
meinden sowie andere kirchliche Rechtspersonen und 
Einrichtungen wegen der Verletzung von Urheber-
rechten können bereits erhebliche Kosten auslösen.
Dringend abzuraten ist in jedem Fall von der Nutzung 
des Werkes gar in der Hoffnung, die urheberrechts-
widrige Nutzung würde unentdeckt bleiben.

8.) Pfarrbriefservice.de – Bilder, Texte, Nachrichten 
und Wissen für Pfarrbriefe kostenfrei!
Pfarrbriefservice.de ist eine Website speziell für Pfarr-
briefleute. Pfarrbriefservice.de wird finanziert und 
verantwortet von allen deutschen katholischen (Erz-)
Bistümern sowie dem Erzbistum Luxemburg, in Ko-
operation mit dem Sekretariat „Bereich Kirche und 
Gesellschaft“ der Deutschen Bischofskonferenz in 
Bonn. Auf Pfarrbriefservice.de lassen sich Grafiken 
und Bilder, „gemeinfreie“ Bilder, Werke unter Creative 
Commons – Lizenzen und auch Texte bzw. „Impulse“ 
finden, die sich für eine Verwendung im Pfarrblatt nut-
zen lassen. All den auf Pfarrbriefservie.de eingestellten 
Werken, ob Bilder oder Texte, ist gemein, dass man sie 
für das Pfarrblatt nutzen darf, ohne dass eine Geneh-
migung dazu eingeholt werden müsste.

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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Inhalt:	 Inkraftsetzung eines Beschlusses der Regionalkommission Mitte der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes vom 17. März 2021. – Dekret über die Profanierung der Kapelle in Nie-
der-Flörsheim. – Firmspendung im Jahr 2022. – Stellenausschreibungen. – Personalchronik. – Bestellung 
von Druckschriften.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

42.	 Inkraftsetzung eines Beschlusses 
der Regionalkommission Mitte der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes vom 17. März 2021

Die Regionalkommission Mitte beschließt:

I.	 Übernahme der ab dem 1. März 2021 beschlosse-
nen mittleren Werte

	 Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vom 25. Februar 
2021 zur Tarifrunde 2021/2022 in der Caritas wird 
hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren 
Werte zur Entgelt- und Vergütungshöhe mit der 
Maßgabe übernommen, dass alle dort beschlos-
senen mittleren Werte zu denselben Zeitpunkten, 
beginnend ab dem 1. März 2021 als neue Entgelt- 
und Vergütungswerte für den Bereich der Regio-
nalkommission Mitte festgesetzt werden.

II.	 Inkrafttreten
	 Dieser Beschluss tritt zum 1. März 2021 in Kraft.

Vorstehender Beschluss setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 10. Mai 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

43.	 Dekret über die Profanierung der Kapelle in 
Nieder-Flörsheim

Nachdem der Priesterrat angehört wurde, erkläre ich 
die Kapelle in Nieder-Flörsheim gemäß can. 1224 § 2 
CIC für profan.

Dadurch verliert die Kapelle ihre Segnung bzw. Weihe 
und kann einer anderen, aber nicht unwürdigen Be-
stimmung zugeführt werden.

Der Altar und die Einrichtungsgegenstände können an 
einem anderen Ort ihrer Bestimmung gemäß verwen-
det werden.

Mainz, den 1. Mai 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

44.	 Firmspendung im Jahr 2022

Firmungen ohne Visitation:
Dekanat:	 Firmspender:
Alsfeld:	 Domkapitular Dr. Hilger
Alzey-Gau-Bickelheim	 Domkapitular Eberhardt
Bergstraße-Mitte	 Domkapitular Eberhardt
Bergstraße-Ost	 Weihbischof em.  
		  Dr. Eisenbach
Bergstraße-West	 Ehrendomkapitular Ritzert
Bingen	 Ehrendomkapitular Ritzert
Darmstadt	 Bischof Kohlgraf 
Dieburg	 Domkapitular Forster
Dreieich	 Weihbischof Dr. Bentz
Erbach	 Domkapitular Dr. Hilger
Gießen	 Domkapitular  
		  Prof. Dr. Weinert
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Mainz-Stadt 	 Weihbischof Dr. Bentz
Mainz-Süd	 Domkapitular Nabbefeld
Offenbach	 Domkapitular Nabbefeld
Rodgau	 Dekan Priesel
Rüsselsheim	 Domkapitular Dr. Hilger
Seligenstadt	 Bischof Kohlgraf
Wetterau-Ost	 Domkapitular  
		  Prof. Dr. Weinert
Wetterau-West	 Domkapitular Eberhardt
Worms	 Domdekan Heckwolf

Meldungen bitte an die Sekretariate der einzelnen 
Firmspender.
Dekan Priesel: Pfarrguppenbüro in Gau-Algesheim 
oder an: henning.priesel@bistum-mainz.de

Verordnungen des Generalvikars

45.	 Stellenausschreibungen 

Priester
Die nachfolgend genannten Seelsorgestellen sind neu 
zu besetzen:

Zum 01. August 2021 
Dekanat Alsfeld
Pfarrei Lauterbach, St. Peter und Paul

Pfarrvikar der Pfarrei 
4.212 Katholiken

Dienstvorgesetzter ist der Pfarradministrator der 
Pfarrei.

Dekanat Wetterau-Ost
Pfarreienverbund Schotten/Gedern/Wenings

Pfarradministrator der Pfarreien
Gedern, St. Petrus 
501 Katholiken
und
Wenings, Maria Königin d. Friedens
343 Katholiken
und
Schotten, Herz Jesu
1.180 Katholiken

Dienstsitz ist in Schotten, Herz Jesu.

Zum 01. November 2021 
Dekanat Rodgau
Pfarreienverbund Rödermark

Pfarradministrator der Pfarrei Ober Roden, St. 
Nazarius
4.383 Katholiken

Zum 01. Dezember 2021 
Dekanat Wetterau-West
Pfarreienverbund Friedberg/Wöllstad/Rodheim

Pfarradministrator der Pfarrei Friedberg, Mariä 
Himmelfahrt
3.576 Katholiken

Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 25. Mai 2021 
an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitular 
Hans-Jürgen Eberhardt.
Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftrag-
ten für die Priester erhältlich, soweit vorhanden. 

Pastoralreferent(inn)en und Diakone mit entsprechen-
der Qualifikation:

Zum 01. August 2021 oder zum nächstmöglichen Zeit-
punkt ist folgende Stelle zu besetzen:

Dekanat Rüsselsheim
0.5 Krankenhausseelsorge am GPR Klinikum in Rüs-
selsheim (PR 2021-07) 

Auskunft zu der Stelle erteilen: Herr Dekan Karl Zir-
mer, Tel.: 0176 125 39 127, Frau Pastoralreferentin Bar-
bara Wolf, Tel.: 06131 253-253, Referentin für Kranken-
haus-, Altenheim- und Hospizseelsorge, Bischöfliches 
Ordinariat/Dezernat Seelsorge

Zum 01. Oktober 2021 ist folgende Stelle zu besetzen:

Dekanat Mainz-Stadt
1.0 Krankenhausseelsorge an der Universitätsmedizin 
in Mainz (PR 2021-08)

Auskunft zu der Stelle erteilen: Herr Pfr. Jürgen Janik, 
Leiter der Krankenhausseelsorge an der Universitäts-
medizin in Mainz, Tel.: 06131 17-2706 oder 0170 485 13 
46, Frau Pastoralreferentin Barbara Wolf, Tel.: 06131 
253-253, Referentin für Krankenhaus-, Altenheim- und 
Hospizseelsorge, Bischöfliches Ordinariat/Dezernat 
Seelsorge
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Bewerbungsschluss für beide Stellen ist Mittwoch, 
09.06.2021.
Bewerbungen an: Bischöfliches Ordinariat, Personal-
dezernat, Abt. 1, Ref. 4, z.Hd. Frau Ordinariatsrätin 
Carola Daniel, Postfach 15 60, 55005 Mainz, E-Mail  
pastoralref@bistum-mainz.de.

Durch Rundschreiben bereits veröffentlicht.

Kirchliche Mittelungen

46.	 Personalchronik
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47.	 Bestellung von Druckschriften

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz wird 
in Kürze folgende Broschüren herausgeben:

Arbeitshilfen Nr. 323 
Vom Wert der Vielfalt. Biodiversität als Bewährungs-
probe der Schöpfungsverantwortung. Ein Experten-
text der Arbeitsgruppe für ökologische Fragen der 
Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen 
der Deutschen Bischofskonferenz

Arbeitshilfen Nr. 324 
Katholische Büchereiarbeit – Selbstverständnis und 
Engagement

Anforderungen bei: Sekretariat der deutschen Bi-
schofskonferenz, Postfach 29 62, 53109 Bonn, Tel.: 0228 
103-205, Fax: 0228 103-330, oder auch als pdf herunter-
laden: https://www.dbk-shop.de
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163. Jahrgang	 Mainz, den 12. Juli 2021� Nr. 9

Inhalt:	 Änderung der Satzung des Verbandes der Diözesen Deutschlands. – Aufruf der deutschen Bischöfe zum 
Weltmissionssonntag 2021. – Inkraftsetzung von Beschlüssen der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes vom 15. April 2021. – Besetzung der Bistums-KO-
DA Mainz. – Pontifikalhandlungen 2020. – Beisetzung von Priestern in Kirchen oder Kapellen. – Anpas-
sung der Fördervoraussetzungen des Bonifatiuswerks der deutschen Katholiken e. V./Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt. – Satzung der Stiftung Heilig-Geist-Hospital Bensheim. – Stellenausschreibungen. 
– Personalchronik. – Bestellung von Druckschriften. – Kurse des TPI.

Verband der Diözesen Deutschlands

48.	 Änderung der Satzung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands

In der 184. Sitzung der Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands am 21. Juni 2021 wurde 
beschlossen, die Satzung des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands wie folgt zu ändern:

§ 2 Rechtsstellung, Anwendung der 
Grundordnung, der Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch und der diözesanen 

Präventionsregelungen

(2) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse und die Ord-
nung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Er-
wachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte 
im kirchlichen Dienst sowie die diözesanen Präven-
tionsregelungen finden in ihrer jeweils geltenden, im 
Amtsblatt der (Erz-) Diözese des jeweiligen Vorsit-
zenden der Vollversammlung des Verbandes (nach-
folgend Vollversammlung) veröffentlichten Fassung 
Anwendung.

§ 21 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.07.2021 in Kraft. Zum glei-
chen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 01.12.2020 außer 
Kraft.

Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

49.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zum 
Weltmissionssonntag 2021

 
Liebe Schwestern und Brüder, 

„Lasst uns nicht müde werden, das Gute zu tun“ (Gal 
6,9), schreibt Paulus, der Völkerapostel, an die Ge-
meinden in Galatien. Dies ist auch das Leitwort für 
den Monat der Weltmission 2021. Lasst uns Gutes tun: 
Dieses Wort ist damals wie heute die Aufforderung zu 
einem Leben in Geschwisterlichkeit. 

Es gehört Mut dazu, auf Menschen zuzugehen und 
Brücken zu bauen. Die Aktion der Missio-Werke zeigt 
an den Beispielen von Nigeria und dem Senegal, was 
alles möglich ist, wenn Menschen aus diesem Geist 
heraus handeln. Beide Länder sind stark von der Co-
rona-Pandemie betroffen. Armut und Jugendarbeits-
losigkeit nähren Gewalt und religiösen Fundamen-
talismus. Entführungen und Anschläge bringen Not 
und Elend, sie säen Furcht und Misstrauen. In dieser 
Lage setzt die Kirche auf den Dialog mit allen Men-
schen guten Willens. Sie bringt Christen und Muslime 
an einen Tisch, so dass Vertrauen entstehen kann und 
gemeinsames Tun möglich wird. Auf diese Weise wird 
die Hoffnung gestiftet, dass die verwundeten Gesell-
schaften geheilt werden können. 

Wir bitten Sie: Beten Sie für unsere Schwestern und 
Brüder, die nicht müde werden, sich in Gottes Namen 
für ein gutes Miteinander einzusetzen. In Nigeria, im 
Senegal und weltweit. Bedenken Sie bei der Kollekte 
am kommenden Sonntag die Initiativen von Missio mit 
einer großzügigen Spende! 
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25. Februar 2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

 
Der Aufruf soll am Sonntag, dem 17.10.2021, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den Ge-
meinden darüber hinaus auch auf anderem geeignetem Wege 
bekannt gemacht werden. Der Ertrag der Kollekte am 24. 
Oktober 2021 ist ausschließlich für die Päpstlichen Missi-
onswerke Missio in Aachen und München bestimmt.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

50.	 Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
vom 15. April 2021

A. Änderung in § 16 Abs. 3 AT AVR

I.	 In § 16 Abs. 3 Satz 1 werden die Angabe von „§ 
16e SGB II“ durch die Angabe „§ 16i SGB II“ und 
die Angabe von „§ 16e Abs. 4 SGB II“ durch die 
Angabe „§ 16i Abs. 6 SGB II“ ersetzt.

II.	 Die Änderungen treten zum 1. Mai 2021 in Kraft.

B. Aufforderungsbeschluss der Regionalkommission 
Baden-Württemberg zur Abweichung von der 

Bandbreite und der Festlegung eines mittleren Wertes

I. 	 Die Regionalkommission Baden-Württemberg 
kann von dem durch Beschluss der Bundeskom-
mission vom 25. Februar 2021 festgelegten mittle-
ren Wert (25,00 Euro) in § 12 Abs. 3 der Anlage 32 
zu den AVR für die Zulage für Mitarbeiter, die in 
eine der Entgeltgruppen P4 bis P16 eingruppiert 
sind, um bis zu 40 v. H. nach oben abweichen.

II.	 Die Bundeskommission setzt den mittleren Wert 
für die Zulage in § 12 Abs. 3 der Anlage 31 zu den 
AVR auf 25,00 Euro fest.

III.	 Die Regionalkommission Baden-Württemberg 
kann von dem nach Ziffer II. dieses Beschlusses 
festgesetzten mittleren Wert für Mitarbeiter, die 
in eine der Entgeltgruppen 5 – 15 bzw. P4 bis P16 
eingruppiert sind, um bis zu 40 v. H. nach oben 
abweichen.

IV. 	 Die Änderungen treten zum 1. März 2021 in Kraft.
Vorstehende Beschlüsse setze ich für das Bistum Mainz 
in Kraft.

Mainz, den 9. Juni 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

51.	 Besetzung der Bistums-KODA Mainz

Die Besetzung der Bistums-KODA Mainz hat sich wie 
folgt verändert:

Vorsitzender: Markus Horn 
Stellvertretender Vorsitzender: Prof. Dr. Andreas van 
der Broeck

Vertreter der Dienstgeberseite: 
Domkapitular Hans-Jürgen Eberhardt
Dr. Elisabeth Eicher
Silvia Hang
Christof Molitor
Winfried Reininger

Vertreter der Dienstnehmerseite:
Elmar Frey
Gerardus Pellekoorne
Winfried Ruppel
Martin Schnersch
Gabriele Walter

Die Amtszeit endet am 10.01.2023.

52.	 Pontifikalhandlungen 2020

Ergänzungen

V.	 Das Sakrament der Firmung wurde gespendet 
durch

– ohne Visitation –

Weihbischof em. Dr. Franziskus Eisenbach
Im Dekanat Bergstraße-Ost, für die Pfarrei: Viernheim, 
St. Aposteln; 
Im Dekanat Bergstraße-West, für die Pfarreien: Lam-
pertheim, Mariä Verkündigung; Biblis, St. Bartholomä-
us; Bobstadt, St. Josef; Bürstadt, St. Michael;
Im Dekanat Rodgau, für die Pfarrei: Urberach, 
St. Gallus;
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Verordnungen des Generalvikars

53.	 Beisetzung von Priestern in Kirchen oder 
Kapellen

Nach Beratung im Priesterrat ist es künftig nicht mehr 
möglich, dass Priester in Kirchen oder Kapellen bestat-
tet werden. Bereits erteilte Genehmigungen sind hier-
von ausgenommen. Die Beerdigung von Priestern in 
Priestergräben auf Friedhöfen ist weiterhin möglich.

54.	 Anpassung der Fördervoraussetzungen des 
Bonifatiuswerks der deutschen Katholiken e.V./ 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt

Das Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken hat sei-
ne Förderungsvoraussetzungen angepasst, um damit 
die allseitigen kirchlichen Bemühungen kirchlicher 
Organisationen, Orden und geistlichen Gemeinschaf-
ten um einen effektiven Schutz von Kindern, Jugend-
lichen und schutz- und hilfebedürftigen Erwachsenen 
zu unterstützen.

Zukünftig gilt:
Für die inländischen Projektpartner ist ab dem 1. Ja-
nuar 2022 eine Projektförderung durch das Bonifatius-
werk (und allen anhängenden Rechtsträgern) von der 
Vorlage eines sog. Institutionellen Schutzkonzeptes 
(ISK) abhängig zu machen. Grundsätzlich muss das 
ISK vor dem vom Projektpartner im Antrag genannten 
Projektbeginn beim zuständigen Bereich des Bonifati-
uswerkes vorliegen.
Um den Übergang in diese Neuregelung adäquat zu 
gestalten, gilt dabei folgende gestufte Vorgehensweise:
Im ersten Jahr der Umsetzung (2022) muss das Schutz-
konzept spätestens zum Projektbeginn vorgelegt wer-
den. Das heißt also, dass ein ISK nach Antragstellung 
und ggf. vorbehaltlich ausgesprochener Bewilligung 
nachgereicht werden kann, bevor das Projekt beginnt.
Ab dem zweiten Geltungsjahr (2023) wird grundsätz-
lich erwartet, dass das Schutzkonzept bei der Antrag-
stellung eingereicht wird, unabhängig vom Projektbe-
ginn. Eine nachträgliche Einreichung wird dann nicht 
mehr möglich sein.
Das Bonifatiuswerk wird künftig stichprobenhaft die 
Einhaltung der Fördervoraussetzungen prüfen, insbe-
sondere bei antragslos bewilligten Förderungen wie 
etwa im Bereich der Religiösen Kinderwochen (RKW). 
Entsprechende Prüfkriterien befinden sich derzeit in 
der Entwicklung.

Weitere Informationen zu den Veränderungen in der 
Vergabeordnungen sind auf der Homepage des Boni-
fatiuswerks zu finden (www.bonifatiuswerk.de).

Ansprechpartner im Bistum Mainz: Seelsorgedezer-
nent/Direktor des diözesanen Bonifatiuswerks, Tel. 
06131/253-416, E-Mail: seelsorge@bistum-mainz.de

55.	 Satzung der Stiftung Heilig-Geist-Hospital 
Bensheim

Präambel

Aufgrund § 9 Abs. (2) lit.h) der Stiftungssatzung vom 
08. Dezember 2015 hat das Kuratorium mit Beschluss 
vom 16.02.2021 vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die kirchliche Stiftungsaufsicht die Satzung der im Jahr 
817 erstmals erwähnten Stiftung überarbeitet und ge-
ändert. Sie erhält nunmehr folgende Fassung:

§ 1
Rechtsform, Name, Sitz

1.	 Die Stiftung Heilig-Geist-Hospital Bensheim 
– nachstehend Stiftung genannt – ist eine rechtsfähi-
ge kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts. Die 
Rechtsverleihung nach staatlichem Recht erfolgte mit 
Urkunde des Großherzogs von Hessen am 20. Septem-
ber 1865.

2.	 Die Stiftung führt den Namen Heilig-Geist-Hos-
pital Bensheim.

3.	 Die Stiftung hat ihren Sitz in Bensheim/Bergstraße. 

§ 2
Stiftungszweck

1.	 Zweck der Stiftung ist die Förderung der Religion 
(§ 52 Abs. 2 Nr. 2 AO), des öffentlichen Gesundheits-
wesens und der öffentlichen Gesundheitspflege (§ 52 
Abs. 2 Nr. 3 AO), des Wohlfahrtswesens (§ 52 Abs. 2 
Nr. 9 AO) und der Mildtätigkeit (§ 53 AO).

2. 	 Der Stiftungszweck wird insbesondere verwirk-
licht durch die Wahrnehmung von seelsorgerischen 
Aufgaben, z.B. im Krankenhausbereich, der Hospizar-
beit und der Trauerbegleitung, der Durchführung von 
Veranstaltungen, die der ideellen Werbung für die ge-
förderten Zwecke dienen sowie durch Zuwendungen 
an die Ketteler Krankenhaus gGmbH und das Hospiz 
Fanny de la Roche. 

3.	 Zweck der Stiftung ist auch die Beschaffung und 
Weitergabe von Mitteln gemäß § 58 Nr. 1 AO zur För-
derung der zuvor genannten steuerbegünstigten Zwe-
cke für die Verwirklichung der steuerbegünstigten 
Zwecke einer anderen Körperschaft oder für die Ver-
wirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Die finanzielle 
Förderung soll zweckgebunden für Programme und  
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Projekte im Bereich der in Abs. 1 genannten Zwecke 
erfolgen. 

4. 	 Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben selbst oder 
durch eine Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 2 
AO, sofern sie nicht im Wege der Mittelbeschaffung 
gemäß § 58 Nr. 1 AO tätig wird. Die Stiftung kann zur 
Verwirklichung des Stiftungszwecks Zweckbetriebe 
unterhalten.
 

§ 3
Gemeinnützigkeit

1.	 Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmit-
telbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sin-
ne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 

2.	 Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

3.	 Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die sat-
zungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Es darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stif-
tung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

4.	 Die Organmitglieder sowie der Stifter und seine 
Rechtsnachfolger erhalten keine Zuwendungen aus 
Mitteln der Stiftung. 

§ 4 
Leitlinien der Stiftung

1.	 Die Erfüllung des Stiftungszweckes erfolgt aus 
Selbstverständnis und Zielsetzung der Caritas als ei-
ner Lebens- und Wesensäußerung der Katholischen 
Kirche. Maßstab allen Handelns ist die unantastbare 
Würde eines jeden Menschen. Dieser Würde entspricht 
die Ehrfurcht vor dem Leben, beginnend mit der Emp-
fängnis bis hin zum Tode. 

2.	 Diese religiöse und kirchliche Zielsetzung ist Leit-
linie für die gesamte Tätigkeit der Stiftung. Sie bindet 
zugleich alle in den Einrichtungen der Stiftung tätigen 
Personen. Die Beschäftigten der Stiftung bilden im Rah-
men ihrer Dienstverhältnisse eine Dienstgemeinschaft. 
Für diese Dienstgemeinschaft gilt die „Grundordnung 
des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Ar-
beitsverhältnisse“ in der jeweils gültigen Fassung.

3. 	 Die Seelsorge ist integraler Bestandteil der christ-
lichen Sorge für kranke und alte Menschen. Deshalb 
trägt die Stiftung dafür Sorge, dass in der von ihr getra-
genen, mitgetragenen oder geförderten Einrichtungen 
nach den dortigen Möglichkeiten eine aktive Seelsorge 
geleistet wird. Zu diesem Zweck bestimmt der Bischof 
von Mainz für die genannten Einrichtungen Seelsorge-
rinnen bzw. Seelsorger. Diese begleiten die Arbeit in 

den Einrichtungen und tragen Verantwortung für die 
seelsorgerische Betreuung der in diesen Einrichtungen 
begleiteten und betreuten Personen. 

4.	 Die Einrichtungen der Stiftung stehen allen Kran-
ken und Hilfsbedürftigen ohne Rücksicht auf Abstam-
mung, Religionszugehörigkeit und Staatsangehörig-
keit offen. 

5.	 Die Vorschriften des diözesanen Rechts, insbeson-
dere die Stiftungsordnung für das Bistum Mainz sowie 
das Hessische Stiftungsgesetz, soweit dieses Anwen-
dung findet, sind zu beachten.

§ 5
Stiftungsvermögen

1.	 Das Vermögen der Stiftung ist in seinem Bestand 
ungeschmälert zu erhalten, um die Verwirklichung des 
Stiftungszwecks auf Dauer nachhaltig zu gewährleis-
ten. Ein Rückgriff auf das Stiftungsvermögen ist nur 
mit vorheriger Zustimmung der kirchlichen Aufsichts-
behörde zulässig, wenn der Zweck der Stiftung anders 
nicht zu verwirklichen und der Bestand der Stiftung 
gewährleistet ist. 

2.	 Zum Stiftungsvermögen im Sinne des Absatzes 1 
gehören nicht wiederkehrende Leistungen, es sei denn, 
dass der Zuwender der Leistungen etwas anderes be-
stimmt hat. Zum Stiftungsvermögen gehören gegen-
wärtig die in der Anlage zu dieser Stiftungssatzung 
aufgeführten bebauten und unbebauten Grundstücke. 
Diese Grundstücke bilden das Kernvermögen der Stif-
tung, das in besonderer Weise zu pflegen und zu erhal-
ten ist.

3.	 Soweit möglich und erforderlich sind aus den Jah-
resüberschüssen der Stiftung zweckgebundene Rück-
lagen zu bilden, die die Erfüllung des Stiftungszwecks 
für die nächsten Jahre sichern. Die Möglichkeit der Bil-
dung freier Rücklagen soll, soweit gesetzlich zulässig, 
wahrgenommen werden. 

4.	 Das Vermögen der Stiftung kann durch Zustiftun-
gen des Stifters oder Dritter und durch Zuschreibun-
gen unverbrauchter Erträgnisse erhöht werden. 

§ 6
Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 7 
Stiftungsorgane

1.	 Organe der Stiftung sind das Kuratorium und der 
Vorstand. 
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2.	 Die Mitglieder des Kuratoriums üben ihre Tätig-
keit ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer notwendigen Auslagen. 

3.	 Näheres kann in einer Geschäftsordnung geregelt 
werden.

§ 8
Kuratorium

1.	 Das Kuratorium besteht aus bis zu sieben Mitglie-
dern. Der Vorsitzende des Kuratoriums wird vom Bis-
tum Mainz berufen.

2. a)	Jeweils ein Mitglied des Kuratoriums wird von 
den Verwaltungsräten der Pfarreien St. Georg 
und St. Laurentius in Bensheim berufen. 

b)	 Der Bürgermeister der Stadt Bensheim ist kraft 
seines Amtes Mitglied, ein weiteres Mitglied wird 
von der Stadtverordnetenversammlung entsandt.

c)	 Auf Vorschlag dieser in 1., 2. a) und b) benann-
ten Personen beruft der Bischof von Mainz zwei 
weitere Personen. Einer davon soll in Beziehung 
zu einer durch die Stiftung getragenen oder geför-
derten sozialen Einrichtung stehen.

3.	 Die Amtszeit der Mitglieder beträgt fünf Jah-
re, Wiederbestellung ist möglich. Beim Ausscheiden 
aus dem Amt, dessen Ausübung für die Bestellung 
Voraussetzung war, wird unter den oben genannten 
Bedingungen unverzüglich eine Neubesetzung vor-
genommen. Das Kuratoriumsmitglied bleibt bis zur 
Neubesetzung im Amt.

4.	 Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte den Stell-
vertretenden Vorsitzenden des Kuratoriums. 

5.	 Die Mitglieder der Pfarreien St. Georg und St. 
Laurentius in Bensheim, wie auch aus der Stadt Bens-
heim benennen Vertreter. Sollte ein ordentliches Mit-
glied verhindert sein, nimmt sein Vertreter stattdessen 
teil. Diese Regelung gilt nicht für die in § 7 Abs. 2 Nr. c) 
benannten Personen.

§ 9
Arbeitsweise und Beschlussfassung des Kuratoriums

1.	 Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Es entschei-
det mit der Mehrheit der anwesenden Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
den Ausschlag. 

2.	 Die Mitglieder des Vorstandes nehmen mit be-
ratender Stimme an der Sitzung des Kuratoriums teil, 
sofern nicht das Kuratorium einen anders lautenden 
Beschluss fasst. 

3.	 Über jede Kuratoriumssitzung wird ein Protokoll 
angefertigt, das die wesentlichen Ergebnisse der Sit-
zung und die gefassten Beschlüsse enthält.
Alle Sitzungen des Kuratoriums sind nicht öffentlich. 
Alle Teilnehmer an den Sitzungen des Kuratoriums 
sind nach den Bestimmungen dieser Satzung zur Wah-
rung der Vertraulichkeit verpflichtet. Die Teilnehmer 
sind zu Beginn der Sitzung darauf hinzuweisen.

§ 10
Aufgaben des Kuratoriums

1.	 Das Kuratorium fördert die Verwirklichung des 
Stiftungszwecks. Es bestellt und entlässt die Mitglieder 
des Vorstandes.

2.	 Das Kuratorium beschließt
a)	 über den vom Vorstand vorzulegenden Jahres-

wirtschaftsplan mit Erfolgs-, Investitions- und 
Stellenplan sowie deren Änderungen; 

b)	 über den jeweiligen Jahresabschluss der Stiftung 
sowie ggf. deren Teilvermögen und über die Ver-
wendung von Jahresabschlüssen; 

c)	 über den vom Rechnungsprüfungsamt des Bi-
schöflichen Ordinariates Mainz oder einem 
vereidigten Wirtschaftsprüfer vorgelegten 
Wirtschaftsprüfungsbericht; 

d)	 über die jeweilige Entlastung des 
Stiftungsvorstandes; 

e)	 über den Erwerb, die Veräußerung oder die Belas-
tung von beweglichen Sachen und Rechten sowie 
von Grundstücken, grundstücksgleichen Rech-
ten und Rechten an Grundstücken sowie die da-
mit einhergehenden Verpflichtungsgeschäfte, so-
fern der Gegenstandswert 50.000 EUR oder mehr 
beträgt;

f)	 über die Errichtung von und die Beteiligung an 
Gesellschaften und sonstigen juristischen Perso-
nen sowie über den Beitritt zu Vereinigungen und 
Verbänden; 

g)	 über die Auflösung ihrer Gesellschaften und Auf-
hebung von Beteiligungen an Gesellschaften und 
an sonstigen juristischen Personen sowie über den 
Austritt aus Vereinigungen und Verbänden; 

h)	 über die Änderung dieser Satzung, die Zusam-
menlegung mit einer anderen Stiftung sowie über 
die Auflösung der Stiftung. 

3.	 Entscheidungen gemäß Abs. 2 lit. e), f), g) und h) 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der vorherigen Zustim-
mung der kirchlichen Stiftungsaufsicht des Bistums 
Mainz. 

§ 11
Vorstand

1.	 Der Vorstand der Stiftung besteht aus zwei 
Personen. Die Mitglieder des Vorstands vertreten 
die Stiftung gemeinschaftlich. Die Regelung von 
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Geschäftsführungsbefugnissen in von der Stiftung ge-
tragenen Einrichtungen ist hiervon unberührt. 

2.	 Die Mitglieder des Vorstandes dürfen nicht Mit-
glieder des Kuratoriums sein. Eine juristische Person 
kann zum Vorstand bestellt werden. Die Bestellung 
zum Vorstand bedarf in jedem Falle der vorherigen 
Zustimmung durch die kirchliche Stiftungsaufsicht. 

§ 12 
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand leitet die Stiftung nach allgemeinen 
kirchlichen Grundsätzen und im Rahmen der Beschlüs-
se und Richtlinien des Kuratoriums unter Beachtung 
der staatlichen Bestimmungen. Er vertritt die Stiftung 
gerichtlich und außergerichtlich. Er kann ehrenamtlich 
oder hauptamtlich tätig sein. Ist er ehrenamtlich tätig, 
hat er Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen. 

§ 13
Dankesschuld

Dankbar soll jährlich der lebenden und verstorbenen 
Wohltäter der Stiftung in einer Eucharistiefeier ge-
dacht werden. 

§ 14
Satzungsänderung, Aufhebung und 

Zusammenlegung der Stiftung

Die Aufhebung der Stiftung, die Zusammenlegung mit 
einer anderen Stiftung oder die Änderung des Zwecks 
kann nur erfolgen, wenn die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks gefährdet ist oder nicht mehr erfüllt werden 
kann.

§ 15
Vermögensanfall

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das noch vor-
handene Stiftungsvermögen zu jeweils 50% an die 
katholischen Kirchengemeinden St. Georg und St. 
Laurentius in Bensheim, die es unmittelbar und aus-
schließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchli-
che Zwecke zu verwenden haben. 

§ 16
Stiftungsaufsicht

Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bischöflichen 
Ordinariates Mainz. 

§ 17
Bekanntmachungen

Soweit amtliche Bekanntmachungen, die die Stiftung 
betreffen, zu erfolgen haben, sind sie im kirchlichen 

Amtsblatt für die Diözese Mainz sowie im hessischen 
Staatsanzeiger vorzunehmen. 

§ 18
Inkrafttreten

Die Satzung tritt vorbehaltlich der stiftungsrechtli-
chen Genehmigung am 01.06.2021 in Kraft. Zu diesem 
Zeitpunkt ist die bisherige Satzung vom 08. Dezember 
2015 aufgehoben.

Bensheim, 18.05.2021

Gerhard Schmitt Rutger Hetzler Franz-Josef Kiefer
Vorstand Vorstand Vors. des Kuratoriums

56.	 Stellenausschreibungen

Priester

Die nachfolgend genannten Seelsorgestellen sind neu 
zu besetzen:

Zum 01. Oktober 2021 
Dekanat Gießen
Pfarreienverbund Lumdatal/Busecker Tal 

Pfarradministrator der Pfarrei
Großen-Buseck, Unbefl. Empfängnis Mariens
3.350 Katholiken

Der Bewerber sollte die Bereitschaft zur Leitung des 
künftigen Pastoralraumes mitbringen.

Zum 01. Oktober 2021 
Dekanat Seligenstadt
Pfarrgruppe Steinheim/Klein-Auheim

Pfarradministrator der Pfarreien
Klein-Auheim, St. Petrus und Paulus
2.815 Katholiken
und 
Steinheim, St. Joh. Baptist
1.980 Katholiken
und 
Steinheim, St. Nikolaus
2.143 Katholiken

Zum 01. Dezember 2021 
Dekanat Wetterau-West
Pfarreienverbund Friedberg/Wöllstadt/Rodheim

Pfarradministrator der Pfarrei Friedberg, Mariä 
Himmelfahrt
3.576 Katholiken
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Der Bewerber sollte die Bereitschaft zur Leitung des 
künftigen Pastoralraumes mitbringen.

Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 30. Juni 2021 
an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitular 
Hans-Jürgen Eberhardt.
Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftrag-
ten für die Priester erhältlich, soweit vorhanden. 

Durch Rundschreiben bereits mitgeteilt.

Kirchliche Mittelungen

57.	 Personalchronik
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58.	 Bestellung von Druckschriften

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz wird 
in Kürze folgende Broschüren herausgeben:

Ethisch-nachhaltig investieren. 
Eine Orientierungshilfe für Finanzverantwortliche ka-
tholischer Einrichtungen in Deutschland (2., aktuali-
sierte Auflage)

Arbeitshilfen Nr. 325 
Katholische Kirche in Deutschland: Zahlen und Fakten 
2020/21. 
Bonn, 2021

Arbeitshilfen Nr. 326 
Visuelle Wahrheit und diskursive Deutung. Eine Feld-
beschreibung katholischer Filmarbeit in Leitgedanken, 
Arbeitsbereichen und kulturellen Kommentaren

Anforderungen bei: Sekretariat der deutschen Bischofs-
konferenz, Postfach 2962, 53109 Bonn, Tel.: 0228 103-
205, Fax: 0228 103-330, oder auch als pdf herunterladen: 
https://www.dbk-shop.de/index.php?page=index.

59.	 Kurse des TPI

K 21-18
Thema: 	Postkoloniale Theologien. Eine Einladung zu 
theologischen Perspektivwechseln
Zielgruppe: 	 alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: 	 Dr. Regina Heyder
Referent:	 Prof. DDr. Franz Gmainer-Pranzl
Termine: 	 13.-15. September 2021
Ort: 		 Hösbach, Tagungszentrum Schmerlenbach

K 21-20
Thema: 	 Psychische Erkrankungen und Krisen im 

Alter
	 Ermutigung für die Seniorenpastoral
Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen und In-

teressierte; Teilnehmende des Basismoduls 
Seniorenpastoral

Kursleitung: Dr. Regina Heyder, Dr. Sonja Sailer-Pfister
Referent/-innen: Prof. Dr. Wolfgang Reuter
Termin: 	 20.-22. September 2021
Ort: 	 Limburg, Priesterseminar

K 21-22
Thema: 	 Liturgie und Ritual. Spiegelungen in der 

Gegenwartsliteratur
	 Literaturtheologische Woche 2021
Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen
Kursorganisation: Dr. Regina Heyder
Kursleitung: Dr. Andreas Bieringer
Termin: 	 27.09.-01.10.2021
Ort: 	 Regensburg, Katholische Akademie

K 21-23
Thema: 	 Verantwortung wahrnehmen – dem Ganzen 

dienen. Führen und Leiten als Aufgabe
Zielgruppe: Gemeinde- und Pastoralreferent∙innen
Kursleitung: Dr. Christoph Rüdesheim
Referent/-innen: Dr. Natascha Rosellen
Termin: 	 1. Abschnitt 28.-30.09.2021
	 2. Abschnitt 18.-20.01.2022
	 3. Abschnitt 23.-25.05.2022
Ort:	 Ockenheim, Kloster Jakobsberg

Anmeldung unter www.tpi-mainz.de oder 
info@tpi-mainz.de

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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ristischer Personen des öffentlichen Rechts im Bistum Mainz vom 01.09.2021. – Gesetz über die Zent-
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Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

60.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zum 
Caritassonntag

Liebe Schwestern und Brüder!

Unter dem Motto „Neue Normalität gestalten: #Das-
MachenWirGemeinsam“ setzt sich die aktuelle Kam-
pagne der Caritas mit den Folgen der Pandemie aus-
einander. Dabei will sie den Blick bewusst nach vorne 
richten.

Immer wieder wurden durch die Pandemie soziale 
Fragen offengelegt. Nicht nur das Netz sozialer Siche-
rung wird zu überprüfen sein. Auch die ungleich ver-
teilten Bildungschancen haben sich in den vergange-
nen Monaten deutlich gezeigt. Eine der Forderungen 
lautet deshalb: „Niemand darf sozial abstürzen!“

Mit der Forderung „Gute Pflege ist Menschenrecht!“ 
möchte die Caritas unterstreichen, dass wir als gesam-
te Gesellschaft dafür Sorge tragen, wie wir die Pflege-
bedingungen für Pflegende und Gepflegte verbessern 
können.

Der Weg in eine neue Normalität kann gleichzeitig zur 
Chance werden, unser Zusammenleben ökologisch 
verantwortlicher zu gestalten. Unsere Art zu leben ist 
längst zu einer Belastung für unseren Planeten gewor-
den. Der dazu notwendige Veränderungsprozess ist 
sozial und gerecht zu gestalten.

Unsere Caritas will mit ihrer Kampagne diese Heraus-
forderungen in den Fokus rücken. Tag für Tag setzen  

sich in unserer Kirche und ihrer Caritas Menschen vor 
Ort und weltweit für eine neue Normalität und ein bes-
seres Zusammenleben ein, wie wir es vorher vielleicht 
gar nicht kannten. (Hier können konkrete Beispiele aus 
der Diözese oder Pfarrei genannt werden)

Bitte unterstützen Sie durch Ihre Gabe die Arbeit der 
Caritas. Die Kollekte des Caritassonntags ist für die 
vielfältigen Anliegen der Caritas in unseren Pfarrge-
meinden und der Diözese bestimmt. Dafür danken wir 
sehr herzlich.

Berlin, den 22.06.2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf

Dieser Aufruf soll am 19. September 2021 in allen Gottes-
diensten – einschließlich der Vorabendmessen – verlesen 
bzw. in geeigneter Weise veröffentlicht werden.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

61.	 Gesetz über die Zusammenarbeit kirchlicher 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
im Bistum Mainz vom 01.09.2021

Erster Teil 
Allgemeine Regelungen 
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Präambel 

Nach geltendem staatlichem und kirchlichem Recht 
üben die Kirchen, einschließlich ihrer öffentlich-recht-
lich verfassten Untergliederungen, Hoheitsgewalt aus 
und nehmen öffentliche Aufgaben wahr. Sie handeln, 
wenn sie in Ausführung des kirchlichen Auftrages 
kirchenhoheitlich pastorale, karitative oder sonsti-
ge kirchliche Aufgaben wahrnehmen (vgl. c. 1254 § 2 
CIC), in den Formen des öffentlichen Rechts. Es liegt 
in der Verantwortung des Diözesanbischofs, für eine 
gewissenhafte und effektive Vermögensverwaltung 
entsprechend den der Kirche eigenen Zwecke zu sor-
gen und dafür geeignete Vorschriften zu erlassen und 
Strukturen zu schaffen (vgl. c 1276 § 2 CIC). Für die 
Zusammenarbeit mehrerer kirchlicher Rechtspersonen 
in diesem Bereich finden die nachstehenden Vorschrif-
ten Anwendung. 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1)	 Dieses Gesetz gilt für das Bistum Mainz, die Kir-
chengemeinden, die Kirchengemeindeverbände, die 
kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts und alle 
sonstigen kirchlichen juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts im Bistum Mainz.

(2)	 Kirchliche juristische Personen des öffentlichen 
Rechts können ihre öffentlich-rechtlichen Aufgaben ge-
meinsam durch Zusammenarbeit auf öffentlich-rechtli-
cher Grundlage nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
(dauerhaft) wahrnehmen. Die gemeinsame Aufgaben-
wahrnehmung kann sich auf sachlich und örtlich be-
grenzte Teile der jeweiligen Aufgabe beschränken. 

(3) 	 Absatz 2 gilt nicht, wenn gesetzlich eine besonde-
re Rechtsform für die Zusammenarbeit vorgeschrieben 
oder die gemeinsame Wahrnehmung einer Aufgabe 
ausgeschlossen ist. 

(4) 	 Die Bestimmungen des Statuts für die Pfarrgrup-
pen und Pfarreienverbünde im Bistum Mainz, der Stif-
tungsordnung für das Bistum Mainz und des Gesetzes 
über die Verwaltung und Vertretung des Kirchenver-
mögens im Bistum Mainz bleiben unberührt und ge-
hen den Regelungen dieses Gesetzes vor.

§ 2 Formen der Zusammenarbeit 

(1) 	 Zur gemeinsamen Wahrnehmung von öffent-
lich-rechtlichen Aufgaben können folgende Formen 
der Zusammenarbeit gewählt werden: 
a)	 Der Kirchengemeindeverband im Sinne des je-

weils geltenden diözesanen Vermögensver- 
waltungsrechtes, 

b) 	 der kirchliche Zweckverband, 
c)	 die öffentlich-rechtliche Vereinbarung, 

Arbeitsgemeinschaften. 

(2)	 Verbände nach Absatz 1 Buchstabe a) und b) neh-
men ihre Aufgaben im Rahmen der kirchlichen und 
staatlichen Gesetze in eigener Verantwortung unter 
der Aufsicht des Ortsordinarius wahr. Sie erwerben 
Rechtsfähigkeit nach den jeweils geltenden staatskir-
chenrechtlichen Vorschriften.

(3)	 Die privatrechtliche Gestaltung der gemeinsamen 
Wahrnehmung von Aufgaben bleibt unberührt. 

Zweiter Teil 
Der Kirchengemeindeverband 

§ 3 

Für den Kirchengemeindeverband, insbesondere sei-
ne Struktur, seine Aufgaben und seine Arbeitsweise 
gelten die §§ 25 bis 33 des Gesetzes über die Verwal-
tung und Vertretung des Kirchenvermögens im Bistum 
Mainz (KVVG). 

Dritter Teil 
Der kirchliche Zweckverband 

§ 4 Errichtung; Erweiterung, Auflösung, Ausscheiden 
von Mitgliedern; geltendes Recht 

(1)	 Kirchliche juristische Personen des öffentlichen 
Rechts können durch den Diözesanbischof zu einem 
kirchlichen Zweckverband zusammengeschlossen wer-
den, um eine oder mehrere bestimmte öffentlich-recht-
liche Aufgaben dauerhaft gemeinsam wahrzunehmen. 

(2)	 Der kirchliche Zweckverband kann durch den 
Diözesanbischof nach Anhörung der Mitglieder des 
kirchlichen Zweckverbandes durch die Aufnahme 
anderer kirchlicher juristischer Personen des öffentli-
chen Rechts erweitert werden. Das Gleiche gilt für das 
Ausscheiden von Mitgliedern aus dem Zweckverband 
oder die Auflösung desselben. 

(3)	 Maßnahmen nach Absatz 2, der Erlass und die 
Änderung der Satzung sowie die Auflösung des kirch-
lichen Zweckverbandes werden durch Dekret des Di-
özesanbischofs bestimmt und bekannt gemacht. Im 
Übrigen finden die §§ 25 bis 33 des Gesetzes über die 
Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens im 
Bistum Mainz (KVVG) über Kirchengemeindeverbän-
de entsprechende Anwendung, soweit dieses Gesetz 
oder eine auf Grund dieses Gesetzes erlassene Satzung 
nichts anderes bestimmen. 

§ 5 Satzung 

(1)	 Die Rechtsverhältnisse des kirchlichen Zweckver-
bandes sind durch die Satzung näher zu regeln, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
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(2) 	 Die Satzung muss Regelungen enthalten über 
-	 den Namen und den Sitz des Zweckverbandes, 
- 	 seinen Zweck, 
- 	 seine Aufgaben, 
- 	 seine Vertretung, 
- 	 seine finanzielle Ausstattung, insbesondere die 

Kostenerstattung (§ 6), 
- 	 die bischöfliche Aufsicht 
- 	 die Geltung der Grundordnung. 

§ 6 Kostenerstattung 

(1)	 Der kirchliche Zweckverband kann von seinen 
Mitgliedern für die Erfüllung der übertragenen Aufga-
ben Kostenerstattung verlangen. 

(2) 	 Die Kostenerstattung darf höchstens so bemessen 
sein, dass der nach den Grundsätzen einer ordnungs-
mäßigen Wirtschaftsführung berechnete Aufwand ge-
deckt wird. 

§ 7 Vertretung; Mitglieder; Vorsitzender 

(1) 	 Der kirchliche Zweckverband wird durch einen 
Verbandsvorstand verwaltet und vertreten. 

(2) 	 Die Gesamtanzahl der Mitglieder und die Zusam-
mensetzung der Verbandsvertretung ergeben sich aus 
der Verbandssatzung. 

(3) 	 Der Vorsitzende des kirchlichen Zweckverbandes 
wird vom Diözesanbischof ernannt und abberufen, so-
weit die Satzung keine andere Regelung enthält. 

(4) 	 In der Satzung können konkretisierende und er-
gänzende Bestimmungen zur Vertretung des Zweck-
verbandes und seinen Gremien getroffen werden.

Vierter Teil 
Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung, 

Arbeitsgemeinschaften 

§ 8 Anwendungsbereich 

Werden von kirchlichen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts öffentlich-rechtliche Aufgaben dau-
erhaft gemeinsam wahrgenommen, ohne dass Rechte 
und Pflichten auf einen Verband nach dem zweiten 
und dritten Teil dieses Gesetzes übertragen werden 
oder ein solcher errichtet wird, ist die Zusammenar-
beit zwischen den Beteiligten durch öffentlich-rechtli-
che Vereinbarung zu regeln. 

§ 9 Inhalt 

(1) 	 In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind 
Bestimmungen über die gemeinsam wahrzunehmen-
den öffentlich-rechtlichen Aufgaben, die Art und Wei-
se der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung sowie 

über deren Finanzierung zu treffen. 

(2) 	 Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung soll die 
Dauer der Zusammenarbeitet bestimmen. Sie muss be-
stimmen, unter welchen Voraussetzungen, in welcher 
Form und mit welchen Rechtsfolgen sie gekündigt 
werden kann. 

§ 10 Wirksamkeitsvoraussetzungen 

(1) 	 Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung bedarf der 
Schriftform. 

(2) 	 Eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung im Sinne 
des § 9 bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung 
des Bischöflichen Ordinariates. 

(3) 	 Die vorstehenden Absätze gelten auch für die 
Änderung und Aufhebung der öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung. 

§ 11 Arbeitsgemeinschaften 

(1) 	 Kirchliche juristische Personen des öffentlichen 
Rechts können durch öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung eine nicht rechtsfähige Arbeitsgemeinschaft bil-
den, die gemeinsame öffentlich-rechtliche Aufgaben 
wahrnimmt. 

(2) 	 Die Arbeitsgemeinschaft dient insbesondere 
dazu, das Tätigwerden von ortskirchlichen Einrich-
tungen gemeinsam zu planen und aufeinander abzu-
stimmen sowie bei Wahrung der spezifisch kirchlichen 
Anforderungen die wirtschaftliche sowie zweckmäßi-
ge Erfüllung der vereinbarten Aufgaben gemeinsam 
sicherzustellen.

(3) 	 Durch die Beteiligung an einer Arbeitsgemein-
schaft werden die Rechte und Pflichten der Beteiligten 
als Träger im Hinblick auf die eigenen Aufgaben und 
Befugnisse gegenüber Dritten nicht berührt, sondern 
es wird die Planung und Durchführung der jeweils ei-
genen Aufgaben im vereinbarten Umfang gemeinsam 
wahrgenommen. 

(4) 	 In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung sind 
die gemeinsamen Aufgaben der Beteiligten, die Art 
und Weise der Planung und Durchführung sowie die 
Deckung des Finanzbedarfs zu regeln. 

(5) 	 Darüber hinaus kann vereinbart werden, dass die 
Beteiligten an Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft ge-
bunden sind, wenn die zuständigen Organe aller Be-
teiligten diesen Beschlüssen zugestimmt haben. Ferner 
kann vereinbart werden, dass die Beteiligten an Be-
schlüsse über Angelegenheiten der Geschäftsführung 
und des Finanzbedarfs, Verfahrensfragen und den 
Erlass von Richtlinien für die Planung und Durchfüh-
rung einzelner gemeinsamer Aufgaben gebunden sind.
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Fünfter Teil 
Angeordnete Zusammenarbeit 

§ 12 Juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
vorbehaltene Leistungen 

(1) 	 Durch bischöfliches Gesetz kann bestimmt wer-
den, dass für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben einer 
kirchlichen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
bestimmte Leistungen ausschließlich von einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts erbracht werden 
dürfen. 

(2) 	 Die Inanspruchnahme der Dienstleistungen nach 
Absatz 1 hat entweder durch Anordnung des Bi-
schöflichen Ordinariates oder aufgrund einer öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung zu erfolgen. Die Form 
der Inanspruchnahme ist in dem Kirchengesetz zu re-
geln, das die Leistung juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts vorbehält. 

§ 13 Anordnung von Zusammenarbeit zum Erhalt 
kirchlicher Infrastruktur. 

(1) 	 Durch bischöfliches Gesetz können zum Erhalt 
der kirchlichen Infrastruktur für bestimmte Dienstleis-
tungen Formen der dauerhaften Zusammenarbeit (ge-
gen Kostenerstattung) angeordnet werden. Die kirch-
lichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
sind verpflichtet, diese Dienstleistungen in Anspruch 
zu nehmen. 

(2) 	 Die Inanspruchnahme der Dienstleistungen nach 
Absatz 1 hat entweder durch Anordnung des Bischöfli-
chen Ordinariates oder aufgrund einer öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung zu erfolgen. Die Form der Inan-
spruchnahme ist in dem Kirchengesetz zu regeln, das 
die Zusammenarbeit anordnet. 

Sechster Teil 
Die überdiözesane Zusammenarbeit und die 

Zusammenarbeit mit juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts anderer Religionsgemeinschaften 

sowie staatlichen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts (ökumenische und außerkirchliche 

Zusammenarbeit) 

§ 14 Formen der Zusammenarbeit 

(1) 	 Das Bistum kann mit anderen (Erz-)Bistümern 
oder anderen kirchlichen und staatlichen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts öffentlich-rechtliche 
Aufgaben dauerhaft gemeinsam wahrnehmen. 
 
(2) 	 Die Rechtsverhältnisse dieser Zusammenar-
beit regeln die Beteiligten durch öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung. 

Siebter Teil 
Schlussbestimmung 

§ 15 Ausführungsbestimmungen 

Der Generalvikar ist befugt, die zum Vollzug dieses 
Gesetzes erforderlichen Ausführungsbestimmungen 
und Verwaltungsrichtlinien zu erlassen. 

§ 16 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 01.09.2021 in Kraft. 

Mainz, den 22.07.2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

62.	 Gesetz über die Zentralisierung der 
Buchhaltung im Bistum Mainz (ZBuchG)

Präambel

Mit der Neuordnung kirchlicher Strukturen im Rah-
men des sog. Pastoralen Weges werden sich Anzahl 
und Zuschnitt der Kirchengemeinden als juristische 
Personen des öffentlichen Rechts im Bistum Mainz er-
heblich verändern. Zugleich steigen die gesetzlichen 
Anforderungen an eine einheitliche, den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechende 
Finanzbuchhaltung.

Nachdem im Bischöflichen Ordinariat als der zentralen 
Verwaltungsbehörde des Bistums bereits im Jahre 2012 
auf die doppelte Buchführung in Konten (Doppik) um-
gestellt wurde und andere öffentlich-rechtliche kirchli-
che juristische Personen im Bistum Mainz bereits zen-
tral im Bischöflichen Ordinariat gebucht werden, wird 
zur Herstellung von Transparenz und Vergleichbarkeit 
auch die Buchführung für die Kirchengemeinden und 
die in § 1 genannten Kirchlichen Stiftungen vollständig 
auf Doppik umgestellt. 

Dazu wird die Organisation der Finanzverwaltung 
neu geordnet und, soweit noch nicht geschehen, voll-
ständig in das Bischöfliche Ordinariat überführt. 

Dieses Gesetz dient unter Beachtung kirchlicher Spe-
zifika der einheitlichen kirchlichen Aufgabenerfüllung, 
dem effektiven und sorgsamen Umgang mit Kirchen-
steuermitteln, der Sicherstellung einheitlicher Stan-
dards sowie der Wahrnehmung der Aufsicht. 
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§ 1 Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für folgende Rechtssubjekte auf dem 
Gebiet des Bistums Mainz
1.	 das Bistum,
2.	 die Kirchengemeinden 
3.	 die Filialkirchengemeinden, soweit diese eigene 

Rechtspersönlichkeit aufweisen,
4.	 die aus Kirchengemeinden gebildeten Verbände 

einschließlich Zweckverbände,
5.	 die Kirchlichen Stiftungen, die der Verwaltung 

ortskirchlicher Organe unterstellt sind,
6.	 die Domkirche St. Martin,
7.	 das Domkapitel nebst der Bischöflichen Dotation,
8.	 den Bischöflichen Stuhl,
soweit nicht durch den Bischof etwas anderes geregelt 
ist. Die Rechte der Inhaber kirchlicher Stellen an dem 
zu ihrer Besoldung bestimmten Vermögen bleiben 
unberührt. Ebenso unberührt bleiben die Rechte des 
Domkapitels.

§ 2 Zentrale Buchhaltung im Bischöflichen Ordinariat

(1) 	 Für die in § 1 genannten Rechtssubjekte wird das 
Buchhaltungswesen im Bischöflichen Ordinariat zen-
tralisiert und dort einheitlich als kirchliche Stelle im 
Sinne von § 2 Abs. 4 KVVG durchgeführt. 

(2) Aufgaben des zentralen Buchhaltungswesens sind 
sämtliche notwendige Tätigkeiten, die eine ordnungs-
gemäße Buchhaltung, vorbereitende Jahresabschluss-
arbeiten und eine steuerliche Abwicklung sicherstel-
len, insbesondere
1.	 die Durchführung der Debitoren- und 

Kreditorenbuchhaltung,
2.	 die Durchführung der Anlagebuchhaltung
3.	 die Durchführung des Zahlungsverkehrs,
4.	 die Durchführung der Hauptbuchhaltung und al-

ler weiteren Nebenbuchhaltungen, 
5.	 die buchhalterische Vorbereitung des 

Jahresabschlusses,
6.	 die Vorbereitung der USt-Voranmeldungen und
7.	 die Vorbereitung der Steuererklärungen.

§ 3 Pflicht zur Inanspruchnahme der zentralen 
Buchhaltung

(1)	 Die in § 1 genannten juristischen Personen sind 
verpflichtet, die in § 2 Abs. 2 genannten Aufgaben zu 
einem vom Bischöflichen Ordinariat festzulegenden 
Zeitpunkt, spätestens jedoch ab 01.01.2023, durch die 
Zentrale Buchhaltung im Bischöflichen Ordinariat aus-
führen zu lassen. Zu diesem Zweck sind dem Bischöf-
lichen Ordinariat sämtliche Informationen und Daten 
zur vollständigen und wahrheitsgemäßen Erfassung 
von Forderungen, Verbindlichkeiten und Vermögen 
zu übergeben. Dazu gehören insbesondere alle An-
gaben zu Bankkonten, Kassen, Depots sowie Unterla-
gen, aus denen sich eine vertragliche oder gesetzliche 

Forderung oder Verbindlichkeit ergibt. Dies betrifft 
auch das unbewegliche Vermögen einschließlich Ein-
tragungen im Baulastenverzeichnis.

(2)	 Der Zeitpunkt gemäß Absatz 1 Satz 1 und die 
Frist, innerhalb derer die nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 
bestehenden Verpflichtungen zu erfüllen sind, werden 
durch unanfechtbaren Bescheid des Bischöflichen Or-
dinariats festgesetzt. 

(3)	 Den in § 1 genannten Rechtssubjekten ist es ab 
dem im Bescheid festgesetzten Zeitpunkt, spätestens 
jedoch ab 01.01.2023 nicht gestattet, die Buchhaltung 
selbst oder durch andere als das Bischöfliche Ordinari-
at durchführen zu lassen.

(4)	 Mit Übernahme der Aufgaben nach § 2 Abs. 2 
durch das Bischöfliche Ordinariat, spätestens jedoch 
ab 01.01.2023, haben die in § 1 genannten juristischen 
Personen die Verpflichtung, dem Bischöflichen Or-
dinariat unaufgefordert und fortlaufend sämtliche 
Informationen und Daten zur Verfügung zu stellen, 
um eine vollständige und wahrheitsgemäße Buchfüh-
rung zu gewährleisten. Absatz 1 Sätze 2 bis 4 gelten 
entsprechend.

§ 4 Pflicht zur Inanspruchnahme der dezentralen 
Verwaltungsstellen des Bischöflichen Ordinariates

(1)	 Im Zuge der Zentralisierung des Buchhaltungs-
wesens im Bischöflichen Ordinariat im Sinne der §§ 2 
und 3 dieses Gesetzes sind die in § 1 Nr. 2 bis 5 genann-
ten Rechtssubjekte verpflichtet, die für sie zuständige 
dezentrale Verwaltungsstelle des Bischöflichen Ordi-
nariates zur Unterstützung bei der ordnungsgemäßen 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Verpflichtungen, insbe-
sondere nach dem Kirchenvermögensverwaltungsge-
setz, in Anspruch zu nehmen. § 3 Absätze 2 und 3 gel-
ten sinngemäß.

(2)	 Aufgaben der dezentralen Verwaltungsstellen 
sind insbesondere
1.	 Erstellung des Entwurfs der jährlichen 

Wirtschaftspläne,
2.	 Vorbereitung der Jahresabschlüsse zur Beratung 

und Beschlussfassung durch den Kirchenverwal-
tungsrat, soweit nicht Aufgaben der zentralen 
Buchhaltung nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 betroffen sind, 

3.	 Planung und Überwachung der Liquidität,
4.	 Unterstützung bei der Bearbeitung von Miet-, 

Pacht- und Erbbaurechtsverfahren,
5.	 Unterstützung bei der kaufmännischen Abwick-

lung von Baumaßnahmen, insbesondere nach der 
Baumaßnahmenordnung des Bistums Mainz,

6.	 Unterstützung bei kaufmännischen Arbeiten für 
rechtlich unselbständige Einrichtungen der Kir-
chengemeinden, sofern nicht eine andere Zustän-
digkeit besteht,
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7.	 Unterstützung bei allgemeinem wirtschaftlichem 
Handeln.

Die unter Nr. 1 bis 6 aufgeführten Aufgaben sind 
zwingend von den dezentralen Verwaltungsstellen 
wahrzunehmen. 

(3)	 Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger haben 
mit den dezentralen Verwaltungsstellen kooperativ 
zusammen zu arbeiten und dabei ehrenamtliches En-
gagement besonders zu fördern und einzubinden. 
Mit Übernahme der Aufgaben nach Absatz 2, spätes-
tens jedoch ab 01.01.2023, haben die in Absatz 1 ge-
nannten juristischen Personen die Verpflichtung, den 
dezentralen Verwaltungsstellen im Bischöflichen Ordi-
nariat unaufgefordert und fortlaufend sämtliche Infor-
mationen und Daten zur Wahrnehmung der in Absatz 
2 genannten Aufgaben zur Verfügung zu stellen.

§ 5 Unentgeltlichkeit

Die durch das Bischöfliche Ordinariat erbrachten Leis-
tungen nach diesem Gesetz erfolgen unentgeltlich. Es 
werden keine Gebühren erhoben.

§ 6 Wegfall von Rendanturen und Aufgaben der 
Kirchenrechner

(1) 	 Zu den im Bescheid gemäß § 3 und § 4 genannten 
Zeitpunkten ist die entsprechende Tätigkeit des Kir-
chenrechners weggefallen. 

(2) 	 Die Tätigkeiten der jeweiligen Rendantur fallen 
weg, sobald der vollständige Übergang ihrer Aufgaben 
auf die zentrale Buchhaltung und die dezentrale Ver-
waltungsstelle erfolgt ist.

§ 7 Ausführungsbestimmungen

Der Generalvikar wird ermächtigt, Ausführungsbe-
stimmungen zu erlassen.

§ 8 Inkrafttreten

(1) 	 Das Gesetz tritt am 01.09.2021 in Kraft.

(2)	 Die Rendanturverordnung vom 02.05.2003 (KA 
5/2003) in der Fassung vom 26.11.2013 (KA 1/2014) tritt 
mit Ablauf des 31.12.2022 außer Kraft. 

Mainz, den 22.07.2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

63.	 Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker 
und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst 

Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürfti-
ger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäf-
tigte im kirchlichen Dienst vom 5. Dezember 2019, 
veröffentlich im Kirchlichen Amtsblatt der Diözese 
Mainz Nr. 14 vom 12. Dezember 2019, regelt, dass die 
Förderungswürdigkeit von kirchlichen Rechtsträgern 
zukünftig nur anerkannt werden soll, wenn die Inter-
ventionsordnung bis zum 30. Juni 2021 verbindlich in 
das Statut des Rechtsträgers übernommen wurde oder 
gleichwertige eigene Regelungen für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch erlassen wurden.

Auf Empfehlung der Deutschen Bischofskonferenz 
wird die Frist bis zum 31.12.2021 verlängert. 

Mainz, 14. Juli 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

64.	 Änderung der Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids

Der Ständige Rat hat am 26. April 2021 eine Änderung 
der Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des 
Leids beschlossen.
Um eine bessere und zügigere Bearbeitung von Anträ-
gen zu ermöglichen, wurde in Abschnitt 4c (4) folgen-
der Satz – nach Satz 2 – eingefügt:

„Die Unabhängige Kommission kann für grund-
sätzlich geklärte Fallkonstellationen einstimmige 
Entscheidungen durch mindestens drei Mitglieder in 
ihrer Geschäftsordnung regeln.“

Diese Änderung ist hiermit in Kraft gesetzt.

Mainz, 14. Juli 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz
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65.	 Ordnung für die Ständigen Diakone im Bistum 
Mainz 

Diese Ordnung wurde erstellt auf der Grundlage der 
„Rahmenordnung für Ständige Diakone in den Bistü-
mern der Bundesrepublik Deutschland“ der deutschen 
Bischofskonferenz vom 19. Mai 2015 (vgl. „Die deut-
schen Bischöfe“, Nr. 101)

Die Bestimmungen der Rahmenordnung wurden 
zum Teil wörtlich übernommen, ohne sie jeweils zu 
kennzeichnen.

1.	 Das Dienstamt des Diakons 

1.1
Das kirchliche Amt vollzieht in seiner dreifachen Aus-
formung von Episkopat, Presbyterat und Diakonat 
öffentlich im Namen Christi den Auftrag der Verkün-
digung des Gotteswortes, der Heiligung der Gläubi-
gen und des Dienstes an den Menschen. Bischöfen, 
Priestern und Diakonen ist es aufgegeben, in amtlicher 
Vollmacht durch ihr Wort und ihr Tun den Herrn zu 
vergegenwärtigen, der „gekommen ist, nicht um sich 
bedienen zu lassen, sondern um zu dienen“ (Mk 10,45), 
und der alle zum Dienen berufen hat.

Mit dem Priester gilt der Diakon seit alters her als Hel-
fer des Bischofs (vgl. Lumen gentium 20).

Die Bestellung zum Diakonat erfolgt durch die Spen-
dung des Weihesakramentes. Gebet und Handaufle-
gung des Bischofs verleihen dem Diakon eine Gabe 
des Geistes, die zur Gnade von Taufe und Firmung 
hinzukommt. 

Nach den geltenden kirchlichen Bestimmungen kön-
nen zur Diakonenweihe nur Männer zugelassen 
werden.

1.2
Seinen spezifischen Dienst nimmt der Diakon kraft 
des Weihesakramentes in amtlicher Sendung und Voll-
macht wahr.

Innerhalb der einen Sendung des kirchlichen Amtes 
kommt es ihm vor allem zu, die Liebe Christi zu denen 
hinzutragen, die einer Hilfe besonders bedürfen (Di-
akonie). Seine Aufgabe ist es, in der Gemeinde diako-
nische Dienste zu tun und anzuregen und Menschen 
dafür zu gewinnen und heranzubilden. 

Seine Dienste zielen insgesamt darauf, in der ganzen 
Gemeinde den Sinn für die Diaconia Christi zu wecken 
und wachzuhalten.

Im Rahmen seines katechumenalen und missionari-
schen Dienstes sorgt er sich um geeignete vorgemeind-
liche Strukturen. Selbst in der Gemeinde stehend, hat 

er eine vorbereitende, vermittelnde, auf die Mitte der 
Gemeinde hinführende Aufgabe (Brückenfunktion). 
Sein Platz ist zugleich in der Mitte der Gemeinde und 
dort, wo Gemeinde noch nicht oder nicht mehr ist.

Seine Aufgaben werden ihm vom Bischof übertragen. 
Sie sind in Gemeinschaft mit ihm und dem Presbyte-
rium auszuüben (Sacrum diaconatus ordinem 22/23). 
Für seinen Gemeindedienst ist der Diakon dem Pries-
ter verantwortlich, der am betreffenden Ort die Lei-
tung der Seelsorge hat; für eigenständig wahrzuneh-
mende Aufgabenbereiche, die ihm auf anderer Ebene 
übertragen werden, ist er dem jeweiligen Träger des 
Leitungsamtes verantwortlich.

1.3
Die Einheit des kirchlichen Amtes muss im Dienst des 
Diakons ihren Ausdruck darin finden, dass er jeweils 
in allen drei Grunddiensten tätig ist: der Diakonie, der 
Verkündigung und der Liturgie. In seinem liturgischen 
und sakramentalen Dienst wird sichtbar, dass Gottes-
dienst und Dienst an den Menschen zusammengehö-
ren. Die Tätigkeit des Diakons kann daher nicht auf 
eine einzelne Aufgabe eingeengt werden. Dies muss 
bei der Prüfung der Berufung und bei der Ausbildung 
berücksichtigt werden.

Als Amtsträger weiß der Diakon sich der ganzen Ge-
meinde und der Kirche verpflichtet. Er arbeitet eng mit 
allen im pastoralen Dienst Tätigen zusammen.

1.4
Der Diakonat kann hauptberuflich oder in Verbindung 
mit einem Zivilberuf ausgeübt werden. Die kirchli-
che Stellung des hauptberuflichen Diakons wie des 
Diakons mit Zivilberuf wird durch die Bezeichnung 
„Ständiger Diakon“ zum Ausdruck gebracht.

2. 	 Der Auftrag des Diakons 

2.1
Die konkreten Aufgaben, die der Diakon wahrnehmen 
soll, werden in Absprache festgelegt und in einer Stel-
lenbeschreibung umschrieben. Sie richten sich nach 
den sozialpastoralen Anliegen, den konkreten pastora-
len Strukturen und Erfordernissen und nach der Aus-
bildung und Eignung des Diakons.

2.1.1
Durch seinen diakonischen Dienst soll der Diakon in 
amtlicher Vollmacht und Sendung den Bedürftigen an 
Leib und Seele die Liebe Christi bezeugen.

Zu diesem Auftrag gehören u.a. folgende Aufgaben:

Öffnung der Gemeinde für die Anliegen, Anfragen 
und Nöte der Menschen; 
-	 Anregung und Weckung diakonischer Dienste; 
-	 Werbung und Ausbildung von Mitarbeitenden; 
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-	 Sorge für Menschen in Sondersituationen wie 
Kranke, Behinderte, Vereinsamte, Aussiedler, 
Neubürger, Ausländer; 

-	 Hilfe in sozialen Problemsituationen; 
-	 Sorge für Menschen am Rande der Gesellschaft 

und Kirche; 
-	 Kooperation mit kirchlichen und kommunalen 

Einrichtungen im Bereich der Caritas und des 
Sozialwesens

-	 Bildung von Gruppen und Zellen geschwisterli-
cher Gemeinschaft und Mitwirkung, dass sich aus 
ihnen Gemeinde aufbaut; 

-	 Hinführung von Einzelnen, Gruppen und vorge-
meindlichen Strukturen zur Mitte der Gemeinde; 

-	 Unterstützung und Förderung katholischer 
Verbandsarbeit.

2.1.2
Durch seinen Dienst am Wort soll der Diakon die Ge-
meindemitglieder im Glauben stärken, sie zur Erfah-
rung des Glaubens hinführen und zum Zeugnis des 
Glaubens ermutigen.

Zu diesem Auftrag gehören u.a. folgende Aufgaben: 
-	 Glaubenszeugnis und Glaubensgespräche mit 

Einzelnen und in Gruppen, besonders mit Men-
schen in geistlicher und materieller Not; 

-	 Milieuseelsorge, etwa am Arbeitsplatz, unter 
Zielgruppen; 

-	 Ansprache bei Wortgottesdiensten und Kasualien; 
-	 Predigt in der Eucharistiefeier; 
-	 Mitwirkung in der Gemeindekatechese; 
-	 Befähigung von Eltern und anderen Erwachsenen 

zur Einführung der Kinder in den Glauben; 
-	 ggf. Erteilung von schulischem Religionsunter-

richt unter Beachtung der dafür notwendigen 
Voraussetzungen.

2.1.3
Durch seinen Dienst in der Liturgie, insbesondere bei 
der Eucharistiefeier, verdeutlicht der Diakon, dass 
Gottesdienst und diakonischer Dienst eine untrennba-
re Einheit bilden und dass die Diakonie ein Wesens- 
element des Amtes und der Grundzug christlichen Ge-
meindelebens ist.

Im Bereich der Liturgie obliegen dem Diakon folgende 
Aufgaben: 
-	 Assistenz in der Eucharistiefeier und Austeilung 

der heiligen Kommunion;
-	 Krankenkommunion; 
-	 Spendung der feierlichen Taufe; Assistenz bei 

Eheschließungen; 
-	 Leitung der Begräbnisfeier; 
-	 Spendung von Sakramentalien; 
-	 Leitung von Wort-Gottes-Feiern. 

Der Diakon wirkt mit bei der Vorbereitung und Ge-
staltung, sowie bei der Heranbildung von beruflichen 

und ehrenamtlichen Mitarbeitenden für Gottesdienste.

2.2
Der ständige Diakon kann hauptberuflich und mit 
Zivilberuf tätig sein. Er kann tätig sein im Gemeinde-
dienst und in der kategorialen Seelsorge.

2.2.1
Der hauptberufliche Diakon im Gemeindedienst ist in 
der Regel in der Pfarrei tätig. 

Der Diakon kann in der Pfarrei regionale oder sachbe-
zogene (kategoriale) Aufgaben übernehmen.

In diesen Wohn- bzw. Sachgebieten soll er selbstän-
dig arbeiten können, ist aber dem zuständigen Pfarrer 
verantwortlich.

Er kann und wird in vielen Fällen Ansprechpartner für 
bestimmte Gruppen sein. Ggf. können ihm besondere 
Bereiche zur selbständigen Leitung anvertraut werden.

2.2.2
Der hauptberufliche Diakon kann auch in der katego-
rialen Seelsorge tätig sein. Seine seelsorgliche Tätigkeit 
ist dann dem sakramentalen Dienst eines Priesters 
zugeordnet.

Er soll in diesem Aufgabenbereich selbständig arbei-
ten können, ist aber dem jeweiligen Träger der Leitung 
verantwortlich.

Für den Diakon in der kategorialen Seelsorge ist es 
wichtig, dass er in einer Gemeinde in den anderen 
Grunddiensten eines Diakons tätig ist.

2.2.3
Dem Diakon mit Zivilberuf ist es in besonderer Weise 
aufgegeben, in der beruflichen und gesellschaftlichen 
Welt die Diaconia Christi durch Leben und Wort zu 
bezeugen.

Dazu werden ihm einzelne pastorale Aufgaben aus 
den Bereichen der Diakonie, der Verkündigung und 
der Liturgie übertragen.

Diese Aufgaben nimmt er selbständig wahr, ist jedoch 
im Gemeindedienst dem Pfarrer und im kategoria-
len Dienst dem jeweiligen Träger des Leitungsamtes 
verantwortlich.

Der Diakon mit Zivilberuf kann seinen Hauptberuf im 
zivilen Leben oder im kirchlichen Dienst haben.

3. 	 Voraussetzungen für den Dienst 

Für den Dienst als Diakon müssen bestimmte religiöse 
und kirchliche, menschliche und fachliche Vorausset-
zungen gegeben sein.
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3.1
Religiöse und kirchliche Voraussetzungen sind: 
-	 Persönliche Gläubigkeit; 
-	 Bereitschaft zur Nachfolge Jesu; 
-	 Übereinstimmung mit der Glaubenslehre und der 

Lebensordnung der katholischen Kirche;
-	 aktive Teilnahme am Leben einer Gemeinde; 
-	 Bereitschaft zum täglichen Gebet, 
-	 Teilnahme am Stundengebet der Kirche (ver-

pflichtend Laudes und Vesper), 
-	 regelmäßige Schriftlesung, 
-	 häufige Mitfeier der Eucharistie, auch an 

Werktagen, 
-	 regelmäßiger Empfang des Bußsakramentes; 
-	 Bemühen um religiöses Familienleben; 
-	 Erfahrung in ehrenamtlichen pastoralen und dia-

konischen Aufgaben; 
-	 Bereitschaft, sich von Christus durch die Kirche 

endgültig in Dienst nehmen zu lassen.

3.2	 Menschliche Voraussetzungen sind; 
-	 die für den Diakonat erforderliche körperliche 

und seelische Gesundheit; 
-	 bei Verheirateten Bewährung in Ehe und Familie; 
-	 Berufsbewährung; 
-	 Bereitschaft und Fähigkeit, auf leibliche und seeli-

sche Nöte der Mitmenschen zuzugehen; 
-	 Urteilskraft; 
-	 Fähigkeit zur Wahrnehmung eigener 

Verantwortung; 
-	 Bereitschaft zu einem einfachen Lebensstil; 
-	 Bereitschaft und Fähigkeit zur Zusammenarbeit.

3.3
Die regelmäßige aktive Teilnahme am Leben des Dia-
konatskreises, mindestens über eine Zeit von 3 Jahren 
ist wesentliche Voraussetzung. Im Einzelfall (z. B. vor-
heriges Noviziat) kann diese Zeit auf 2 Jahre verkürzt 
werden.

3.4
Die Voraussetzungen bezüglich der Ausbildung sind 
in der Regel mittlere Reife, eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung und der erfolgreiche Abschluss der in 
dieser Ordnung festgelegten theologischen und pasto-
ralen Studien.

3.5
Nach den Bestimmungen des kirchlichen Rechts gelten 
für die Aufnahme in den Diakonat folgende Vorausset-
zungen: Verheiratete Bewerber müssen zur Weihe min-
destens 35 Jahre alt sein. Der Bischof kann in Einzel-
fällen das Weihealter um 12 Monate herabsetzen. Evtl. 
kann eine weitere Dispens vom Papst erbeten werden.

Für unverheiratete Bewerber, die sich zum Zölibat, der 
Ehelosigkeit um des Reiches Gottes willen verpflich-
ten, ist das Mindestalter auf 25 Jahre festgelegt.

Die obere Altersgrenze für den Empfang der Weihe ist 
in der Regel für hauptberufliche Diakone 45, für Dia-
kone mit Zivilberuf 55 Jahre.

Der Eintritt des Diakons mit Zivilberuf in den Ruhe-
stand erfolgt grundsätzlich zum 1. des Monats, der auf 
die Vollendung des 65. Lebensjahres folgt. Endet die 
Tätigkeit im Zivilberuf, ist die Vereinbarung über die 
pastorale Tätigkeit zu prüfen.

Danach kann der Diakon auf Antrag bis zur Vollen-
dung des 70. Lebensjahres, auf erneuten Antrag längs-
tens bis zur Vollendung des 75. Lebensjahres ein Dekret 
als „Diakon mit Pastoralauftrag“ erhalten. Er erhält 
weiterhin die vorgesehene Aufwandsentschädigung.

Der Diakon im Hauptberuf wird bei Erreichung des 
gesetzlichen Rentenalters aus dem hauptberuflichen 
Dienst des Bistums verabschiedet. Auf Antrag kann 
er bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres, auf er-
neuten Antrag längstens bis zur Vollendung des 75. 
Lebensjahres ein Dekret als „Diakon mit Pastoralauf-
trag“ erhalten. Für den Zeitraum dieses Auftrags er-
hält er die für die Diakone mit Zivilberuf vorgesehene 
Aufwandsentschädigung.

Endet das Dekret, kann ein Diakon auch ohne Dekret 
im Auftrag des zuständigen Pfarrers bzw. des/der zu-
ständigen verantwortlichen Seelsorgers/Seelsorgerin 
weiterhin diakonale Dienste ausüben. Für ihn gilt die 
Regelung zur Aushilfsvergütung in der jeweils gel-
tenden Fassung. Für diese Dienste kann er weiterhin 
Wegstreckenentschädigung im Rahmen der jeweils 
geltenden Ordnung beantragen. 

3.6
Voraussetzung für die Weihe Verheirateter ist das 
schriftliche Einverständnis der Ehefrau. Es ist not-
wendig, dass sie den Dienst des Diakons bejaht und 
nach Kräften mitträgt. Im Übrigen gelten die „Richtli-
nien über persönliche Anforderungen an Diakone und 
Laien im pastoralen Dienst im Hinblick auf Ehe und 
Familie“ vom 28. September 1995 (vgl. „Die deutschen 
Bischöfe“, Nr. 55, bzw. Nr. 63).

4. 	 Struktur und Organe des Diakonats

4.1 	 Der Bischöfliche Beauftragte
Der Bischof ernennt einen Beauftragten für den Ständi-
gen Diakonat. Dieser nimmt als Referent im Dezernat 
„Personal“ sowie im Kontakt mit dem Diakonenrat sei-
ne Aufgaben wahr:

Diese sind zum Beispiel:
-	 die Information über den Diakonat
-	 die Vorbereitung der Aufnahme in den 

Diakonatskreis
-	 die Vorbereitung der Zulassung zur Ausbildung
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-	 Klärung der Berufung der einzelnen Bewerber
-	 die Aus- bzw. Fortbildung der Diakonatsbewer-

ber und der Diakone
-	 er schlägt der Zulassungskommission die Bewer-

ber zur Annahme als Kandidaten und zur Admis-
sio vor

-	 er schlägt die Kandidaten dem Bischof zur Weihe 
vor

-	 er wirkt mit bei der Stellenzuweisung und der 
Stellenbeschreibung der Diakone

-	 er steht im ständigen Kontakt mit den Diakonen 
und ihren jeweiligen Vorgesetzten

-	 er hält Kontakt mit den Familien der Bewerber 
und der Diakone

-	 er vertritt zusammen mit dem Sprecher (siehe 4.4) 
das Bistum in überdiözesanen Diakonatsgremien.

4.2 	 Der Diakonenrat
Der Bischof erlässt eine „Ordnung für den Diakonen-
rat im Bistum Mainz“.1

4.3 	 Der Diakonenkreis
Alle Diakone des Bistums bilden den Diakonenkreis. 
Der Kreis ist wegen seiner Größe in Regionen unterteilt. 
Verantwortlich für den Diakonenkreis ist der Bischöf-
liche Beauftragte. Die Mitglieder einer Region treffen 
sich in der Regel wenigstens viermal im Jahr. Ziel die-
ser Zusammenkünfte sind: Erfahrungsaustausch, Ver-
tiefung des geistlichen Lebens, Fortbildung, Pflege der 
geschwisterlichen Gemeinschaft. Die Ehefrauen sollen 
in das Leben dieser Regionalkreise weitgehend einbe-
zogen werden.

Die Mitglieder jeder dieser Regionen wählen aus ihrer 
Mitte einen Sprecher für die Zeit von 4 Jahren.

4.4 	 Der Sprecher
Die Mitglieder des Diakonenkreises wählen einen 
Sprecher und dessen Stellvertreter für die Zeit von 4 
Jahren.

Zusammen mit dem Bischöflichen Beauftragten ver-
tritt der Sprecher der Diakone des Bistums in den über-
diözesanen Gremien des Diakonats (vgl. Ordnung für 
den Diakonenrat).

5. 	 Die Schritte zur Diakonenweihe

Die Schritte zur Diakonenweihe sind:
-	 die schriftliche Bewerbung
-	 die Aufnahme in den Diakonatskreis
-	 die Übertragung der Dienste Lektorat und 

Akolythat (Institutio)
-	 die Annahme durch die Zulassungskommission 

und Erteilung der Admissio
-	 die Weihe.

1	 Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz 2019 Nr.12 S. 103

5.1
Nach persönlichem Gespräch des Bewerbers, - bei Ver-
heirateten auch mit seiner Ehefrau -, mit dem Bischöf-
lichen Beauftragten erfolgt die schriftliche Bewerbung. 
Sie muss enthalten die Bitte um die Aufnahme in den 
Diakonatskreis, Darlegung der Beweggründe, bei Ver-
heirateten die schriftliche Zustimmung der Ehefrau, ei-
nen Lebenslauf, Schulzeugnisse, Berufszeugnisse und 
den ausgefüllten Personalbogen, sowie ein ärztliches 
Gesundheitszeugnis.

Der Bischöfliche Beauftragte wird beim Heimatpfarrer 
des Bewerbers ein Zeugnis einholen.

5.2
Über die Aufnahme entscheidet auf Vorschlag des Bi-
schöflichen Beauftragten die Zulassungskommission. 
Die Entscheidung fällt nach einem persönlichen Ge-
spräch mit dem Kandidaten und ggf. seiner Ehefrau. 
Diese Aufnahme in den Bewerberkreis bedeutet aber 
noch keine endgültige Annahme als Diakon durch den 
Bischof.

5.3
Die Diakonatsbewerber bilden den Diakonatskreis. Sie 
treffen sich in der Regel monatlich. Leiter ist der Bi-
schöfliche Beauftragte.

Die Zusammenkünfte des Diakonatskreises dienen:
-	 der Einführung und Einübung in das geistliche 

Leben als Diakon, 
-	 der Klärung der Berufung, 
-	 dem Austausch von Erfahrungen, 
-	 der Formung einer geschwisterlichen 

Gemeinschaft,
-	 der Hilfe bei der Ausbildung. 
-	 Jedes Treffen soll geistlich geprägt sein. Geeignete 

Formen sind: Gemeinsames Gebet, insbesondere 
Stundengebet, Meditation, Glaubens- und Schrift-
gespräche, Eucharistiefeier.

Die Ehefrauen der Bewerber sollen in geeigneter Wei-
se in die Vorbereitung ihrer Männer auf den Diakonat 
einbezogen werden.

Die neugeweihten Diakone sind nach der Weihe noch 
für etwa ein Jahr Mitglieder des Diakonatskreises.

Nach etwa einjähriger Bewährung im Diakonats-
kreis werden dem Bewerber die Dienste Lektorat und 
Akolythat übertragen. Der Bischöfliche Beauftragte 
schlägt den Bewerber der Zulassungskommission vor.

5.4
Nach einem weiteren Jahr schlägt die Zulassungskom-
mission dem Bischof die Aufnahme des Bewerbers un-
ter die Kandidaten (Admissio) vor.
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5.5
Gegen Ende der pastoralen Ausbildung bitten die Kan-
didaten in einem schriftlichen Gesuch den Bischof um 
die Diakonenweihe. Vor der Weihe muss die Ausbil-
dungsphase abgeschlossen sein. Die Heimatgemeinde 
des Kandidaten wird um eine Stellungnahme gebeten, 
gemäß Vorschrift des kirchlichen Rechts. Es folgt das 
Scrutinium durch den Bischof.

Zur Vorbereitung auf die Weihe nimmt der Kandidat, 
ggf. mit seiner Ehefrau an Weiheexerzitien teil.
Einsatzort und Tätigkeitsbereich sollen bis zur Weihe 
festgelegt sein.

6. 	 Ausbildung, Berufseinführung und Fortbildung 
des Diakons 

Die Heranbildung des Diakons gliedert sich in drei 
Phasen
-	 die Ausbildung
- 	 die Berufseinführung
- 	 die Fortbildung

Die drei wesentlichen Elemente der Bildung sind
-	 die Förderung und Entfaltung der Spiritualität 

des Diakons
- 	 die Grundlegung, Vertiefung und fortlaufende 

Ergänzung des theologischen Wissens
- 	 die Vermittlung, Einübung und Weiterentwick-

lung pastoralpraktischer Befähigungen.

In jeder Bildungsphase müssen sich Spiritualität, Theo-
logie und pastoral-praktische Bildung durchdringen 
und ergänzen. Der Bildungsprozess insgesamt wie 
auch die einzelnen Elemente der Bildung müssen auf 
den spezifischen Dienst des Diakonats hingeordnet 
sein.

Unbeschadet der Verantwortung des Bistums für die 
Bildung der Diakone sind die ständige spirituelle und 
menschliche Formung sowie die theologische und 
pastoral-praktische Aus- und Fortbildung zunächst 
auch Aufgabe der Bewerber bzw. der Diakone selbst.

6.1 	 Erste Phase: Ausbildung

Die Ausbildung wird in der Ausbildungsordnung, de-
ren Abschluss in der Prüfungsordnung geregelt.

6.1.1 Spirituelle Vorbereitung
Alle Diakonatsbewerber, künftige mit Zivilberuf und 
künftig hauptberufliche, gleich welche theologische 
Ausbildung sie haben, nehmen wenigstens 3 Jahre an 
den Zusammenkünften des Diakonatskreises teil.

Diese dienen der spirituellen Vorbereitung der Be-
werber auf den geistlichen Stand und den Dienst als 
Diakon.

6.1.2 Theologische Ausbildung
Die Bewerber können ihre theologische Ausbildung er-
fahren auf der Universität mit dem Abschluss Magis-
ter, Diplom oder Staatsexamen, einer Hochschule mit 
der Fachrichtung praktische Theologie, in der Lehrer-
ausbildung oder durch die Würzburger theologischen 
Fernkurse.

Die theologische Ausbildung muss eine Qualifikation 
erreichen, die zumindest dem erfolgreichen Abschluss 
einer Fachschulausbildung entspricht.
Diese Ausbildungsgänge werden voll anerkannt. Alle 
übrigen Bewerber studieren den theologischen Grund-
kurs und den theologischen Aufbaukurs der Würzbur-
ger Domschule. Dieses Studium der Fernkurse findet 
berufsbegleitend statt und muss durch die entspre-
chenden Prüfungen erfolgreich abgeschlossen werden.

Alle Fernkursteilnehmer nehmen verpflichtend an ei-
ner begleitenden theologischen Arbeitsgemeinschaft 
teil.

6.1.3 Pastorale Ausbildung (vgl. Ausbildungsordnung)
Pastoralreferenten und Gemeindereferenten nehmen 
am Diakonatskreis und am Pastoralkurs der Diakone 
teil. 
Alle Bewerber erfahren ihre pastorale Ausbildung be-
rufsbegleitend. Sie dauert 2 Jahre. Sie findet an Kurz-
wochenenden (Fr/Sa) und in Studienwochen statt.

Während dieser Zeit macht der Bewerber ein Gemein-
depraktikum unter Leitung eines Mentors. Dieser 
erstellt ein Gutachten (vgl. Prüfungsordnung). Pasto-
ralreferenten und Gemeindereferenten machen ihr 
Praktikum möglichst im sozialcaritativen Bereich.

Die pastorale Ausbildung wird abgeschossen durch 
die Arbeit über das caritative Projekt und mündliche 
Prüfungen. 
Jeder Bewerber sollte zunächst für einige Zeit als Dia-
kon mit Zivilberuf tätig sein, um ggf. dann zusammen 
mit der Bistumsleitung die Entscheidung über den 
hauptberuflichen Dienst treffen zu können (vgl. Nr. 7).

6.2 	 Zweite Phase: Berufseinführung
Sie umfasst die beiden ersten Berufsjahre nach der 
Weihe.

In den ersten beiden Jahren nach der Weihe wird der 
Diakon beraten und begleitet durch einen Mentor und 
den Bischöflichen Beauftragten.

Er nimmt, soweit möglich, in Absprache mit dem Bi-
schöflichen Beauftragten, an den Fortbildungsveran-
staltungen des Bistums teil. Desgleichen an den unter 
6.3 genannten Veranstaltungen.
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6.3 	 Dritte Phase: Qualifizierungsmaßnahmen
Zu den Verpflichtungen gehören:
-	 einmal im Jahr ein geistlicher Tag für alle Diakone 

des Bistums,
-	 Teilnahme an Exerzitien, mindestens jedes 3. Jahr,
-	 Teilnahme an den jeweiligen angeordneten Fort-

bildungsveranstaltungen des Bistums,
-	 Teilnahme an den Zusammenkünften der Region, 

die wenigstens viermal im Jahr stattfinden.
Die Ehefrauen der Diakone sind in der Regel und nach 
Möglichkeit zu diesen Veranstaltungen eingeladen. 
Die Veranstaltungen sind darauf abgestimmt.

7. 	 Übernahme von Ständigen Diakonen mit Zivilbe-
ruf in den hauptberuflichen Dienst

7.1 	 Das Bistum Mainz will bewährten Diakonen mit 
Zivilberuf nach der zweijährigen Einführungspha-
se und einem weiteren Jahr im pastoralen Dienst die 
Übernahme in den hauptberuflichen Dienst anbieten. 
Schon zu Beginn der zusätzlichen pastoralen Ausbil-
dung geben die Bewerber ihren Zivilberuf auf. Deshalb 
ist die Eignungsklärung vor Antritt der zusätzlichen 
Ausbildung unerlässlich. Eine intensive Personalent-
wicklung ist Voraussetzung für eine verantwortliche 
Begleitung zur Übernahme.

7.2. 	 Die zusätzliche pastorale Ausbildung findet ent-
sprechend der theologischen Qualifikation in einem der 
Pastoralkurse (Priester/PR oder GR) mit dem Ziel einer 
vertieften und berufsgruppenübergreifenden Ausbil-
dung statt. Dazu gehören entsprechend der Prüfungs-
ordnung u.a. ein Schulcurriculum, falls nicht durch die 
berufliche Tätigkeit abgedeckt ein Praktikum im cari-
tativen Bereich, begleitende Maßnahmen, Vertiefung 
von Gemeindepraktikum und Predigtausbildung. 

7.3 	 Der Bewerber stellt einen Antrag auf Übernahme 
in den hauptberuflichen Dienst an den Bischof.
Mit dem Antrag auf Übernahme legt der Bewerber fol-
gende Nachweise vor:
- 	 Bewährung im Beruf (Arbeitszeugnisse)
- 	 überdurchschnittlicher theologischer Abschluss
- 	 überdurchschnittlicher Abschluss des Pastoral-

kurses der Ständigen Diakone
- 	 Empfehlung des Pfarrers bzw. des direkten Vor-

gesetzten sowie anderer Verantwortungsträger 
aus dem bisherigen Einsatzfeld bzgl. seiner Be-
währung im pastoralen Dienst und in der persön-
lichen Lebensführung.

- 	 Auflistung der Fortbildungen nach der Weihe 
und über das Mitwirken in Leben des Diakonats 
(u.a. Studientage der Diakone, Regionaltreffen, 
Geistlicher Tag).

7.4 	 Der Bischöfliche Beauftragte führt ein Gespräch 
zur Vorbereitung seiner Stellungnahme und macht 
sich ein Bild über die in der Ordnung in 3. „Vorausset-
zungen für den Dienst“ genannten Bereiche und deren 

Entwicklung im bisherigen Dienst.
Er bittet um eine Selbsteinschätzung über Kompeten-
zen und Erfahrungen aus dem bisherigen Zivilberuf 
(z. B. Leitungskompetenz, Erfahrung in Führungsauf-
gaben, im Projektmanagement) sowie besondere Cha-
rismen und erfragt die Zustimmung der Ehefrau bzw. 
die Erfahrung im zölibatären Leben.

7.5 	 Der Bewerber wird zu einem Gespräch in die Zu-
lassungskommission eingeladen, die dem Bischof ein 
Votum vorlegt, Ziel des Gespräches ist eine Einschät-
zung zur Motivation und Eignung im Hinblick auf die 
qualitativ andere Mitarbeit im hauptberuflichen Dienst 
und die Aufgabe der bisherigen beruflichen Tätigkeit.

7.6 	 Nach der Entscheidung des Bischofs wird der Be-
werber für die Zeit der pastoralen Ausbildung (in Voll-
zeit) befristet eingestellt. Am Ende der Ausbildung ste-
hen eine Zweite Dienstprüfung und die Entscheidung 
über die unbefristete Einstellung. In der Regel wird die 
zusätzliche Ausbildung vor Ende des 55. Lebensjahres 
begonnen.

7.7 	 Die Vergütung orientiert sich an der Vergütung 
für GR bzw. PR (bei entsprechendem theologischem 
Hochschulabschluss).

8. 	 Dienstrechtliche Bestimmungen
8.1 	 Die Diakone werden durch den Empfang der 
Diakonenweihe der Teilkirche inkardiniert, für deren 
Dienst sie geweiht sind (can. 266 § 1 CIC).

Zur Sicherung der versorgungsrechtlichen Ansprüche 
der hauptberuflichen Diakone wird in der Regel ein 
Anstellungsverhältnis begründet.

Für Diakone mit Zivilberuf wird kein Anstellungsver-
hältnis begründet.

8.2 	 Nach der Weihe weist der Bischof in einem Dekret 
dem Diakon eine Stelle zu. In der zugehörigen Stellen-
beschreibung sind die Aufgaben des Diakons, in die 
drei Grunddienste gegliedert, zu umschreiben.

Beim Diakon mit Zivilberuf sind für die Auswahl der 
Stelle und für das Ausmaß zu übertragender Aufgaben 
seine berufliche Tätigkeit und seine zusätzliche Belast-
barkeit zu berücksichtigen.

Zu Beginn seiner Tätigkeit und bei einem Wechsel 
seines Dienstortes wird der Diakon in seinem Einsatz-
bereich unter Beteiligung des Bischöflichen Beauftrag-
ten in geeigneter Weise, möglichst bei sonntäglichen 
Gemeindegottesdiensten, in seinem Wirkungskreis 
eingeführt.

Der Diakon kann versetzt werden.
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Der Diakon soll nach Möglichkeit auf dem Gebiet der 
Pfarrei wohnen.

8.3 	 Der hauptberufliche Diakon hat in der Regel die 
Befähigung zur Erteilung von Religionsunterricht, 
nach Maßgabe der diözesanen Ordnung.

8.4 	 Die Mitgliedschaft in den Gremien der kirchli-
chen Mitverantwortung regelt das diözesane Recht.

Der Dienstvorgesetzte des Diakons wird im Dekret 
vom Bischof benannt.

8.5 	 Das Verfahren im Konfliktfall zwischen einem 
Diakon und seinem Vorgesetzten wird durch das Bi-
schöfliche Ordinariat geregelt.

8.6  �Das Nähere wird geregelt durch die Dienstordnung. 

Diese Ordnung tritt mit dem heutigen Tag in Kraft.

Mainz, 5. Juli 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

66.	 Prüfungsordnung für die Abschlussprüfung der 
pastoralen Ausbildung zum Ständigen Diakon

1. 	 Ziel der Prüfung 

Die bestandene Abschlussprüfung soll nachweisen, 
dass die Lerninhalte und Ziele der Ausbildung in den 
pastoral-diakonischen Bereichen erreicht worden sind. 
Diese ist Voraussetzung für die Diakonenweihe.
Sie verleiht aber keinen Anspruch auf die Weihe.

2. 	 Prüfungskommission 

2.1 	 Prüfungsvorsitzender ist der Generalvikar. Er 
kann eine/n Vertreter/in bestellen.

2.2 	 Mitglieder sind der/die Personaldezernent/in, die 
jeweiligen Fachdozenten/innen, der/die Ausbildungs-
leiter/in und der Bischöfliche Beauftragte für den Stän-
digen Diakonat.
 
2.3 	 Aufgaben des Vorsitzenden 
-	 Feststellen der vorgeschriebenen Voraussetzun-

gen und Zulassung zur Prüfung 
- 	 Festlegung des Terminplanes für die Prüfung 

2.4 	 Aufgaben der Fachdozenten 
- 	 Festlegung und Bekanntgabe des Prüfungsstoffes 

2.5 	 Über den Verlauf der Prüfung wird ein Protokoll 
angefertigt. Das Protokoll führt in der Regel der/die 
Ausbildungsleiter/in.

3. 	 Zulassung zur Prüfung 

Zur Prüfung zugelassen wird, wer: 
-	 an der pastoral-theologischen Ausbildung im 

Rahmen des Diakonatskreises teilgenommen hat,
-	 eine schriftliche Arbeit über ein diakonisches Pro-

jekt (in der Regel im Zusammenhang mit dem Ge-
meindepraktikum) vorgelegt hat und diese ange-
nommen ist,

- 	 zwei Probepredigten gehalten hat,
- 	 an den Ausbildungselementen „Liturgischer Ge-

sang“, „Caritaswissenschaften“ und „Gesprächs-
führung“ teilgenommen hat.

Der Bischöfliche Beauftragte bestätigt die aktive und 
erfolgreiche Teilnahme an den Veranstaltungen des 
Ständigen Diakonats. Der/die Ausbildungsleiterin be-
stätigt die erfolgreiche Teilnahme am Pastoralkurs. Ein 
positives Votum der Dozentenkonferenz zur Zulas-
sung liegt vor.

Der/die Mentor/in im Gemeindepraktikum legt ein 
Gutachten über das Gemeindepraktikum unter Be-
rücksichtigung der beschriebenen „Schlüsselkompe-
tenzen“ vor.

In Sonderfällen entscheidet die Zulassungskommissi-
on über die Zulassung. 

4. 	 Durchführung der Prüfung 

4.1 	 Folgende Fächer werden mündlich geprüft: 
- 	 Pastoralliturgik 
- 	 Fundamentale Katechese
- 	 Kirchenrecht 
- 	 Pastoraltheologie

Die Note in Homiletik ermittelt der/die Dozent/in 
vor allem aus der Bewertung der gehaltenen und 
eingereichten Probepredigten, der Mitarbeit bei den 
Veranstaltungen und der Bewertung des Mentors im 
Gemeindepraktikum über die dortigen Predigten des 
Kandidaten.

Im Rahmen der Prüfungen erfolgt ein gemeinsames 
Kolloquium über die sozialdiakonischen Projektarbei-
ten mit dem/der begleitenden Dozenten/in.

4.2 	 Ablauf der Prüfung 
-	 Der/die Fachdozent/in prüft in einem fünfzehn-

minütigen Kolloquium den Kandidaten. 
- 	 Die Bewertung wird auf Vorschlag des/der Do-

zenten/in von der Kommission gemeinsam fest-
gelegt und im Protokoll vermerkt.
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5. 	 Bewertung der Prüfung und Erstellung des 
Zeugnisses

5.1 	 Die Prüfung wird nach dem üblichen Noten-
schlüssel (z. B. 1,0; 1,3; 1,7 …) bewertet.

5.2 	 Die Prüfungskommission informiert den Prü-
fungskandidaten über das Ergebnis.

5.3 	 Bestanden ist die Prüfung, wenn alle Fächer mit 
mindestens „ausreichend“ (4,0) bewertet worden sind.

5.4 	 Nichtbestandene Fächer können nach angemesse-
ner Frist einmal wiederholt werden. 

5.5 	 Es wird ein Zeugnis angefertigt 
- 	 mit dem Ergebnis der einzelnen Prüfungsfächer
- 	 mit dem Titel der schriftlichen Arbeit über das di-

akonische Projekt.

Vorstehende Prüfungsordnung tritt mit dem heutigen 
Tag in Kraft. 

Mainz, 5. Juli 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

67.	 Vermittlungsausschuss der  
Bistums-KODA Mainz

Die Besetzung des Vermittlungsausschusses hat sich 
wie folgt geändert:

Vorsitzende:
Stefan Bender, Rechtsanwalt, Nieder-Olm und Matthi-
as Keil, Rechtsanwalt, Mainz

Beisitzer der Dienstgeberseite: 
1.	 Domkapitular Hans-Jürgen Eberhardt
	 Stellvertreter: Winfried Reininger
2. 	 Prof. Dr. Andreas van der Broeck
	 Stellvertreterin: Dr. Elisabeth Eicher
3. 	 Hildegard Kewes
	 Stellvertreter: Volkmar Hommel

Beisitzer der Dienstnehmerseite: 
1. 	 Gabriele Walter
	 Stellvertreter: Martin Schnersch
2.	 Elmar Frey
	 Stellvertreter: Gerardus Pellekoorne
3. 	 Ralf Scholl
	 Stellvertreterin: Ursula Platte

Die Amtszeit endet am 10.01.2023.

Verordnungen des Generalvikars

68.	 Hinweise zur Durchführung der  
Missio-Aktion 2021

Unter dem Motto „Lasst uns nicht müde werden, das 
Gute zu tun“ begehen wir am 24. Oktober den Sonntag 
der Weltmission. Die Missio-Aktion stellt Projektpart-
ner vor, die sich unermüdlich für Frieden und Versöh-
nung in Nigeria einsetzen. Gemeinsam mit ihren mus-
limischen Partnern bauen sie Brücken und zeigen, wie 
soziale Konflikte durch interreligiöse Zusammenarbeit 
gelöst werden können. 

Wege des Dialogs öffnen statt Mauern errichten
Die Corona-Pandemie hat Nigeria stark getroffen. An-
schläge und Entführungen machen Angst und schüren 
Misstrauen. Nur selten werden Täter gefasst und zur 
Rechenschaft gezogen. Der Staat lässt viele Menschen 
mit ihren Sorgen allein. In dieser angespannten Lage 
suchen die Kirchen den Dialog mit allen Menschen gu-
ten Willens. Vielfältige Initiativen setzen Zeichen und 
tragen dazu bei, die verwundete Gesellschaft wieder-
aufzubauen. Das Plakatmotiv zeigt Erzbischof Ignatius 
Kaigama im freundschaftlichen Gespräch mit einem 
muslimischen Würdenträger, dem Emir von Wase, 
und zwei Frauen der interreligiösen Fraueninitiative 
Women’s Interfaith Council. Sie alle schaffen Vertrau-
en dort, wo Glaube und Religion für politische Zwe-
cke manipuliert und missbraucht werden, und zeigen, 
dass ein friedliches Miteinander möglich ist. 

Eröffnung der Missio-Aktion
Die bundesweite Missio-Aktion 2021 startet voraus-
sichtlich mit einem Festwochenende vom 2. bis 3. 
Oktober im Bistum Essen. In einem feierlichen Pon-
tifikalamt eröffnet Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck 
zusammen mit Gästen aus Nigeria am Sonntag (3.10.) 
offiziell den Monat der Weltmission.

Missio-Aktion in den Gemeinden
-	 Im August wird die Informationsmappe zum 

Weltmissionssonntag an alle Pfarrgemeinden 
geschickt. 

-	 Anfang September folgt der Versand der bestell-
ten Materialpakete. 

-	 Das Plakat wird bestimmt von zwei Händen, in 
denen Missio-Partnerinnen und Partner zu sehen 
sind. Sie setzen sich unermüdlich für Verständi-
gung und gegenseitige Wertschätzung ein. Beson-
ders in Krisenzeiten sind sie Trostspender und 
Hoffnungsbringer. Bitte hängen Sie das Plakat gut 
sichtbar in Ihrer Gemeinde aus. 

Missio-Kollekte am 24. Oktober
Die Missio-Kollekte findet am Sonntag der Weltmis-
sion, dem 24. Oktober 2021, in allen Gottesdiensten 
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(auch am Vorabend) statt. Das jeweilige Generalvika-
riat überweist die Spenden, einschließlich der später 
eingegangenen, an die Missio-Werke. Auf ausdrück-
lichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte zeitnah 
und ohne jeden Abzug von den Gemeinden über die 
Bistumskassen an Missio weitergeleitet werden. Eine 
pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, z. B. 
für Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. Missio ist 
den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. So-
bald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es der 
Gemeinde mit einem herzlichen Dank bekannt gege-
ben werden.

Informationen und Kontakt
Weitere Informationen und Materialien sowie Veran-
staltungshinweise finden Sie auf www.missio-hilft.de/
wms. 
Fragen zum Monat der Weltmission in den Diözesen 
beantwortet gerne die Bildungsabteilung wie Missio: 
Tel.: 0241-7507-263 oder post@missio-hilft.de. 
Über bestellungen@missio-hilft.de oder Tel.: 0241-
7507-350, Fax: 0241-7507-336 können Sie alle Materiali-
en zum Weltmissionssonntag direkt bestellen. 

69.	 Gestellungsgelder für Ordensangehörige

Entsprechend des Beschlusses im Personalausschuss 
vom 16.09.2010 wird die Anpassung der Gestellungs-
gelder (analog zur Besoldungsanpassung für die 
Geistlichen und Beamten) um 6 Monate verschoben. 
Die nächsten Erhöhungen der Gestellungsgelder, ent-
sprechend der Empfehlung des Verbandes der Diöze-
sen Deutschlands, erfolgen demnach zum 01.07.2022 
entsprechend der u.g. Beträge. 

Ab 01.07.2022 geltende Beträge:
Gestellungsgruppe I:		  74.880,00 € pro Jahr
				     	 (monatlich 6.240,00 €)
Gestellungsgruppe II:		  61.776,00 € pro Jahr
					     (monatlich 5.148,00 €)
Gestellungsgruppe III:		  45.276,00 € pro Jahr
					     (monatlich 3.773,00 €)
Gestellungsgruppe IV:		  38.280,00 € pro Jahr
					     (monatlich 3.190,00 €)

70.	 Stellenausschreibungen

Priester

Die nachfolgend genannte Seelsorgestelle ist neu zu 
besetzen:

Zum 01. Oktober 2021 
Dekanat Gießen
Pfarreienverbund Am Limes und Pfarrei Lich, St. Pau-
lus und St. Andreas

Pfarrvikar für die Pfarreien
Pohlheim, St. Martin
2.179 Katholiken
und
Linden, Christkönig
1.878 Katholiken
und 
Langgöns, St. Josef
1.032 Katholiken
und
Lich, St. Paulus und St. Andreas
4.272 Katholiken

Dienstvorgesetzter ist der Pfarradministrator der Pfar-
reien des Pfarreienverbundes.
Wohnort ist im Pfarreienverbund Am Limes.

Der pastorale Weg, den wir gehen wollen, erfordert, 
dass alle bereit sind, sich auf Veränderungen einzulas-
sen und den Prozess aktiv mitzugestalten. Der derzei-
tige Zuschnitt der Pfarreigrenzen kann sich im Zuge 
des Weges ändern. Auch wird in den nächsten Jahren 
eine erhöhte Flexibilität in Bezug auf die Stellenbeset-
zungen von hauptamtlich in der Pastoral Tätigen nötig 
sein. Nach Beratungen in der Konferenz der Dekane 
und im Priesterrat sollen priesterliche Seelsorgestellen 
jeweils für Administratoren oder Vikare ausgeschrie-
ben werden. 

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 20. August 
2021 an den Personaldezernenten, Herrn Domkapitu-
lar Hans-Jürgen Eberhardt.

Eine Beschreibung ist beim Bischöflichen Beauftragten 
für die Priester erhältlich, soweit vorhanden.

Pastoralreferentinnen, Pastoralreferenten und Diakone 
mit entsprechender Qualifikation:

Zum 01. Oktober 2021 oder zum nächstmöglichen Zeit-
punkt ist folgende Stelle zu besetzen:

Bischöfliches Jugendamt Mainz: 
1.0 Referent*in für Religiöse Bildung (PR 2019-09)

Auskunft zu der Stelle erteilt: Herr Pfarrer Mathias 
Berger, Bischöfliches Jugendamt, Tel.: 06131 253-621, 
E-Mail: mathias.berger@bistum-mainz.de

Bewerbungsschluss ist am Donnerstag, 26.08.2021

Bewerbungen an: Bischöfliches Ordinariat, Personal-
dezernat, Abt. 1, Ref.4, z.Hd. Frau Ordinariatsrätin 
Carola Daniel, Postfach 15 60, 55005 Mainz, E-Mail:  
pastoralref@bistum-mainz.de

Die vorliegenden Stellenausschreibungen wurden durch 
Rundschreiben bereits veröffentlicht.
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Kirchliche Mittelungen

71.	 Personalchronik
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Joseph, Ajimon, Pfarrvikar in Alsfeld „St. 
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Inhalt:	 Aufruf der deutschen Bischöfe zum Diaspora-Sonntag 2021. – Satzungsänderung der St. Martinus-Schul-
stiftung. – Verpflichtung zur Abgabe von Pfarrbriefen an die Deutsche Nationalbibliothek. – Hinweise 
zur Durchführung der Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten am Dienstag, 2. November 2021. – 
Hinweise zur Durchführung der Diaspora-Aktion 2021. – Personalchronik.

Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

72.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zum  
Diaspora-Sonntag 2021

Liebe Schwestern und Brüder, 

„Ein neues Gebot gebe ich euch: Liebt einander! Wie 
ich euch geliebt habe, so sollt auch ihr einander lie-
ben“. Diese Worte Jesu aus dem Johannes-Evangelium 
(13,34) beschreiben auch heute den Auftrag der Kirche 
und jedes Christen. Zu allen Zeiten gilt: Die Liebe ge-
hört zum Kern unseres Glaubens. Gott selbst ist die 
Liebe, an der er uns teilhaben lässt. Die Botschaft der 
Liebe Gottes weiterzutragen, gehört zur Identität der 
Jüngerinnen und Jünger Jesu. 

Diesen Anspruch greift auch die diesjährige Diaspo-
ra-Aktion des Bonifatiuswerks der deutschen Katholi-
ken auf. Ihr Leitwort heißt: „Werde Liebesbote!“ Auch 
in der Diaspora Nord- und Ostdeutschlands, Nord-
europas und des Baltikums sind katholische Christen 
Botschafter der Liebe Gottes. In Regionen, in denen die 
große Mehrheit anders- oder nichtgläubig ist, geben 
sie – oft unter schwierigen Bedingungen – ein Zeug-
nis christlicher Gottes- und Nächstenliebe in Gebet, 
Wort und Tat. Das Bonifatiuswerk unterstützt unsere 
Glaubensgeschwister in diesen Regionen mit jährlich 
etwa 1.200 Projekten. So hilft es dabei, Atemräume des 
Glaubens zu schaffen und Kirche vor Ort erlebbar zu 
machen. Kinder- und Jugendarbeit wird gefördert so-
wie der Dienst an jenen, die am Rande der Gesellschaft 
stehen.

Liebe Schwestern und Brüder, die Kirche in der Min-
derheit braucht unsere geistliche und finanzielle So-
lidarität. Wir bitten Sie: Unterstützen Sie unsere Mit-
christen am Diaspora-Sonntag, dem 21. November 
2021, durch Ihr Gebet und Ihre großzügige Spende bei 
der Kollekte!

25. Februar 2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Der Aufruf soll am Sonntag, dem 14.11.2021, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen oder den 
Gemeinden in anderer geeigneter Weise bekannt gemacht 
werden. Der Ertrag der Kollekte am Diaspora-Sonntag, dem 
21.11.2021, ist ausschließlich für das Bonifatiuswerk der 
deutschen Katholiken bestimmt.

Verordnungen des Generalvikars

73.	 Satzungsänderung der 
St. Martinus-Schulstiftung

Das Kuratorium der St. Martinus-Schulstiftung hat am 
15.04.2021 folgende Änderungen der Stiftungssatzung 
in der Fassung vom 21.02.2006 beschlossen:

§ 2 Zweck der Stiftung 
Änderung des ersten Absatzes

(1)	 Zweck der Stiftung ist die Förderung der Bildung 
durch ideelle und materielle Unterstützung und För-
derung katholischer Schulen im Bistum Mainz.
Die St. Martinus-Schulstiftung kann auch die Verwal-
tung selbstständiger und unselbstständiger Stiftungen 
übernehmen, deren überwiegende Zwecke mit dem 
Zweck der St. Martinus-Schulstiftung in Einklang 
stehen.“
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§ 7 Aufgaben des Kuratoriums
Ergänzung eines zweitens Absatzes wie folgt

(2)	 Das Kuratorium kann die Aufhebung nach § 7 
Abs. 1 Nr. 5 beschließen, wenn eine wesentliche Verän-
derung der Verhältnisse eingetreten ist. Eine wesent-
liche Veränderung der Verhältnisse ist insbesondere 
eingetreten, wenn durch das Stiftungsvermögen die 
Zweckerfüllung nicht mehr sichergestellt werden kann 
oder die Stiftungsorganisation den gestellten Anforde-
rungen nicht mehr genügt.

§ 16 Auflösung der Stiftung
Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
der Stiftung an das Bistum Mainz zwecks Verwendung 
zur Förderung der Bildung.

Die Genehmigung der kirchlichen Stiftungsaufsicht er-
folgte durch Bischof Peter Kohlgraf am 30.04.2021.
Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier hat 
die Satzungsänderung am 20.05.2021 anerkannt.

74.	 Verpflichtung zur Abgabe von Pfarrbriefen an 
die Deutsche Nationalbibliothek

Die Deutsche Nationalbibliothek hat zum 1.1.2021 ihre 
„Erläuterungen zum Sammlungsaufbau“ näher spezi-
fiziert. Damit sind Herausgeber von Pfarrbriefen und 
Pfarrmagazinen eindeutig in der Pflicht, zwei gedruck-
te Exemplare jeder erschienenen Ausgabe unaufgefor-
dert und unmittelbar nach Erscheinen bei der Deut-
schen Nationalbibliothek abzuliefern.

Auf der Website der Deutschen Nationalbibliothek 
heißt es: „Ablieferungspflichtig ist, wer berechtigt ist, 
das Medienwerk zu verbreiten oder öffentlich zugäng-
lich zu machen und den Sitz, eine Betriebsstätte oder 
den Hauptwohnsitz in Deutschland hat.“ Gedruck-
te Pfarrbriefe unterliegen grundsätzlich der Abliefe-
rungspflicht, es sei denn sie erscheinen in einer Aufla-
ge unter 25 Exemplaren und/oder sie gehen inhaltlich 
nicht über Termine/Veranstaltungshinweise etc. hinaus 
(z.B. Gottesdienstordnung).

Jeweils zwei gedruckte Pflichtexemplare müssen un-
aufgefordert, vollständig und in einwandfreiem Zu-
stand abgeliefert werden. Die Ablieferung erfolgt 
unentgeltlich und auf eigene Kosten innerhalb einer 
Woche nach Beginn der Verbreitung oder öffentlichen 
Zugänglichmachung.

Die Pfarrbriefe aus dem Bistum Mainz sollen an die 
DNB FRANKFURT
Adickesallee 1
60322 Frankfurt am Main
abgeliefert werden.

75.	 Hinweise zur Durchführung der Kollekte in 
den Allerseelen-Gottesdiensten am Dienstag, 
2. November 2021 

Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient 
der Unterstützung der Priesterausbildung (Diözesan- 
und Ordenspriester) in Mittel-, Ost- und Südosteuro-
pa. Für den Wiederaufbau und die Stärkung der Kirche 
in den betroffenen Ländern ist die Priesterausbildung 
auch 30 Jahre nach dem Ende des Kommunismus wei-
terhin sehr wichtig. 
Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis 
weitergeleitet. 
Wir bitten um ein empfehlendes Wort für dieses wich-
tige Anliegen. 
Ein Plakat wird von Renovabis direkt verschickt bzw. 
kann dort angefordert werden 
Die Kollekten-Gelder sollen (so bald wie möglich) mit 
dem Vermerk „Allerseelen-Kollekte 2021“ überwie-
sen werden an Pax-Bank eG Köln, Filiale Mainz, BIC: 
GENODED1PAX, IBAN: DE74 3706 0193 4000 1000 19.
Die Bistumskasse leitet die Beträge an Renovabis 
weiter.

Nähere Auskünfte: Solidaritätsaktion Renovabis, Kar-
dinal-Döpfner-Haus, Domberg 27, 85354 Freising, Te-
lefon: 08161 5309 -53 oder -49, FAX: 08161 5309 -44, 
E-Mail:  info@renovabis.de, Internet: www.renovabis.
de

76.	 Hinweise zur Durchführung der Diaspora-
Aktion 2021

Die Botschaft der Liebe Gottes weiterzutragen, in die-
sem Sinne eine Glaubensgemeinschaft zu bilden und 
sie erkennbar zu leben, gehört zur Identität aller Jünge-
rinnen und Jünger Jesu. So steht die diesjährige Dias-
pora-Aktion des Bonifatiuswerkes unter dem Leitwort 
„Werde Liebesbote!“.
Auch in der Diaspora Nord- und Ostdeutschlands, 
Nordeuropas und des Baltikums sind katholische 
Christen Botschafter der Liebe Gottes. In Regionen, in 
denen die große Mehrheit anders- oder nichtgläubig 
ist, geben sie – oft unter schwierigen Bedingungen – 
ein Zeugnis christlicher Gottes- und Nächstenliebe in 
Gebet, Wort und Tat. 

Eröffnung der Diaspora-Aktion
Die bundesweite Eröffnung der Diaspora-Aktion fin-
det am Sonntag, 7. November 2021, um 10.00 Uhr im 
Hohen Dom zu Hildesheim mit einem feierlichen Pon-
tifikalamt statt. Hauptzelebrant ist der Hildesheimer 
Bischof Dr. Heiner Wilmer.

Diaspora-Kollekte
Die Diaspora-Kollekte wird am Sonntag, 21. November 
2021, in allen Gottesdiensten einschließlich der Vor-
abendmessen gehalten. Das jeweilige Generalvikariat 
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überweist die Spenden, einschließlich der später ein-
gegangenen Gelder, an das Bonifatiuswerk der deut-
schen Katholiken. Auf ausdrücklichen Wunsch der 
Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne jeden 
Abzug weitergeleitet werden. Die Verwendung der 
Kollekte ist ausschließlich für die Arbeit des Bonifa-
tiuswerkes bestimmt. Das Bonifatiuswerk ist seinen 
Spenderinnen und Spendern gegenüber dankbar und 
rechenschaftspflichtig.

Diaspora-Aktion in den Gemeinden
Ende August 2021 erhalten alle Priester, Diakone, 
Pastoral- und Gemeindereferenten eine Aktionsmappe 
mit Ideen zur Gestaltung einer Eucharistiefeier, eines 
Familiengottesdienstes und einer Wort-Gottes-Feier 
sowie Impulsen zum Leitwort „Werde Liebesbote!“. 
Mitte September 2021 wird allen Gemeinden ein Ma-
terialpaket zur Gestaltung des Diaspora-Sonntags 
(Plakate, Kollektenaufsteller sowie vorbestellte Pfarr-
briefmäntel und Spendentüten) zugeschickt. Weitere 
Materialien können bestellt werden und stehen zum 
Download zur Verfügung. Sollte es im November auf-
grund der Corona-Pandemie weiterhin zu Einschrän-
kungen bei der Feier von Gottesdiensten kommen, 
werden zusätzliche Materialien zur Verfügung gestellt. 
Bitte hängen Sie die Aktionsplakate gut sichtbar in Ih-
rer Gemeinde auf. 

Samstag / Sonntag, 13./14. November 2021
Bitte verlesen Sie den Aufruf der deutschen Bischöfe 
zum Diaspora-Sonntag in allen Gottesdiensten und 
verteilen Sie die Spendentüten zum Diaspora-Sonntag.

Diaspora-Sonntag, 20. / 21. November 2021
Bitte legen Sie die restlichen Spendentüten in den 
Kirchenbänken aus. Anregende Impulse zur Gestal-
tung des Gottesdienstes und für die Pastoral geben 
das „Gottesdienst-Impulsheft“ sowie das Themenheft 
„Werde Liebesbote!“, die alle Gemeinden bereits Mitte 
September erhalten haben und die als Download un-
ter www.bonifatiuswerk.de/diaspora-aktion abrufbar 
sind. 
Weisen Sie bitte auf die Diaspora-Kollekte und auf die 
Online-Spendenmöglichkeit (www.bonifatiuswerk.de/ 
spenden) in allen Gottesdiensten einschließlich der 
Vorabendmessen sowie im Pfarrbrief oder auf der 
Homepage hin.

Samstag / Sonntag, 27./28. November 2021
Bitte geben Sie das Kollektenergebnis bekannt und 
verbinden Sie dies mit einem Wort des Dankes an die 
ganze Gemeinde.

Informationen und Kontakt für die Nachbestellung
Weitere Informationen und Materialien finden Sie 
auf www.bonifatiuswerk.de/diaspora-aktion. Bestel-
lungen richten Sie bitte per Mail an bestellungen@ 
bonifatiuswerk.de, telefonisch an 05251/2996-94 oder 
per Fax an 05251/2996-88.

Kirchliche Mittelungen

77.	 Personalchronik
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Inhalt:	 Regionalkommission Mitte der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes. – 
Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer am 14.11.2021. – Veröffentlichung von Priester- und 
Diakonenjubiläen. – Personalchronik. – Erwachsenenfirmung am 29. Januar 2022 im Mainzer Dom. – 
Bestellung von Druckschriften. – Kurse des TPI.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

78.	 Regionalkommission Mitte der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes

In der Wahlversammlung vom 29. September 2021 
ist Frau Yvonne Fritz, Geschäftsführerin des SkF Gie-
ßen e. V., einstimmig zur Dienstgebervertreterin der 
RK Mitte für die Amtsperiode vom 1. Januar 2022 bis 
31.  Dezember 2025 gewählt worden. Des Weiteren 
bestimmt der Vorstand des Caritasverbandes für die 
Diözese Mainz e. V. Herrn Burkhard Tscheschner, Re-
ferent für Arbeits- und Sozialrecht, gemäß § 6 Abs. 2 
AK-Ordnung als weiteres Mitglied der Dienstgebersei-
te der RK Mitte.

Verordnungen des Generalvikars

79.	 Zählung der sonntäglichen 
Gottesdienstteilnehmer am 14.11.2021

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonfe-
renz (vgl. Vollversammlung vom 24.-27.02.1969, Prot. 
Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) 
werden für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bi-
stümer in der Bundesrepublik Deutschland die Gottes-
dienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die zwei-
te Zählung findet einheitlich am zweiten Sonntag im 
November (14.11.2021) statt. Zu zählen sind alle Per-
sonen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. 
Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch 
die Besucher der Wort- oder Kommuniongottesdiens-
te, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten werden. 
Zu den Gottesdiensteilnehmern zählen auch die Ange-
hörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrer, Seminar-
teilnehmer, Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2021 unter der Rubrik „Gottesdienstteilnehmer am 
zweiten Sonntag im November“ (Pos. 3) einzutragen. 

80.	 Veröffentlichung von Priester- und 
Diakonenjubiläen

Entsprechend den diözesanen Gepflogenheiten sollen 
die Namen und Anschriften derjenigen Priester und 
Diakone veröffentlicht werden, die im Jahr 2022 ein 
Weihejubiläum begehen.

Diese Daten sollen auch der Kirchenzeitung „Glaube 
und Leben“ und der PAX-Vereinigung kath. Kleriker 
e.V. auf deren Anfrage zur Verfügung gestellt werden.
Geistliche, die eine Bekanntmachung ihres Jubilä-
ums nicht wünschen,  werden gebeten, dies bis zum 
01. November an die Bischöfliche Kanzlei schriftlich 
mitzuteilen.
Die Daten derjenigen Geistlichen, die bis zum vorge-
nannten Stichtag keinen schriftlichen Widerspruch er-
hoben haben, werden zur Veröffentlichung weiterge-
ben werden.

Widersprüche, die nach dem genannten Stichtag ein-
gehen, werden bei künftigen Veröffentlichungen be-
rücksichtigt werden.

Kirchliche Mitteilungen

81.	 Personalchronik
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82.	 Erwachsenenfirmung am 29. Januar 2022 im 
Mainzer Dom

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz wird am 29. Januar 
2022, um 15:00 Uhr im Mainzer Dom dem Gottesdienst 
zur Erwachsenenfirmung vorstehen. Für eine Probe 
treffen sich die angemeldeten Firmbewerber/innen 
schon um 14:00 Uhr im Dom zu Mainz.

Die Anmeldung erfolgt über das Referat Katechese. 
Hier erhalten Sie auch den Meldeschein zur Erwach-
senenfirmung. Er muss in doppelter Ausfertigung ein-
gereicht werden. Beide Exemplare müssen sowohl von 
der Firmbewerberin oder dem Firmbewerber als auch 
vom jeweiligen Wohnortspfarrer (mit Pfarramtssiegel) 
unterschrieben werden. 

Diese sind im Original (!) zusammen mit der Beschei-
nigung der Taufe (und gegebenenfalls der Konver-
sion) per Post bis spätestens zwei Wochen vor der 
Firmspendung an das Referat Katechese zu senden: 
Dezernat Seelsorge, Referat Katechese, Aaron Torner, 
Bischofsplatz 2, 55116 Mainz. Wenn die Taufpfarrei 
mit der Pfarrei, die zur Firmung anmeldet, identisch 
ist, braucht der Auszug aus dem Taufregister nicht 
beigefügt werden. Die Firmvorbereitung erfolgt in der 
Pfarrei vor Ort.

Weitere Informationen für die Hauptamtlichen der 
Wohnortpfarrei und für die Firmbewerber/in erfolgen 
nach dem Eingang der Anmeldung. Anmeldeschluss 
ist Freitag, der 14. Januar 2022. Bei Fragen ist Aaron 
Torner telefonisch unter 06131 253-241 oder per E-Mail 
unter aaron.torner@bistum-mainz.de zu erreichen. 

83.	 Bestellung von Druckschriften

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz wird 
in Kürze folgende Broschüren herausgeben:

Arbeitshilfen Nr. 327 
Unser Einsatz für die Zukunft der Schöpfung Kli-
ma- und Umweltschutzbericht 2021 der Deutschen 
Bischofskonferenz

Handreichung 
Kirchliche Corporate Governance – Grundsätze guter 
Finanzwirtschaft in deutschen (Erz-)Bistümern

Anforderungen bei: Sekretariat der deutschen Bischofs-
konferenz, Postfach 2962, 53109 Bonn, Tel.: 0228 103-
205, Fax: 0228 103-330, oder auch als pdf herunterladen: 
https://www.dbk-shop.de/index.php?page=index.

84.	 Kurse des TPI

K 22-01
Thema: 	Pastoral in Deutschland. Orientierungen

Zielgruppe: Priester aus der Weltkirche
Kursleitung: Dr. Regina Heyder, Dr. Michael Meyer
Termin: 	 18.1.-21.1.2022 | 26.04.-29.04.2022 | 

24.10.-27.10.2022
Ort: 	 Mainz, Bad Soden-Salmünster, 

Wiesbaden-Naurod
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K 22-02
Thema: 	 Krankheit, Sterben, Tod 
Mainzer Basiskurs: Spiritualität und Seelsorge bei 

Krankheit, Sterben, Tod
Kursleitung: Karl-Heinz Feldmann, Jochen Wolff
Termin: 	 1. Modul 24.01.-28.01.2022, 
	 2 Modul 14.03.-18.03.2022
Ort: 	 Ockenheim, Kloster Jakobsberg

K 22-03
Thema: 	 Wer Kirche verändern will, muss Kirche ver-

stehen. Chancen und Herausforderungen in 
turbulenten Zeiten

Zielgruppe: Alle pastoralen Berufsgruppen
Kursleitung: Dr. Christoph Rüdesheim, Dr. Falko von 

Ameln 
Termin: 	 21.-23.03.2022; 05.-06.05.2022

K 22-04
Thema: 	 Falsche Heilsversprechen. Spirituellen Miss-

brauch erkennen, Betroffene begleiten
Zielgruppe: alle pastoralen Berufsgruppen, Geistliche 

Begleiter·innen
Kursleitung: Dr. Regina Heyder, Dr. Peter Hundertmark
Termin: 	 28.-30.3.2022
Ort: 	 Mainz, Erbacher Hof

Anmeldung und Infos unter: www.tpi-mainz.de oder 
per E-Mail an info@tpi-mainz.de
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Inhalt:	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Adveniat-Aktion 2021. – Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion 
Dreikönigssingen. – Inkrafttreten von Beschlüssen der Bistums KODA Mainz vom 29.09.2021: Ände-
rung der Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz (AVO Mainz). – Hinweise zur Durchführung 
der Adveniat-Weihnachtsaktion 2021. – Hinweise zur Aktion Dreikönigssingen 2022. – Personalchronik. 
– Erwachsenenfirmung am 29. Januar 2022 im Mainzer Dom. – Gabe der Erstkommunionkinder 2022. 
– Gabe der Neugefirmten 2022. – Abdruck von Textpassagen aus liturgischen Büchern. – Merkblatt 
„Genehmigungspflicht für den Abdruck von Textpassagen aus liturgischen Büchern".

Verlautbarungen der deutschen Bischöfe

85.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Adveniat-
Aktion 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

Lateinamerika ist die am härtesten von der Coro-
na-Pandemie betroffene Weltregion. Die Corona-Krise 
und ihre Folgen bestimmen das Leben der Menschen 
in durchgreifender Weise. Vor allem die Situation der 
Armen hat sich verschlechtert, viele erleiden große 
Not.

Doch es gibt auch Zeichen der Hoffnung: Zahlreiche 
Pfarrgemeinden, Ordensgemeinschaften und kirchli-
che Gruppen in ganz Lateinamerika und der Karibik 
stellen sich dem wachsenden Elend entgegen. Sie neh-
men sich der Menschen an und helfen, wo immer dies 
möglich ist. Sie lindern akute Not, schenken Kranken 
und Trauernden Beistand, schaffen Existenzgrundla-
gen und kümmern sich um die Schwächsten: Kinder, 
Jugendliche, Frauen und Familien.

Adveniat hat seine diesjährige Weihnachtsaktion unter 
das Thema „ÜberLeben in der Stadt“ gestellt. Die Ak-
tion präsentiert Beispiele der vielfältigen Hilfe, die vor 
Ort geleistet wird. Seit mehr als 60 Jahren steht Adve-
niat an der Seite der Ärmsten. Die Weihnachtskollekte 
in den Gottesdiensten und die Spenden sind das Fun-
dament der Arbeit.

Wir bitten Sie um eine großzügige Spende bei der 
Adveniat-Weihnachtskollekte. Ihre Gabe ist ein Hoff-
nungszeichen für viele Menschen in Lateinamerika 
und der Karibik. Bleiben Sie den Menschen in Not und 
Armut verbunden, nicht zuletzt im Gebet!

Fulda, den 23.09.2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Dieser Aufruf soll am 3. Adventssonntag, dem 12. Dezember 
2021, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen 
und den Gemeinden zudem in geeigneter anderer Weise zur 
Kenntnis gebracht werden. Die Kollekte, die am Heiligabend 
und am 1. Weihnachtstag (24./25. Dezember) in allen Got-
tesdiensten, auch in den Kinderkrippenfeiern, gehalten wird, 
ist ausschließlich für den Bischöfliche Aktion Adveniat e. V. 
bestimmt.

86.	 Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion 
Dreikönigssingen 

Liebe Kinder und Jugendliche, 
liebe Begleiterinnen und Begleiter in Gemeinden, 
Gruppen und Verbänden,
liebe Schwestern und Brüder!

Im Januar 2022 werden die Sternsinger wieder zu den 
Menschen gesandt, um den Segen zu bringen. Ihr Mot-
to ist aktueller denn je: „Gesund werden – gesund blei-
ben. Ein Kinderrecht weltweit“.

In den letzten Jahren ist besonders deutlich gewor-
den, wie wichtig die Gesundheit ist. Wir sind dank-
bar, in einem Land zu leben, in dem die Allermeisten 
gut versorgt werden. In Ländern, die von Armut ge-
prägt sind, können sich hingegen viele Eltern eine gute 
medizinische Versorgung ihrer Kinder nicht leisten.  
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Der nächste Arzt und das nächste Krankenhaus sind 
oft weit entfernt. Nicht selten sind es die Projektpartner 
der Sternsinger, die helfen: Sie kümmern sich um ver-
letzte Kinder, bringen Medikamente und medizinische 
Fachkräfte in entlegene Gegenden und fördern Kinder 
mit Behinderung. Sie unterstützen die Vorsorge und 
zeigen jungen Menschen, wie man sich vor Unfällen 
und Infektionskrankheiten schützt.

Das Plakatfoto zur Aktion Dreikönigssingen 2022 ent-
stand im Südsudan. Es zeigt den fünfjährigen Benson, 
der nach einem Sturz vom Mangobaum operiert wer-
den musste. Möglich war das, weil seine Mutter ihn 
ins Daniel-Comboni-Krankenhaus in der Stadt Wau 
bringen konnte. Die Klinik wird von den Sternsin-
gern unterstützt. Sie ist ein Segen für die Menschen im 
Südsudan.

In Hilfsprojekten weltweit wird der Segen der Stern-
singer konkret. Für uns ist ihr Segen an den Türen ein 
Zeichen der Hoffnung auf einen Gott, der uns trägt und 
behütet. Diese Zusage fasst der Leittext zur kommen-
den Sternsingeraktion, der Psalm 91, in Worte: „Wer im 
Schutz des Höchsten wohnt, der ruht im Schatten des 
Allmächtigen“ (Ps 91,1).

Wir alle dürfen uns auf die Königinnen und Könige 
freuen, die von der Krippe zu den Menschen gehen. 
Mit den Sternsingern und unter ihrem Segen für unse-
re Häuser und Wohnungen gehen wir in das neue Jahr, 
das Menschen weltweit voller Hoffnung erwarten. 

Fulda, den 23.09.2021

Für das Bistum Mainz

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Der Aufruf soll den Gemeinden in geeigneter Weise zur 
Kenntnis gegeben werden. Der Ertrag der Aktion Drei-
königssingen (Sternsingeraktion) ist ohne Abzüge an das 
Kindermissionswerk ‚Die Sternsinger‘ weiterzuleiten.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

87.	 Inkrafttreten von Beschlüssen der Bistums 
KODA Mainz vom 29.09.2021: Änderung der 
Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz 
(AVO Mainz) 

vom 16.12.2008 (KODA-Beschluss, in Kraft gesetzt im 
Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 2009, 

Nr.  2, Ziff.  23, S.  13  ff.), zuletzt in der Fassung vom 
20.07.2020 (KODA-Beschluss, in Kraft gesetzt im Kirch-
lichen Amtsblatt für die Diözese Mainz 2020, Nr.  11, 
Ziff. 64, S. 93 f.)

Die Arbeitsvertragsordnung für das Bistum Mainz 
wird wie folgt geändert:

I.	 Anlage 4 AVO Mainz erhält folgende neue 
Fassung:

Anlage 4

Ordnung zu Qualifizierungsmaßnahmen

Abschnitt 1

1Die Voraussetzungen der Teilnahme an Qualifizie-
rungsmaßnahmen sind in Abschnitt 2 geregelt. 2§ 5 
TVöD/VKA findet, soweit nicht auf einzelne Rege-
lungen in Abschnitt 2 Bezug genommen ist, keine 
Anwendung.

Abschnitt 2

Präambel

1Eine regelmäßige und angemessene Qualifizierung al-
ler Mitarbeitenden ist Voraussetzung sowohl für eine 
gute Qualität der jeweils zu erbringenden Dienste und 
deren Empfänger als auch für die Zufriedenheit der 
Mitarbeitenden selbst. 2Qualifizierung ist ein wichtiger 
Teil der Personalentwicklung.

§ 1 Geltungsbereich

(1)	 Diese Ordnung gilt für alle Beschäftigten im Gel-
tungsbereich der AVO Mainz.

(2)	 Für die Lehrerinnen und Lehrer an kirchlichen 
Schulen in freier Trägerschaft, für Religionslehrerin-
nen und Religionslehrer im kirchlichen Dienst an öf-
fentlichen Schulen sowie pastorale Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die im schulischen Religionsunter-
richt eingesetzt sind, sind die staatlichen Regelungen 
zur Lehrerfort- und Weiterbildung zu beachten.

(3)	 Bei Praxisbegleitung gilt Anlage 4a AVO Mainz.

§ 2 Qualifizierungsmaßnahmen

(1)	 1Qualifizierungsmaßnahmen nach § 5 Absatz 3 
Satz 1 TVöD VkA sind als verpflichtende Qualifizie-
rungsmaßnahmen (§ 3) und als Qualifizierungsmaß-
nahmen nach Vereinbarung (§ 4) möglich. 2Vorgesetzte 
und Mitarbeitende sind verpflichtet sich über Qualifi-
zierungsmaßnahmen zumindest einmal jährlich mitei-
nander zu verständigen, gegebenenfalls unter Berück-
sichtigung von § 5 Absatz 7 TVöD VkA. 3Anstehende 
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verpflichtende Qualifizierungsmaßnahmen sollen so-
weit als möglich einbezogen werden. 4Die Verständi-
gung über die Qualifizierungsmaßnahme ist schriftlich 
festzuhalten. 5Das Genehmigungsverfahren der kon-
kreten Qualifizierungsmaßnahmen richtet sich nach § 
4.

(2)	 1Es kann im Mittel von einem jährlichen Qualifi-
zierungsaufwand von fünf Tagen ausgegangen wer-
den. 2Es wird aber je nach Verständigung die Zahl der 
fünf Tage auch mehrjährig deutlich überschritten wer-
den können.

(3)	 1In Dienstvereinbarungen nach § 38 Abs. 1 Ziffer 
10 MAVO Bistum Mainz können ergänzende einrich-
tungsbezogene Regelungen, z.  B. zum Verfahren ge-
troffen werden. 2Abweichende Regelungen zu Anlage 
4 sind nicht zulässig.

§ 3 Verpflichtende Qualifizierungsmaßnahmen

(1)	 1Die Beschäftigten sind verpflichtet, an den vom 
Dienstgeber angeordneten Qualifizierungsmaßnah-
men teilzunehmen. 2Hierbei wird die persönliche Le-
benssituation der Beschäftigten berücksichtigt.

(2)	 Kosten der verpflichtenden Qualifizierungsmaß-
nahmen trägt der Dienstgeber.

(3)	 Zeiten von verpflichtenden Qualifizierungsmaß-
nahmen gelten als Arbeitszeit.

§ 4 Vereinbarte Qualifizierungsmaßnahmen

(1)	 1Jede vereinbarte Qualifizierungsmaßnahme ist 
von der zuständigen Stelle zu genehmigen. 2Die Frist 
für die Bearbeitung der Anträge ist in den Dienstver-
einbarungen nach §  2 Absatz 3 festzulegen. 3Erfolgt 
keine Dienstvereinbarung, gilt eine Frist von 4  Wo-
chen. 4Die Genehmigung kann verweigert werden, 
wenn dringende dienstliche Belange der Teilnahme 
entgegenstehen. 5Bei einer Ablehnung aus terminli-
chen Gründen soll der Dienstgeber Sorge tragen, dass 
eine Qualifizierungsmaßnahme spätestens im folgen-
den Kalenderjahr erfolgt. 6Von dem Genehmigungs-
verfahren nach den Sätzen 1-5 kann durch eine Qua-
lifizierungsvereinbarung abgewichen werden, wenn 
dies in einer Dienstvereinbarung zur Qualifizierung 
vorgesehen ist.

(2)	 1Der Umfang der Erstattung von Kursgebühren, 
Reisekosten und Nebenkosten richtet sich entspre-
chend nach dem betrieblichen Nutzen. 2Er ist zugleich 
mit der Genehmigung festzusetzen.

(3)	 1Ein betrieblicher Nutzen im Sinne von Absatz 2 
liegt insbesondere vor bei:
-	 Aktualisierung vorhandener beschäftigungsbezo-

gener Kenntnisse z. B. aufgrund von Änderungen 

von Rechtsgrundlagen, Software-Update oder 
vergleichbar

-	 Vertiefung von vorhandenen beschäftigungsbe-
zogenen Kenntnissen

-	 Erweiterung von vorhandenen beschäftigungsbe-
zogenen Kenntnissen

-	 Erwerb neuer Kenntnisse für die auszuübende 
Tätigkeit

-	 Religiöser Bildung und Persönlichkeitsbildung

2In den Fällen, in denen eine Kostenteilung für die Qua-
lifizierungsmaßnahme stattfindet, trägt der Dienstge-
ber folgende Anteile:
Qualifizierungsmaßnahmen mit Prozentuale 

Kostenbeteiligung
betrieblichem Nutzen 50 %
hohem betrieblichem Nutzen 75 % 
vollem betrieblichem Nutzen 100 % 

3Qualifizierungsmaßnahmen mit einem anerkannten 
betrieblichen Nutzen von mindestens 50% werden un-
abhängig vom betrieblichen Nutzen bis zur Höhe der 
individuellen durchschnittlichen wöchentlichen Ar-
beitszeit als Arbeitszeit vereinbart.

(4)	 1Für Qualifizierungsmaßnahmen bei denen der 
für eine prozentuale Kostenbeteiligung notwendige 
Anteil des betrieblichen Nutzens nach Absatz 3 nicht 
gegeben ist, kann der Anteil des Dienstgebers in der 
Gewährung von Freistellung bestehen.

(5)	 1Umfangreichere Qualifizierungsmaßnahmen im 
Rahmen der Personalentwicklung können abweichend 
von Absatz 3 gefördert werden. 2Auf eine angemessene 
Kostenverteilung ist zu achten.

Protokollnotiz zu Abs. 5:
Umfangreichere Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne 
des Abs. 5 sind z.B.:
-	 Zusatzstudium
-	 Promotion
-	 Meisterprüfung
-	 Verwaltungsprüfung
-	 Zusatzqualifikationen, die die Ausübung von an-

deren beruflichen Tätigkeiten ermöglichen
-	 oder vergleichbare Maßnahmen

§ 5 Höhergruppierung und Beförderung

Höhergruppierung und Beförderung nach erfolgrei-
chen Qualifizierungsmaßnahmen richten sich nach 
den Regelungen der AVO.

§ 6 Haushaltsvorbehalt

Kostenbeteiligungen des Dienstgebers sind durch die 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel begrenzt.
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§ 7 Gesetzliche Regelungen

1Der Anspruch auf Bildungsurlaub / Bildungsfreistel-
lung nach den jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen 
des Bundeslandes bleibt unberührt. 2Eine Anrechnung 
findet nur in dem dort jeweils geregelten Umfang statt.

§ 8 Übergangsregelung

1Die Regelungen dieser Anlage finden ab dem 
01.01.2022 Anwendung. 2Für Anträge, die zu diesem 
Zeitpunkt nach Maßgabe der bisherigen Regelung 
bereits gestellt sind, gelten die §§ 2 - 4 dieser Anlage. 
3Für Maßnahmen, die bis zu diesem Zeitpunkt bereits 
genehmigt sind, gilt die Anlage 4 in der bisherigen 
Fassung.“

II.1.	 Anlage 5 AVO Mainz erhält folgende neue 
Fassung:

Anlage 5

Entgeltordnung für Gemeindeassistenten, 
Gemeindeassistentinnen, Gemeindereferenten und 

Gemeindereferentinnen

Abschnitt 1

1§ 12 Abs. 1 Satz 1 TVöD VkA, der die Eingruppierung 
nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 – Entgelt-
ordnung (VkA) vorsieht, findet keine Anwendung. 
2Die Eingruppierung richtet sich nach den speziellen 
Tätigkeitsmerkmalen im Abschnitt 2.

Abschnitt 2

Entgeltordnung für Gemeindeassistenten, 
Gemeindeassistentinnen,

Gemeindereferenten und Gemeindereferentinnen

§ 1 Eingruppierung von Gemeindeassistenten und 
Gemeindeassistentinnen

Die Eingruppierung von Gemeindeassistenten  oder 
Gemeindeassistentinnen während der zweiten Ausbil-
dungsphase 1 erfolgt 
im ersten Ausbildungsjahr in Entgeltgruppe 6 Stufe 1
im zweiten Ausbildungsjahr in Entgeltgruppe 8 Stufe 2.

§ 2 Eingruppierung von Gemeindereferenten und 
Gemeindereferentinnen

(1)	 Die Eingruppierung von Gemeindereferenten 
oder Gemeindereferentinnen erfolgt nach erfolgreich 
abgelegter 2. Dienstprüfung in Entgeltgruppe 10.

1	 Die zweite Ausbildungsphase dauert im Bistum Mainz 
gegenwärtig 2 Jahre.

(2)	 1Gemeindereferenten oder Gemeindereferentin-
nen werden auf Antrag in Entgeltgruppe 11 eingrup-
piert, wenn sie nach der Sendung mindestens 10 Jahre 
in der Tätigkeit eines Gemeindereferenten oder einer 
Gemeindereferentin beschäftigt sind und die Voraus-
setzungen nach §  2b) nachweisen können. 2Die Ein-
gruppierung wird bei Vorliegen der Voraussetzungen 
ab dem nächsten Ersten des Monats berücksichtigt, der 
auf die Antragstellung folgt. 

(3)	 1Gemeindereferenten oder Gemeindereferentin-
nen mit staatlicher Anerkennung als Sozialarbeiter 
oder Sozialarbeiterin oder mit einem theologischen 
Master- oder Magisterabschluss werden nach EG 11 
eingruppiert. 2Sie werden auf Antrag in die Entgelt-
gruppe 12 eingruppiert, wenn sie nach der Sendung 
mindestens 10  Jahre in der Tätigkeit eines Gemeind-
ereferenten oder einer Gemeindereferentin beschäftigt 
sind und die Voraussetzungen nach §  2b) nachwei-
sen können. 3§ 2 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende 
Anwendung.

(4)	 Gemeindereferenten oder Gemeindereferentin-
nen werden nach Entgeltgruppe 12 eingruppiert, wenn 
sie auf Stellen eingesetzt sind, für die eine wissen-
schaftliche Hochschulbildung (Master) vorausgesetzt 
wird, soweit diese Stellen nicht von § 3 erfasst werden.

§ 2a Zulagen in Stufen 5 und 6 bei Eingruppierung in 
Entgeltgruppe 10

1Gemeindereferenten oder Gemeindereferentinnen, 
die vor dem 01.01.2022 eingestellt worden sind, erhal-
ten in
1.	 Stufe 5 eine Zulage in Höhe von 77,50 €
2.	 Stufe 6 eine Zulage in Höhe von 111,00 €
2Die Zulagen nehmen ab dem 01.01.2012 an der je-
weiligen Lohnsteigerung teil. 3Maßgebend ist die 
prozentuale Erhöhung der Tabellenwerte in der 
Entgeltgruppe 10.

Protokollnotiz zu § 2a:
Die Zulagenbeträge nach § 2a) Nr. 1 und Nr. 2 basieren 
auf 28 % des Differenzbetrages zwischen der Entgelt-
gruppe 10 und 11 der jeweiligen Stufe im Februar 2012 
und sind nach oben gerundet.

§ 2b Eingruppierung aufgrund Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen

(1)	 Für die Eingruppierung nach § 2 Absatz 2 ist die 
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Umfang 
von insgesamt 25 Fortbildungstagen Voraussetzung.

(2)	 – unbesetzt –
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(3)	 1Fortbildungsveranstaltungen nach Absatz 1 sind 
genehmigte pastorale, theologische oder sonstige be-
rufsbezogene Fortbildungen 2Als Fortbildungstage 
gelten auch angebrochene Tage ab drei Zeitstunden 
Fortbildungsdauer. 3Ein Zweitstudium oder eine Aus-
bildung im pädagogischen oder sozialen Bereich oder 
eine Fortbildung, die entsprechend Satz 1 genehmi-
gungsfähig wäre, können auf Antrag unter Berück-
sichtigung des Einzelfalls zur Reduktion der erforder-
lichen 25 Fortbildungstage um bis zu 16 Tagen führen.

Protokollnotiz zu Absatz 3:
Anerkannte und genehmigte MAV-Schulungen wer-
den im Umfang von bis zu 5 Tagen angerechnet.

(4)	 1Gemeindereferenten oder Gemeindereferentin-
nen, die vor dem 01.01.2012 eingestellt worden sind, 
können abweichend von den Fortbildungsvorausset-
zungen des Absatz 1 höhergruppiert werden, wenn 
sie insgesamt 20 Fortbildungstage nachweisen können. 
2Für Gemeindereferenten oder Gemeindereferentin-
nen, die beim Inkrafttreten der Regelung die Voraus-
setzung des § 2 Absatz 2 Satz 1 bereits erfüllen gilt Satz 
1 mit der Maßgabe, dass mindestens 10 Fortbildungs-
tage in den vergangenen 10 Jahren nachgewiesen sein 
müssen.

§ 3 Eingruppierung von Gemeindereferenten und 
Gemeindereferentinnen auf Stellen im Bischöflichen 

Ordinariat

1Die Eingruppierung von Gemeindereferentinnen oder 
Gemeindereferenten auf Stellen im Bischöflichen Ordi-
nariat erfolgt nach Anlage 1 zum TVöD, die aber nicht 
unter der Eingruppierung nach § 2 Absatz 1 oder 2, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen nach § 2b) 
erfüllt sind, liegen darf. 

Protokollnotiz zu § 3:
1.	 Stellen im Bischöflichen Ordinariat sind nicht:

-	 Stellen auf der Ebene der Dekanate oder der 
Regionen

-	 Stellen in der Kategorialseelsorge
-	 Stellen im Schuldienst
-	 Stellen in den Katholischen Jugendzentralen

2.	 Der Begriff „Stellen im Bischöflichen Ordinari-
at“ im Sinne des § 3 ist nicht identisch mit dem 
Einrichtungsbegriff „Bischöfliches Ordinariat“ 
nach der Mitarbeitervertretungsordnung Bistum 
Mainz.

3.	 Die Eingruppierung (Entgeltgruppe ohne Stufe) 
von Gemeindereferentinnen und Gemeinderefe-
renten, die am 01.01.2017 über der nach § 3 fest-
zulegenden Entgeltgruppe liegt, bleibt unverän-
dert, solange die/der Beschäftigte eingesetzt ist, 
wie am Tag des Inkrafttretens dieser Regelung 
(Besitzstandswahrung).

§ 4 Besitzstandsregelung

Eine Rückgruppierung wegen Änderung der Eingrup-
pierung nach dieser Vergütungsordnung erfolgt nicht.

II.2	 Inkrafttreten

Die Neufassung der Anlage 5 tritt zum 01.01.2022 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt Anlage 5 in ihrer bis dahin gel-
tenden Fassung außer Kraft.

Mainz, den 19. Oktober 2021

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

88.	 Hinweise zur Durchführung der Adveniat-
Weihnachtsaktion 2021

Auch das Jahr 2021 steht im Zeichen der Co-
rona-Pandemie. Adveniat-Partnerinnen und  
-Partnern aus Lateinamerika und der Karibik berich-
ten beinahe täglich, welche negativen Folgen die Co-
rona-Pandemie für die Menschen und vor allem für 
die Armen hat. In der Weihnachtsaktion 2021 stellt Ad-
veniat unter dem Motto „ÜberLeben in der Stadt“ die 
Situation der Menschen in den Städten Lateinamerikas 
in den Mittelpunkt.

Dazu wurden wieder vielfältige Materialien zur Vor-
bereitung von Gottesdiensten, der Weihnachtskollekte 
und der Öffentlichkeitsarbeit an die Pfarrämter ver-
schickt. Auch in diesem Jahr ist zu befürchten, dass 
nicht alle Menschen an den Weihnachtsgottesdiensten 
teilnehmen können oder wollen. Daher bittet Adveniat 
darum, die Spendentüten für die Weihnachtskollek-
te zu den Menschen zu bringen, zum Beispiel durch 
eine Verteilung mit dem Pfarrbrief oder die Auslage in 
kirchlichen Einrichtungen. Materialbestellungen kön-
nen jederzeit per Telefon, Fax oder E-Mail sowie online 
im Adveniat-Service www.adveniat.de/bestellungen 
mitgeteilt werden.

Die Adveniat-Weihnachtsaktion wird am 1. Advent 
(28. November 2021) mit Gottesdiensten an verschie-
denen Orten im Bistum Münster eröffnet.

Für den 1. Adventssonntag bietet es sich an, in den 
Gemeinden die Plakate auszuhängen und das Ad-
veniat-Magazin zur Weihnachtsaktion auszulegen. 
Für den Pfarrbrief, die Homepage und die Präsenz in 
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den sozialen Netzwerken bietet Adveniat im Internet 
zahlreiche Gestaltungshilfen unter www.adveniat.de/
gestaltungshilfen an. Adveniat finanziert die überwie-
gende Zahl der Projekte in Lateinamerika aus der Kol-
lekte an Weihnachten. Nur dank der Weihnachtskol-
lekte kann Adveniat den Armen in Lateinamerika und 
der Karibik beistehen. Die Pfarreien sind daher gebe-
ten, die Gläubigen auf die verschiedenen Möglichkei-
ten der Beteiligung an der Kollekte hinzuweisen, zum 
Beispiel auch auf die Möglichkeit der Online-Spenden, 
die unter den noch immer gegebenen Einschränkun-
gen durch die Corona-Pandemie für viele Menschen 
eine gute Möglichkeit bietet, ihre Weihnachtsgabe zu 
überweisen. Dem Pfarrbrief, der in vielen Gemeinden 
gerade zum Advent in die Familien gebracht wird, 
sollte die Spendentüte beigefügt werden, die auch In-
formationen zur Online-Spende bietet.

Am 3. Adventssonntag, dem 12. Dezember 2021, sollen 
in allen Gottesdiensten, einschließlich der Vorabend-
messen, der Aufruf der deutschen Bischöfe verlesen 
und die Spendentüten für die Adveniat-Kollekte ver-
teilt werden. Die Gläubigen werden gebeten, ihre Gabe 
am Heiligabend bzw. am 1. Weihnachtstag mit in den 
Gottesdienst zu bringen oder im Pfarrhaus abzugeben. 
Sie können ihre Spende auch auf das Kollektenkonto 
der (Erz-)Diözese überweisen. Auf Zuwendungsbe-
stätigungen für Spenden an Adveniat ist der Hinweis 
„Weiterleitung an den Bischöfliche Aktion Adveniat 
e. V.“ zu vermerken.

An Heiligabend bietet es sich an, in den Krippenfeiern 
und Gottesdiensten den Krippenaufsteller zu vertei-
len, der bei Adveniat unter www.adveniat.de/material 
in ausreichend großer Stückzahl bestellt werden kann. 
Zum Motiv des Krippenaufstellers passt die Weih-
nachtsgeschichte im Adveniat-Magazin. In den Spi-
rituellen Impulsen wird ein Krippenspiel vorgestellt. 
Weitere Anregungen für die Gestaltung des Advents 
hält Adveniat auf der Internetseite www.adveniat.de/
advent-erleben bereit.

In allen Gottesdiensten am Heiligabend, auch in den 
Kinder-Krippenfeiern, sowie in den Gottesdiensten am 
1.Weihnachtsfeiertag ist die Adveniat-Kollekte anzu-
kündigen und durchzuführen. Zur Ankündigung der 
Kollekte eignet sich ein Zitat aus dem Adveniat-Aufruf 
der deutschen Bischöfe oder die Übernahme der Vor-
lage zum Kollektenaufruf, die an die Pfarrer versendet 
wird. Bitte weisen Sie auch in den Pfarrbriefen auf die 
Wichtigkeit der Kollekte hin und informieren über die 
Möglichkeit der Online-Spende.

Der Ertrag der Kollekte ist von den Pfarrgemeinden 
mit dem Vermerk „Adveniat 2021“ vollständig und 
zeitnah auf das Konto der Bistumskasse Mainz, IBAN: 
DE74 3706 0193 4000 1000 19 bei der Pax-Bank eG. zu 
überweisen. Auf die Angaben der jeweiligen Statisti-
schen Belegnummer, Pfarreinummer sowie Koll. 2140 

ist unbedingt zu achten. Wir bitten um Einhaltung 
dieses Termins, da Adveniat gegenüber den Spender-
innen und Spendern zu einer zeitnahen Verwendung 
der Gelder verpflichtet ist. Die Kirchengemeinden sind 
verpflichtet, die bei allen Kollekten an Heiligabend 
und am 1. Weihnachtstag eingenommenen Mittel voll-
ständig an die (Erz-)Diözesen abzuführen.

Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es den 
Gemeindemitgliedern mit einem herzlichen Wort des 
Dankes bekannt gegeben werden. Adveniat bietet ent-
sprechende Vorlagen für den Pfarrbrief sowie Dank-
karten für den Versand an.

Gemeinden, die ihre Weihnachtsgottesdienste im Inter-
net streamen, bietet Adveniat meditative audiovisuelle 
Einspieler an, die unmittelbar vor dem Gottesdienst 
oder während der Kommunionausteilung eingespielt 
werden können. Sie können heruntergeladen werden 
auf der Seite www.adveniat.de/weihnachtsaktion.

Weitere Informationen und Materialien zur Adveni-
at-Weihnachtsaktion 2021 erhalten Sie bei: Bischöfliche 
Aktion Adveniat e. V., Gildehofstraße 2, 45127 Essen, 
Tel.: 0201/1756-295, Fax: 0201/1756-111 oder im Inter-
net unter www.adveniat.de/weihnachtsaktion.

89.	 Hinweise zur Aktion Dreikönigssingen 2022

Die deutschen Bischöfe laden zur Teilnahme an der 
64. Aktion Dreikönigssingen ein. Das Motto lautet: 
„Gesund werden – gesund bleiben. Ein Kinderrecht 
weltweit.“

Die Träger der Aktion Dreikönigssingen – das Kin-
dermissionswerk „Die Sternsinger“ und der Bund der 
Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) – bieten Ma-
terialien zur inhaltlichen Vorbereitung auf die Aktion 
an. Alle Gemeinden und Gruppen erhalten ab Anfang 
Oktober ein Infopaket. Die Materialien können auch 
beim Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ bestellt 
werden: im Online-Shop unter shop.sternsinger.de, 
per Telefon unter 0241/ 44 61-44 oder per E-Mail an: 
bestellung@sternsinger.de.

Im Film zur Aktion „Unterwegs für die Sternsinger: 
Gesund werden – gesund bleiben“ zeigt Kinderrepor-
ter Willi Weitzel, der wegen der Pandemie diesmal 
nicht persönlich zu Dreharbeiten ins Ausland reisen 
konnte, anhand von drei Beispielen in Ghana, Ägypten 
und dem Südsudan, wie Kinder mit Hilfe der Projekt-
partner der Sternsinger gesund werden und gesund 
bleiben.

Auch das Werkheft zur Aktion Dreikönigssingen 2022 
stellt Gesundheitsprojekte in verschiedenen afrika-
nischen Ländern vor. Spiele und Methoden helfen 
dabei, die Sternsinger auf die Aktion vorzubereiten. 
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Außerdem im Heft: das Quiz zum neuen Sternsin-
gerfilm, zahlreiche digitale Angebote für Ihre Stern-
singer-Arbeit und der Wettbewerb zum Empfang der 
Sternsinger im Bundeskanzleramt.

Die „Gottesdienste“ enthalten Vorschläge zur Gestal-
tung einer Eucharistiefeier und einer Wort-Gottes-Fei-
er zur Aussendung der Sternsinger sowie für eine 
Dankfeier. Zudem bieten sie flexibel einsetzbare Ele-
mente für Liturgie und Katechese. An die Sternsinger 
selbst richtet sich eine Sonderausgabe des „Sternsin-
ger-Magazins“, das das Thema der Aktion kindgerecht 
aufbereitet.
Die bundesweite Eröffnung der Aktion Dreikönigssin-
gen 2022 findet am 30. Dezember 2021 in Regensburg 
statt. Weitere Informationen finden Sie unter: www.
bja-regensburg.de/sternsinger. 

Angesichts der Corona-Pandemie sind möglicherweise 
besondere Vorsichtsmaßnahmen nötig. Aktuelle Infor-
mationen und Anregungen zur Umsetzung der Aktion 
finden Sie unter www.sternsinger.de/corona.

Das Kindermissionswerk als Geschäftsstelle der Akti-
on Dreikönigssingen in Aachen trägt dafür Sorge, dass 
die den Sternsingern anvertrauten Spenden über fach-
kundig begleitete Hilfsprojekte bedürftigen Kindern in 
aller Welt zugutekommen und dass die Mittel nachhal-
tig, transparent und sparsam verwendet werden.

Wenn Sie vor der anstehenden Sternsingeraktion 
ein bestimmtes Projekt auswählen wollen, das mit 
den Spenden Ihrer Sammlung unterstützt werden 
soll, schlägt Ihnen das Kindermissionswerk gern ein 
Projekt vor und sendet Ihnen dazu Informations-
material. Wenden Sie sich bei Interesse bitte direkt 
an das Kindermissionswerk: Tel. 0241/ 44 61-9290,  
E-Mail: gemeinden@sternsinger.de.

Alle Spendeneinnahmen aus der Aktion Dreikönigs-
singen sind gemäß der Ordnung der Deutschen Bi-
schofskonferenz für die Aktion Dreikönigssingen zeit-
nah und ohne Abzüge dem Kindermissionswerk „Die 
Sternsinger“ zuzuleiten: Konto: IBAN: DE95 3706 0193 
0000 0010 31 bei der Pax-Bank eG.

Alle Fragen rund ums Sternsingen beantworten 
wir gerne: Kindermissionswerk „Die Sternsinger“, 
Stephanstraße 35, 52064 Aachen, Tel. 0241/ 44 61-14, 
E-Mail: info@sternsinger.de.

Kirchliche Mitteilungen

90.	 Personalchronik
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91.	 Erwachsenenfirmung am 29. Januar 2022 im 
Mainzer Dom

Weihbischof Udo Bentz wird am 29. Januar 2022, um 
15:00 Uhr im Mainzer Dom dem Gottesdienst zur Er-
wachsenenfirmung vorstehen. Für eine Probe treffen 
sich die angemeldeten Firmbewerber/innen schon um 
14:00 Uhr im Dom zu Mainz.

Die Anmeldung erfolgt über das Referat Katechese. 
Hier erhalten Sie auch den Meldeschein zur Erwach-
senenfirmung. Er muss in doppelter Ausfertigung 
eingereicht werden. Beide Exemplare müssen sowohl 
von der Firmbewerberin oder dem Firmbewerber als 
auch vom jeweiligen Wohnortspfarrer (mit Pfarramts-
siegel) unterschrieben werden. Diese sind im Original 
(!) zusammen mit der Bescheinigung der Taufe (und 
gegebenenfalls der Konversion) per Post bis spätestens 
zwei Wochen vor der Firmspendung an das Referat 
Katechese zu senden: Dezernat Seelsorge, Referat Ka-
techese, Aaron Torner, Bischofsplatz 2, 55116 Mainz. 
Wenn die Taufpfarrei mit der Pfarrei, die zur Firmung 
anmeldet, identisch ist, braucht der Auszug aus dem 
Taufregister nicht beigefügt werden. Die Firmvorberei-
tung erfolgt in der Pfarrei vor Ort.
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Weitere Informationen für die Hauptamtlichen der 
Wohnortpfarrei und für die Firmbewerber/in erfolgen 
nach dem Eingang der Anmeldung. Anmeldeschluss 
ist Freitag, der 14. Januar 2022. Bei Fragen ist Aaron 
Torner telefonisch unter 06131 253-241 oder per E-Mail 
unter aaron.torner@bistum-mainz.de zu erreichen. 

92.	 Gabe der Erstkommunionkinder 2022

„Bei mir bist du groß!“ 

„Bei mir bist du groß!“ – unter dieses Leitwort stellt 
das Bonifatiuswerk in diesem Jahr seine Erstkommu-
nionaktion und bittet um die Gabe der Erstkommuni-
onkinder. Inhaltlich geht es bei der Erstkommunionak-
tion 2022 um die bekannte Begegnung des Zollpächters 
Zachäus mit Jesus in Jericho, von der im Lukasevange-
lium berichtet wird. 
Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christli-
cher Gemeinschaft und zur Vermittlung der christli-
chen Botschaft an die an nachfolgende Generationen in 
extremer Diaspora notwendig ist, u. a.: 
-	 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen 

und Wohngruppen
-	 religiöse Elementarerziehung in den katholischen 

Kindergärten in den neuen Bundesländern,
-	 Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse 

und diakonische Bildungsmaßnahmen,
-	 Religiöse Kinderwochen (RKW),
-	 Katholische Jugend-(verbands)arbeit,
-	 internationale religiöse Jugendbegegnungen,
-	 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosig-

keit, Gewalt und Missbrauch,
-	 ambulante Kinderhospizdienste,
-	 katholische Schulseelsorge und 

Studierendenseelsorge.

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der För-
derung der Kinder- und Jugendpastoral in der Dias-
pora mit der Festlegung der Erstkommuniongabe für 
dieses Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. 
Deshalb bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie 
alle ehrenamtlichen und hauptberuflichen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in der Erstkommunionvorbe-
reitung, durch ihre aktive Unterstützung diese zentrale 
Arbeit auch im Jahr 2022 mitzutragen. Als Hilfswerk 
für den Glauben ist es unser Anspruch, unsere Projekt-
partner solidarisch und in zuverlässiger Kontinuität zu 
begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere 
Spenderinnen und Spender angewiesen. Aus Mitteln 
der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes 
werden Projekte in Deutschland, Nordeuropa und 
dem Baltikum gefördert. Diese Förderung ist unter an-
derem nur dank der großzügigen Gabe der Erstkom-
munionkinder möglich. Durch die Corona-Pandemie 
sind diese Spenden stark eingebrochen. Umso mehr 
bittet das Bonifatiuswerk auch in diesen schwierigen 
Zeiten um eine verlässliche Hilfe. 

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit An-
regungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur Erst-
kommunionaktion veröffentlicht. Neben Beiträgen re-
nommierter Religionspädagogen und Theologen zum 
Thema enthält der Erstkommunion-Begleiter auch In-
formationen zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie die Vorstellung des Beispielprojektes 
2022. Dazu ist auf der Homepage des Bonifatiuswerkes 
auch ein Projektfilm zu finden, der in der Erstkommu-
nionvorbereitung eingesetzt werden kann. Aktuel-
les zur Vorbereitung liefert viermal im Jahr auch der 
Erstkommunion-Newsletter, der kostenfrei auf www.
bonifatiuswerk.de/newsletter abonniert werden kann. 

Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkom-
munionposter, Begleithefte, Spendentüten, Briefe 
an die Kommunionkinder usw.) erfolgt automatisch 
bis spätestens Februar 2022. Bereits im August 2021 
wurden die Begleithefte zum Thema „Bei mir bist du 
groß!“ verschickt. 

Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf das 
im Kollektenplan angegebene Konto mit dem Vermerk 
„Gabe der Erstkommunionkinder“. Vielen Dank!

Thema und Materialien zur Erstkommunionaktion 
2023 können zudem wieder bereits ab Frühjahr 2022 
unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden. 

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an: 
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V., Dias-
pora-Kinder- und -Jugendhilfe, Kamp 22, 33098 Pa-
derborn, Tel.: 05251 29 96-94, Telefax: 05251 29 96-88, 
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de,  
Internet: www.bonifatiuswerk.de

93.	 Gabe der Neugefirmten 2022 

„Viele Gaben. Ein Geist“ 

Das Leitwort der diesjährigen Firmaktion des Bonifati-
uswerkes lautet: „Viele Gaben. Ein Geist.“ Es greift da-
mit auf, was bereits die ersten Christinnen und Chris-
ten erfahren durften: Der eine Geist Gottes schenkt eine 
Vielfalt der Gaben, die es zum Aufbau der Gemeinde 
und der Gemeinschaft in der Nachfolge Jesu einzuset-
zen gilt. Mit der Firmaktion 2022 möchten wir Firmbe-
werberinnen und Firmbewerber sowie Katechetinnen 
und Katecheten dazu ermutigen, ihre große Fülle an 
Talenten und Gaben (neu) zu entdecken, zu entwickeln 
und im Geist des Evangeliums für andere Menschen in 
einer vielfältigen Gesellschaft einzusetzen.
Auch in diesem Jahr bitten wir wieder um die Gabe 
der Neugefirmten. Die Kinder- und Jugendhilfe des 
Bonifatiuswerkes fördert, was zur Begegnung im Glau-
ben und zur Vermittlung der christlichen Botschaft 
an nachfolgende Generationen in extremer Diaspora 
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notwendig ist. Im Sinne einer subsidiären Hilfe unter-
stützen wir in den deutschen, nordeuropäischen und 
baltischen Diaspora-Gemeinden u.a.: 
-	 katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen 

und Wohngruppen
-	 religiöse Elementarerziehung in den katholischen 

Kindergärten in den neuen Bundesländern,
-	 Sakramentenkatechese, sowie andere religiöse 

und diakonische Bildungsmaßnahmen,
-	 Religiöse Kinderwochen (RKW),
-	 Katholische Jugend-(verbands)arbeit,
-	 internationale religiöse Jugendbegegnungen,
-	 kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosig-

keit, Gewalt und Missbrauch,
-	 ambulante Kinderhospizdienste,
-	 katholische Schulseelsorge und 

Studierendenseelsorge.

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der För-
derung der Kinder- und Jugendpastoral in der Dias-
pora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses An-
liegen immer wieder deutlich unterstrichen. Deshalb 
bitten wir die in der Pastoral Tätigen, sowie alle ehren-
amtlichen und hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Firmvorbereitung, durch ihre akti-
ve Unterstützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 
2022 mitzutragen. Als Hilfswerk für den Glauben ist 
es unser Anspruch, unsere Projektpartner solidarisch 
und in zuverlässiger Kontinuität zu begleiten. Um 
helfen zu können, sind wir auf unsere Spenderinnen 
und Spender angewiesen. Aus Mitteln der Kinder- und 
Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes werden Projekte in 
Deutschland, Nordeuropa und dem Baltikum geför-
dert. Diese Förderung ist unter anderem nur dank der 
großzügigen Gabe der Neugefirmten möglich. Durch 
die Corona-Pandemie sind diese Spenden stark einge-
brochen. Umso mehr bittet das Bonifatiuswerk auch in 
diesen schwierigen Zeiten um eine verlässliche Hilfe. 

Erneut hat das Bonifatuswerk ein Firmbegleitheft mit 
Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Firmaktion „Viele Gaben. Ein Geist.“ veröffentlicht. 
Der Firmbegleiter 2022 enthält zudem Informationen 
zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe so-
wie die Vorstellung des Beispielprojektes 2022. Dazu 
ist auf der Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein 
Projektfilm zu finden, der in der Firmvorbereitung ein-
gesetzt werden kann.
Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleithef-
te, Spendentüten, Briefe an die Gefirmten und Medit-
ationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig zu dem  

im Firmplan bekanntgegebenen Termin. Materialhefte 
zur Aktion 2022 wurden Ihnen bereits im August 2021 
zugestellt.
Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Fir-
maktion 2023 können zudem bereits ab Frühjahr 2022 
unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden. 

Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollek-
tenplan angegebene Konto mit dem Vermerk „Gabe 
der Gefirmten“. Vielen Dank!

Sollten Ihnen die o.g. Unterlagen nicht zugegangen 
sein, wenden Sie sich bitte jederzeit und gerne an:
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V., Dias-
pora-Kinder- und -Jugendhilfe, Kamp 22, 33098 Pa-
derborn, Tel.: 05251 29 96-94, Telefax:  05251 29 96-88, 
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de,  
Internet: www.bonifatiuswerk.de
Kamp 22, 33098 Paderborn

94.	 Abdruck von Textpassagen aus liturgischen 
Büchern 

Texte oder Textpassagen aus liturgischen Büchern sind 
urheberrechtlich geschützt. Für Gebete, biblische Le-
sungen, liturgischen Anweisungen u.a. gelten die Vor-
schriften des Urheberrechtsgesetzes gleichermaßen 
wie für andere Werke der Literatur, der Wissenschaft 
und der Kunst. 
Mit der Wahrnehmung der Rechte an den liturgischen 
Büchern haben die (Erz-)Bischöfe als Herausgeber die 
„Ständige Kommission für die Herausgabe der ge-
meinsamen liturgischen Bücher im deutschen Sprach-
gebiet“ (www.staeko.net) beauftragt. Die Unterkom-
mission Urheber-, Medien- und Verlagsrecht des VDD 
hat dazu das Merkblatt „Genehmigungspflicht für den 
Abdruck von Textpassagen aus liturgischen Büchern 
(Gebete, biblische Lesungen)“ erarbeitet. Das Merk-
blatt ist auf der Homepage der Deutschen Bischofskon-
ferenz abrufbar unter: https://www.dbk.de/ueber-uns/
verband-der-dioezesen-deutschlands-vdd/dokumente 

Bei Rückfragen steht Ihnen der Leiter des Referats Li-
turgie, Herr Tobias Dulisch, zur Verfügung. (E-Mail: 
liturgie@bistum-mainz.de)

95.	 Merkblatt „Genehmigungspflicht für den 
Abdruck von Textpassagen aus liturgischen 
Büchern“

Herausgegeben vom Bischöflichen Ordinariat Mainz – Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz, Generalvikar
Druck: Bischöfliche Kanzlei

Bezugspreis jährlich € 15,– einschl. Versandkosten
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der Unterkommission  
Urheber-, Medien- und Verlagsrecht  
des Verbandes der Diözesen Deutschlands 

 
 

 
Genehmigungspflicht für den Abdruck von Textpassagen 

aus liturgischen Büchern (Gebete, biblische Lesungen) 
 

I. Genehmigungspflicht für liturgische Texte 

Texte aus liturgischen Büchern sind urheberrechtlich geschützt! Für Texte oder Textpassagen aus 
liturgischen Büchern gelten die Vorschriften der Urheberrechtsgesetzes gleichermaßen wie für andere 
Werke der Literatur, der Wissenschaft und der Kunst. Dazu gehören einerseits die Gebete, Gesänge 
und liturgischen Anweisungen, andererseits auch die biblischen Lesungs- und Psalmentexte im got-
tesdienstlichen Zusammenhang, die in den offiziellen Bänden des Lektionars und des Stundenbuchs 
abgedruckt sind. Diese sind der Einheitsübersetzung der Hl. Schrift (1980/2016) entnommen und für 
den liturgischen Kontext entsprechend angepasst. Wenn Textpassagen aus liturgischen Büchern über-
nommen werden sollen, ist für Nutzung der jeweiligen Textpassage grundsätzlich die Genehmigung 
des jeweiligen Rechteinhabers erforderlich.  
 
Mit der Wahrnehmung der Rechte an den liturgischen Büchern haben die (Erz-)Bischöfe als Heraus-
geber die „Ständige Kommission für die Herausgabe der gemeinsamen liturgischen Bücher im deut-
schen Sprachgebiet“ (StäKo) beauftragt. Um Genehmigung zum Abdruck von Gebets- und Bibel-
Texten/Perikopen aus Liturgischen Büchern oder im gottesdienstlichen Zusammenhang in eigenen 
Veröffentlichungen ist bei der StäKo1 anzufragen. Dasselbe gilt für digitale Rechte an den oben ge-
nannten Texten. 
 
Unter gottesdienstlichem Zusammenhang ist zu verstehen: 

1. Verwendung der Texte in Gottesdiensten und Andachten 
2. Texte mit Bezug zur liturgischen Leseordnung (auch Zitatsammlungen, z. B. Kalender) 
3. Verwendung der Texte in Büchern, die der Gestaltung und Vorbereitung eines Gottesdienstes 

dienen (z. B. Predigtsammlungen/Predigthilfen, Modellbücher mit Gottesdienstentwürfen etc.) 
4. Verwendung von Schriftlesungen im Kontext liturgischer Bildung in Schule und Erwachse-

nenbildung 
5. Zitatsammlungen im Zusammenhang mit Sakramenten und Sakramentalien (Taufe, Trauung,  

                                                 
1 Sekretariat der Ständigen Kommission 
c/o Deutsches Liturgisches Institut 
Postfach 2628 
54216 Trier 
E-Mail: info@staeko.net 
Fax: 0651 94808-33 
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Begräbnis) 

Unter gottesdienstlichem Zusammenhang werden nicht verstanden: 

1. Biblische Impulsbücher ohne Bezug zur liturgischen Leseordnung 
2. exegetische Bibelauslegung ohne Bezug zur liturgischen Leseordnung 
3. Bibelkurse 
4. Bibelpastorale Arbeitshilfen 

Handelt es sich um Bibeltexte aus der Einheitsübersetzung, die nicht im gottesdienstlichen Zusam-
menhang stehen, ist für die (ebenfalls notwendige) Genehmigung für einen Abdruck bei der Katholi-
schen Bibelanstalt in Stuttgart (KBA2) anzufragen.  
 

II. Ausnahmen von der Genehmigungspflicht  
 

a) Gemeinfreie liturgische Texte 

Zu den gemeinfreien liturgischen Texten, die keine Rechteangabe benötigen, gehören insbesondere 
folgende Gebete: Kreuzzeichen, Vaterunser, Apostolisches Glaubensbekenntnis, Großes Glaubensbe-
kenntnis und das Gegrüßet seist du, Maria. 
 

b) Kürzere Zitate  

Zulässig ist die Nutzung einer einzelnen Textstelle zum Zwecke des Zitats. Nutzungen von Versen 
oder einzelnen Abschnitten aus den liturgischen Büchern in eigenen Veröffentlichungen sind auch 
ohne vorherige Genehmigung beim Rechteinhaber erlaubt, solange und soweit sie als Zitat verwendet 
werden. Diese Privilegierung dient dem Allgemeininteresse an freier geistiger Auseinandersetzung. 
Allerdings ist auch in diesem Fall an geeigneter Stelle die Quelle und der Inhaber der Rechte anzuge-
ben.3  
 
 

                                                 
2 Katholische Bibelanstalt GmbH 
Rechte und Lizenzen 
Deckerstraße 39 
70372 Stuttgart 
rechte@bibelwerk.de 
 
ab dem 1.1.2022 
Silberburgstr. 121 
70372 Stuttgart 
 
3 Auf der Homepage der StäKo wird eine Übersicht aller liturgischen Bücher angeboten, die eine knappe Quellenangabe 
ermöglicht (staeko.net). 
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